
Kleine Fließgewässer kooperativ entwickeln
Erfolgsmodelle für die Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie
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Europa hat ein klares Ziel vor Augen. Über Länder- und Verwaltungsgrenzen hinweg 
sollen bis zum Jahr 2015 alle Gewässer in einem intakten Zustand sein. Grundlage hier-
für ist die im Jahr 2000 verabschiedete EU-Wasserrahmenrichtlinie. Eine nachhaltige 
und konfl iktarme Umsetzung der erforderlichen Maßnahmen stellt für alle Beteiligten 
eine große Herausforderung dar, weil oftmals ganz unterschiedliche Interessen vor Ort 
aufeinander treffen. 

Der vorliegende Leitfaden gibt denen Hilfestellung, die mit der praktischen Umsetzung 
der Wasserrahmenrichtlinie betraut sind und einem kooperativen Umsetzungsprozess 
offen gegenüber stehen. Die Inhalte des Leitfadens sind keine Theorie. Die Informati-
onen und Beispiele stammen von Praktikern. Der Deutsche Verband für Landschafts-
pfl ege (DVL) hat bundesweit Maßnahmen analysiert und daraus die Erfolgsfaktoren für 
die Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie an kleinen Fließgewässern identifi ziert. 

Der DVL ist der Dachverband der Landschaftspfl egeverbände, der Biologischen Stationen 
und ähnlicher Vereinigungen. Landschaftspfl egeverbände bringen unterschiedliche Inte-
ressen an einen Tisch und versuchen, tragfähige Kompromisse zu fi nden. Dieses ausglei-
chende Prinzip ist ein Grundpfeiler der Arbeit der Landschaftspfl egeverbände. 
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 VORWORT1.

Die Europäische Wasserrahmenrichtlinie gibt ein 
großes und wichtiges Ziel vor: Bis zum Jahr 2015 
sollen alle Gewässer Europas – von einigen Aus-
nahmen abgesehen – in einem guten ökologischen 
Zustand sein. Um das zu erreichen, müssen alle Be-
teiligten an einem Strang ziehen. 

Der Deutsche Verband für Landschaftspflege (DVL) 
ermittelte deshalb mit Unterstützung des Umwelt-
bundesamtes Erfolgsfaktoren, wie dieses Ziel er-
reicht werden kann. Diese Erfolgsfaktoren werden 
im vorliegenden Leitfaden beschrieben und mit an-
schaulichen Beispielen verdeutlicht. Das Umwelt-
bundesamt hatte an den Arbeiten des DVL gro-
ßes Interesse, weil der gute ökologische Zustand 
in Deutschland oft gerade wegen Veränderungen 
an der Gewässermorphologie verfehlt wird. Das 
UBA hatte daher bereits die Zusammenstellung der 
technischen Verbesserungsmöglichkeiten in einem 
Merkblatt der Deutschen Vereinigung für Wasser, 
Abwasser und Abfall (DWA) unterstützt.

Den Autoren war vor allem die Praxisnähe der Bei-
spiele ein großes Anliegen. Neben Empfehlungen 
an die Politik enthält der Leitfaden daher prakti-
sche Tipps für die Akteure zur Gewässerrenaturie-
rung. Eine wichtige Rolle kommt der Gestaltung 
der Öffentlichkeitsarbeit zu, von der Vorbereitung 
„Runder Tische“ bis zur Koordination verschiede-
ner Finanzquellen.

Im Mittelpunkt der Betrachtung stehen kleinere 
Fließgewässer, denn sie prägen die tägliche Arbeit 
von Verbänden, die sich für die Umsetzung der 
Wasserrahmenrichtlinie engagieren. Oft sind die 
Talauen an den Oberläufen der großen Flüsse in ih-
rer Summe für den ökologischen Zustand des ge-
samten Einzugsgebiets entscheidend. Das macht sie 
wichtig für Europa.

Allen Partnern, die zum Gelingen des Leitfadens 
beigetragen haben, danken wir für ihre wertvolle 
Arbeit und die vorliegenden Praxistipps. Für die 
wasserwirtschaftlichen Initiativen in Ihrer Region 
wünschen wir viel Erfolg und hoffen, dass der Leit-
faden Ihnen bei der Umsetzung ihrer Gewässer-
schutzprojekte eine Hilfe sein wird.

Josef Göppel, MdB
Vorsitzender des 

Deutschen Verbandes 
für Landschaftspflege

Jochen Flasbarth
Präsident des

Umweltbundesamtes
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 EinLEiTUng1.

Europa hat ein klares Ziel vor Augen: Über Län-
der- und Verwaltungsgrenzen hinweg sollen bis 
2015 alle Gewässer in einem intakten Zustand sein. 
Grundlage hierfür ist die im Jahr 2000 verabschie-
dete EU-Wasserrahmenrichtlinie. Seitdem wurden 
Gutachten geschrieben, Strategien entwickelt und 
zahlreiche Pläne erstellt. Nach mehrjähriger Vor-
laufzeit stehen nun endlich die konkreten Verbes-
serungsmaßnahmen im Vordergrund. Bäche, Flüsse, 
Seen und Grundwasser sollen in einen „Guten che-
mischen und ökologischen Zustand“ gebracht wer-
den, das heißt, wir müssen ihr Wasser sauberer, 
ihre Ufer natürlicher und ihren Lauf durchgängi-
ger gestalten.

An der Umsetzung sind in den Regionen eine Viel-
zahl von Akteuren aus Behörden, Verbänden und 
Betrieben beteiligt, oftmals mit ganz unterschied-
lichen Interessen. Wasserwirtschaft, Naturschutz, 
Landwirtschaft, Industrie, Wasserkraft oder Nah-
erholung ziehen nicht immer an einem Strang. 
Eine nachhaltige und konfliktarme Umsetzung der 
erforderlichen Maßnahmen stellt deshalb für alle 
Beteiligten eine große Herausforderung dar. Die 
Grundphilosophie der Landschaftspflegeverbände 
beruht auf dem Prinzip der Zusammenarbeit mit 
den Interessengruppen. Viele gute Beispiele aus 
der Praxis zeigen, wie es auch bei der naturnahen 
Entwicklung von Gewässern gelingen kann, Land-
wirte, Naturschützer und Unterhaltungspflichtige 
an einen Tisch zu bringen. Der gleichberechtigte 
und kooperative Umgang hat sich in vielen Fällen 
als entscheidender Erfolgsfaktor bei der Umset-
zung der Maßnahmen erwiesen.

Der vorliegende Leitfaden will denen Hilfestel-
lung geben, die mit der praktischen Umsetzung 
der Wasserrahmenrichtlinie betraut sind und einem 
kooperativen Umsetzungsprozess offen gegenüber 
stehen. Er richtet sich an Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter von Verbänden, Kommunen, Wasser- und 
Bodenverbänden, Fachbehörden und Planungsbü-
ros. Der inhaltliche Fokus liegt auf der Entwicklung 
der kleineren Fließgewässer. Sie machen mehr als 
zwei Drittel des Fließgewässernetzes aus und ha-
ben in ihrer Summe eine große Wirkung auf den 
Zustand der gesamten Flussgebietseinheiten. Da-
neben spielt die Wasserrückhaltefähigkeit in den 
Auen der kleinen Bäche für den Hochwasserschutz 
eine bedeutende Rolle.

Die Inhalte des Leitfadens sind keine Theorie. Die 
Informationen und Beispiele stammen von Prak-
tikern und wurden vom Deutschen Verband für 
Landschaftspflege (DVL) zusammen getragen. Er 
gibt einen Überblick über die Hintergründe der 
Wasserrahmenrichtlinie, stellt Beispiele aus verschie-
denen Bundesländern für die kooperative Entwick-
lung naturnaher Fließgewässer vor, definiert Schlüs-
selfaktoren und Empfehlungen für eine gelungene 
Zusammenarbeit der Akteure und gibt Hinweise, 
welche Instrumente aus Naturschutz, Wasserwirt-
schaft und Landwirtschaft sich bei der Umsetzung 
der Wasserrahmenrichtlinie sinnvoll ergänzen kön-
nen. Auch enthält er eine Auflistung möglicher Fi-
nanzquellen für die anstehenden Aufgaben.

Der Leitfaden entstand im Rahmen des Projekts 
„Kooperative Umsetzung der Wasserrahmenrichtli-
nie an kleineren Fließgewässern“, gefördert durch 
das Umweltbundesamt. In drei Gebieten – Schwar-
tau und Schwentine in Schleswig-Holstein, die Bröl 
in Nordrhein-Westfalen sowie Gewässer von Milz 
und Werra in Thüringen – wurde die Gewässer-
entwicklung über einen Zeitraum von zwei Jahren 
eng begleitet und ausgewertet. Daneben wurden 
weitere Projektbeispiele aus dem gesamten Bun-
desgebiet zusammengetragen. Allen Partnern, die 
zum Gelingen des Leitfadens beigetragen haben, 
danken wir für die Zuarbeit und für zahlreiche In-
formationen!

Folgende Wegweiser sollen ihnen das Lesen 
des Leitfadens erleichtern:

 = Beispiel

 = Literaturempfehlung

 = Interview 

 = Information  
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 DiE EUROpäiScHE WaSSERRaHmEnRicHTLiniE –  
 ambiTiOniERTE ZiELE FüR DEn gEWäSSERScHUTZ2.

Die im Dezember 2000 in Kraft getretene Europäi-
sche Wasserrahmenrichtlinie (WRRL) 2000/60/EG 1) 

setzt neue Maßstäbe für die Entwicklung unserer 
Gewässer. Über Staats- und Ländergrenzen hin-
weg sollen Flüsse, Seen, Küstengewässer und das 
Grundwasser einen guten Zustand erreichen.

2.1 Rechtliche Vorgaben
Die Wasserrahmenrichtlinie wurde als „Richtlinie 
2000/60/EG des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 23. Oktober 2000 zur Schaffung 
eines Ordnungsrahmens für Maßnahmen der Ge-
meinschaft im Bereich der Wasserpolitik“ auf eu-
ropäischer Ebene erlassen. Durch Änderungen im 
Wasserhaushaltsgesetz (WHG) und in den Wasser-
gesetzen der Bundesländer wurde die Richtlinie an-
schließend im deutschen Recht verankert. 

Um die Wasserverschmutzung durch Schadstoffe 
– wie in der Wasserrahmenrichtlinie gefordert – zu 
begrenzen, wurde von der EU 2008 die „Tochter-
richtlinie Prioritäre Stoffe 2)“ verabschiedet. In der 
Richtlinie werden für die als gefährlich eingestuf-
ten Stoffe neue Immissionsgrenzwerte festgelegt, 
die in den Gewässern einzuhalten sind. 

Weitere EU-Regelungen, die die Umsetzung der 
Wasserrahmenrichtlinie berühren, sind 

1. die 2007 in Kraft getretene 
 Grundwasserrichtlinie 3)

 Die Grundwasserrichtlinie legt spezielle Maß-
nahmen zur Verhinderung und Begrenzung 
der Grundwasserverschmutzung fest. Sie ent-
hält weiterhin Kriterien für die Einstufung der 
Grundwasserqualität und regelt die Einrichtung 
von Überwachungsprogrammen zur Überprü-
fung und Bewertung des Grundwasserzu-
stands.

2. die Hochwasserrichtlinie 4)

 Die Hochwasserrichtlinie verpflichtet die Mit-
gliedstaaten, bis zum Jahr 2015 Hochwasser-
risiko-Managementpläne zu erstellen. Die Ma-
nagementpläne enthalten Maßnahmen zur Re-
duzierung von Hochwasserrisiken. Sie sollen ab 
dem zweiten Bewirtschaftungszyklus der Was-
serrahmenrichtlinie in die vorgesehenen Über-
prüfungen der Bewirtschaftungspläne einbe-
zogen werden. 

2.2  Flusseinzugsgebiete –  
 naturräume geben den Rahmen vor 
Die Wasserrahmenrichtlinie bringt eine entschei-
dende Veränderung mit sich: Flüsse, Seen, Küsten-
gewässer, Übergangsgewässer und das Grundwas-
ser, ihre Auebereiche und Einzugsgebiete werden 
erstmals als Einheit betrachtet. Das Denken und 
Handeln an den Gewässern orientiert sich deshalb 
nicht mehr an administrativen Grenzen und Zu-
ständigkeiten. Den Rahmen geben die naturräum-
lichen Gegebenheiten vor. Die Bewirtschaftung 
der Gewässer erfolgt zukünftig über Ländergren-
zen hinweg in Flussgebietseinheiten. Diese erfassen 
das Einzugsgebiet eines Flusses einschließlich des 
Grundwassers und der Küstengewässer. 

Deutschland ist an den folgenden zehn Flussge-
bietseinheiten beteiligt, wovon acht grenzüber-
schreitend sind:

1. Donau 6. Elbe
2. Rhein 7. Oder
3. Maas 8. Eider
4. Ems 9. Schlei / Trave
5. Weser 10. Warnow / Peene

Die Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie, ins-
besondere die Erstellung und Umsetzung der Be-
wirtschaftungspläne und Maßnahmenprogramme, 
wird auf Ebene der Flusseinzugsgebiete koordiniert. 
Von den Mitgliedstaaten waren hierfür die benö-
tigten Strukturen einzurichten. 

Die Regelungen der Wasserrahmenrichtlinie gel-
ten zwar für alle Gewässer, Berichtspflichten ge-
genüber der EU bestehen jedoch lediglich für Fließ-
gewässer mit einem Einzugsbereich über 10 km2.

1) http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2000:
327:0001:0072:DE:PDF

2) Richtlinie 2008/105/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 16. Dezember 2008 über Umweltqualitätsnormen im Bereich 
der Wasserpolitik und zur Änderung und anschließenden Aufhe-
bung der Richtlinien des Rates 82/176/EWG, 83/513/EWG, 84/156/
EWG, 84/491/EWG und 86/280/EWG sowie zur Änderung der 
Richtlinie 2000/60/EG

3) Richtlinie 2006/118/EG des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 12. Dezember 2006 zum Schutz des Grundwassers vor 
Verschmutzung und Verschlechterung

4) Richtlinie 2007/60/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 23. Oktober 2007 über die Bewertung und das Management 
von Hochwasserrisiken
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2.

2.3 Umweltziele
Die Wasserrahmenrichtlinie zielt darauf ab, die eu-
ropäischen Gewässer als funktionsfähige Ökosys-
teme zu erhalten und einen nachhaltigen Schutz 
der Ressource Wasser sicherzustellen. Das Leitbild 
ist eine natürliche Vielfalt an Pflanzen und Tieren 
in den Gewässern, ihre unverfälschte Gestalt und 
Wasserführung sowie die natürliche Qualität des 
Oberflächen- und Grundwassers.

Die Umweltziele werden durch Artikel 4 der Richt-
linie bestimmt. Bei oberirdischen Gewässern soll 
der so genannte gute ökologische und chemische 
Zustand 5) erreicht werden. Beim Grundwasser ist 
der gute mengenmäßige und chemische Zustand 
6) das Ziel. Zur Bewertung des ökologischen Zu-
stands der Oberflächengewässer werden biologi-
sche Einflussgrößen, etwa das Vorkommen typi-
scher Wasserpflanzen und -tiere, herangezogen. 
Der chemische Zustand der Gewässer ergibt sich 
aus der Belastung mit Stoffen, von denen ein euro-
paweites Risiko ausgeht. Als solche wurden 33 pri-
oritäre Stoffe bzw. Stoffgruppen eingestuft, des-
sen Grenzwerte nicht überschritten werden dürfen. 
Zu den als prioritär eingestuften Stoffen zählen 
Schwermetalle, Pflanzenschutzmittel und organi-
sche Verbindungen aus der Chemieindustrie. 

Um die Vorgaben der Wasserrahmenrichtlinie zu 
erreichen, wurde ein grundsätzliches Verschlech-
terungsverbot formuliert. Gewässer, die den An-
forderungen an einen guten Zustand nicht genü-
gen, sind zu sanieren. Abweichende Umweltziele 
gibt es nur bei künstlichen oder vom Menschen er-
heblich veränderten Gewässern, die von den Mit-
gliedstaaten unter bestimmten Voraussetzungen 7) 
als solche eingestuft werden können. Hier gilt es, 
anstelle des guten Zustands das gute ökologische 
Potenzial 8) zu erreichen. 

Diese Sonderregelung wurde eingeführt, da für 
eine Reihe von natürlichen Gewässern der gute 
ökologische Zustand nur bei Aufgabe der Nutzun-
gen realisierbar wäre. So wäre etwa an Bundes-
wasserstraßen die Überführung der Flüsse in einen 
natürlichen Zustand vielerorts nur mit erheblichen 
Beeinträchtigungen der Schifffahrt möglich. Mit 
dem guten ökologischen Potenzial soll die größt-
mögliche Naturnähe erreicht werden, die die be-
stehenden Nutzungen noch zulassen. 

Abb. 1: Flussgebietseinheiten in Deutschland
Quelle: Umweltbundesamt

5) Die Definition des guten ökologischen Zustands von Oberflächen-
gewässern findet sich im Anhang V der Wasserrahmenrichtlinie 
2000/60/EG, und zwar in der Tabelle 1.2 im Allgemeinen sowie in 
den Tabellen 1.2.1 bis 1.2.4. detailliert für verschiedene Gewässer-
kategorien (Flüsse, Seen, Übergangsgewässer, Küstengewässer)

6) Definitionen dazu im Anhang V, Kap. 2 der Wasseramenrichtlinie
7) Ein künstlicher Wasserkörper ist nach Artikel 2 Nummer 8 der 

Wasserrahmenrichtlinie ein von Menschenhand geschaffener 
Oberflächenwasserkörper. Ein künstlicher Wasserkörper liegt dann 
vor, wenn vor seiner Herstellung kein natürlicher Oberflächenwas-
serkörper an seiner Stelle existierte. Wasserbauliche Veränderungen 
machen einen natürlichen Oberflächenwasserkörper nicht zu 
einem künstlichen. Maßgebend für die Unterscheidung zwischen 
künstlichen und natürlichen Oberflächenwasserkörpern ist allein 
der Ursprung, nicht eine spätere anthropogene Überformung. Nach 
Artikel 2 Nummer 9 WRRL ist ein erheblich veränderter Wasserkör-
per ein Oberflächenwasserkörper, in dessen Wesen der Mensch 
mit „physikalischen”Veränderungen erheblich eingegriffen hat. Als 
solche Veränderungen sind ausschließlich hydromorphologische 
Veränderungen zu verstehen, wie sich aus Artikel 4 Absatz 3 ergibt. 
Änderungen zum Beispiel des Wärmehaushaltes gelten in diesem 
Zusammenhang nicht als physikalische Veränderungen. Besser sollte 
man daher wohl von physischen Veränderungen sprechen. 

8) Die Definition des ökologischen Potenzials findet sich im Anhang V, 
Tab. 1.2.5. der Wasserrahmenrichtlinie 2000/60/EG

Europäischer Flusskrebs (Foto: Biologische Station Oberberg)



10

 DiE EUROpäiScHE WaSSERRaHmEnRicHTLiniE –  
 ambiTiOniERTE ZiELE FüR DEn gEWäSSERScHUTZ2.

Zuständigkeiten
Die Wasserrahmenrichtlinie fordert ein zusammen-
hängendes Konzept für die Bewirtschaftung einer 
Flussgebietseinheit. Damit wird eine Länder- und 
Staatengrenzen überschreitende Koordination er-
forderlich, die die deutsche Wasserwirtschaftsver-
waltung vor neue organisatorische Herausforderun-
gen stellte. Grundsätzlich konnte die Umsetzung 
der Wasserrahmenrichtlinie sowohl national als 
auch international an die bestehenden Strukturen 
und Behörden übertragen werden. Diese Struktu-
ren mussten jedoch – vor allem im internationa-
len Bereich – an die Erfordernisse der Wasserrah-
menrichtlinie angepasst werden. Darüber hinaus 
wurden Koordinierungsgremien oder -ebenen ein-
gerichtet, um die nach der Wasserrahmenrichtli-
nie erforderliche Abstimmung sicherzustellen. Die 
Wasserrahmenrichtlinie forderte bis Mitte 2004 die 
Meldung der für die Umsetzung der Richtlinie zu-
ständigen Behörden und Strukturen nach Brüssel; 
diese Meldung ist zwischenzeitlich abgeschlossen.

National sind Koordinierungsgremien in den be-
treffenden Flussgebietseinheiten eingerichtet wor-
den, die auf einer informellen oder teilweise for-
malisierten Grundlage (z. B. Staatsvertrag, Verwal-
tungsvereinbarung) arbeiten und an denen die 
betroffenen Verwaltungen beteiligt sind. Bereits 
hier wird die Einbindung der Wasserwirtschaftsver-
waltungen aus den benachbarten Mitgliedstaaten 
erwogen, um frühzeitig eine Abstimmung zu errei-
chen und verschiedene Interessen berücksichtigen 
zu können. Für jede Flussgebietseinheit gibt es in 
Anbetracht der Größe und der an ihr beteiligten 
Länder und / oder Staaten hinsichtlich der Koordi-
nierung unterschiedliche Ansätze. 

Für die Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie sind 
in Deutschland die Umweltministerien der Bundes-
länder zuständig 9). Innerhalb der Flusseinzugsge-

biete wurden für die Bearbeitung vielerorts klei-
nere Einheiten wie Runde Tische oder Arbeitsgrup-
pen gebildet. Eine bundesweite Koordination der 
Aktivitäten erfolgt über die Bund-Länder-Arbeits-
gemeinschaft Wasser (LAWA). Dort werden u. a. 
bundeseinheitliche Vorgaben etwa zur Gewässer-
typologie, zur ökologischen Bewertung der Ge-
wässer oder zur Datenaufbereitung erarbeitet, um 
auf nationaler Ebene ein vergleichbares Vorgehen 
sicherzustellen.

2.4 beteiligung der Öffentlichkeit
Artikel 14 der Richtlinie verlangt von den Mitglied-
staaten, die aktive Beteiligung aller interessierten 
Stellen zu fördern und die Öffentlichkeit zu infor-
mieren und anzuhören. Es werden also drei Stufen 
der Beteiligung unterschieden:

 Information
 Anhörung
 aktive Beteiligung.

Während der Zugang zu Informationen und die 
Möglichkeit zur Anhörung und Stellungnahme zu 
gewährleisten sind, ist eine aktive Beteiligung nicht 
zwingend vorgeschrieben. Sie soll jedoch insbe-
sondere bei der Aufstellung, Überprüfung und Ak-
tualisierung der Bewirtschaftungspläne gefördert  
werden. 

Die Anhörung der Öffentlichkeit ist für drei Pha-
sen des Planungsprozesses vorgesehen. Verbänden, 
Unternehmen, einzelnen Bürgern, lokalen Gruppen 
oder sonstigen Interessierten muss hierbei mindes-
tens sechs Monate Zeit gewährt werden, um auf 
die von den Behörden entwickelten Pläne und Vor-
schläge reagieren zu können. Die erste Anhörungs-
runde im Jahr 2006 umfasste den Zeitplan und das 
Arbeitsprogramm für die Aufstellung der Bewirt-
schaftungspläne. Im nächsten Schritt erfolgte 2007 
die Anhörung zur Festlegung der wichtigsten Was-
serbewirtschaftungsfragen innerhalb der Flussein-
zugsgebiete. Dabei wurden die Themen, die in 
den Bewirtschaftungsplänen behandelt werden 
müssen, festgelegt, etwa das Mindern von Nähr-
stoffeinträgen und Schadstoffen oder das Herstel-
len der Gewässerdurchgängigkeit. Die Anhörung 
zu den Entwürfen der Bewirtschaftungspläne und 

9) Eine Liste der jeweils zuständigen Behörden kann von der Website 
des Bundesumweltministeriums heruntergeladen werden unter 
http://www.bmu.de/gewaesserschutz/downloads/doc/6347.php

Natürliche Fließgewässerstrukturen
(Foto: Biologische Station Oberberg)
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2.

Maßnahmenprogramme erfolgte im Jahr darauf. 
Neben den Anhörungsdokumenten müssen ge-
mäß Wasserrahmenrichtlinie auf Antrag auch Hin-
tergrundinformationen und -dokumente zur Verfü-
gung gestellt werden.

Die Möglichkeiten für eine aktive Beteiligung sind in 
Deutschland in den Bundesländern individuell gere-
gelt. Vielerorts wurden in den Flussgebietseinheiten 
Arbeitsgruppen oder Runde Tische eingerichtet, in 
denen sich Interessierte bei der Erörterung und Lö-
sung von Problemen einbringen konnten.

Zur Ausgestaltung der Öffentlichkeitsbeteiligung 
im Zuge der Wasserrahmenrichtlinie wurde auf EU-
Ebene ein Leitfaden 10) erarbeitet. Er dient den zu-
ständigen Behörden als Hilfestellung und zeigt die 
Möglichkeiten zur Mitwirkung auf.

2.5 ambitionierter Zeitplan
Die Wasserrahmenrichtlinie gibt einen ambitio-
nierten Zeitplan vor. Bis 2015 sollen alle Oberflä-
chengewässer und das Grundwasser in einem gu-
ten Zustand sein. Auf dem Weg dorthin sind von 
den Mitgliedstaaten mehrere Schritte unter Ein-
haltung verschiedener Fristen zu erfüllen. Bis Ende 
2004 war eine Bestandsaufnahme vorzunehmen, 
bei der zunächst der Zustand und die Belastungen 
der Gewässer erfasst, ein Verzeichnis der Schutz-
gebiete aufgestellt und eine wirtschaftliche Ana-
lyse der Wassernutzungen vorgenommen wurden. 
Je nach Gefährdung werden die Gewässer im Zuge 
der Wasserrahmenrichtlinie gezielt überwacht. 

Zur Beurteilung des Handlungsbedarfs und der 
Wirksamkeit von ergriffenen Maßnahmen wurden 
bis Ende des Jahres 2006 Monitoringprogramme 
aufgestellt und gestartet. Bis Ende 2009 waren für 
die Flussgebietseinheiten Bewirtschaftungspläne 
und Maßnahmenprogramme aufzustellen. Die 
darin festgelegten Maßnahmen sind bis zum Jahr 
2012 umzusetzen. Für die Zielerreichung können 
über das Jahr 2015 hinaus längere Fristen gewährt 
werden, wenn die Umsetzung der Maßnahmen in 
der Praxis innerhalb der vorgegebenen Zeit nicht 
möglich ist oder unverhältnismäßig teuer wäre. Be-
wirtschaftungspläne und Maßnahmenprogramme 
sind im sechsjährigen Turnus, also bis 2021 bzw. 
2027 fortzuschreiben.

zu gewährleisten zu fördern

Information Anhörung Aktive Beteiligung

Abb. 2: Quelle: http://www.partizipation.at/wasserpolitik.html (EU-
Leitfaden zur Beteiligung der Öffentlichkeit in Bezug auf die WRRL)
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6. Ziel: Guter Zustand der Wasserkörper

5. Maßnahmenprogramme umsetzen

4. Bewirtschaftungspläne aufstellen

3. Überwachungsprogramme aufstellen

2. Bestandsaufnahme

1. Rechtl. Umsetzung

Abb. 3: Zeitplan der Wasserrahmenrichtlinie

10) Leitfaden zur Beteiligung der Öffentlichkeit in Bezug auf die 
Wasserrahmenrichtlinie. Kann auf der Website des Umweltbundes-
amtes www.uba.de heruntergeladen werden.
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Wie Lebensadern ziehen sich Tausende kleiner 
Flüsse und Bäche durch unsere Landschaft. In einem 
weit verzweigten Netz fließen sie durch Felder, Wie-
sen, Wälder und Ortschaften und weisen dabei eine 
ebenso große Vielfalt wie die sie umgebenden Na-
turräume auf. Schnell plätschernde Bäche mit steini-
ger Gewässersohle oder gemächlich mäandrierende 
sand- und lehmgeprägte Tieflandflüsse – sie unter-
liegen vielen Einflüssen aus ihren angrenzenden Kul-
turlandschaften, die sich im Flusssystem summieren. 
Der DVL engagiert sich aus diesem Grund vor allem 
für eine gute Entwicklung kleiner Fließgewässer. 

Dabei lassen sich grob drei naturräumlich geprägte 
Gruppen bilden: Gebirgs-, Berg- und Flachlandbä-
che. Die Länderarbeitsgemeinschaft Wasser (LAWA) 
hat insgesamt 25 verschiedene Fließgewässerty-
pen beschrieben, die jeweils über ähnliche Merk-
male verfügen. Kriterien für die Einteilung sind etwa 
Breite, Tiefe, Strömung, Substrate oder biologische 
Eigenschaften.

Fließgewässer übernehmen für Mensch und Natur 
wichtige Funktionen. Gemeinsam mit ihren Auen 
sind sie zentrale Achsen für einen grenzüberschrei-
tenden Biotopverbund und bilden natürliche Hoch-
wasserrückhalteräume. Sie zählen zu den arten-
reichsten Lebensräumen Mitteleuropas und bieten 
den Menschen Möglichkeiten zu Erholung und Na-
turerfahrung.

3.1 artenvielfalt im und am Wasser
Wasserkörper, Sohle, Uferbereiche und die angren-
zende Aue sind eng miteinander verzahnt. Sie müs-
sen als landschaftsökologische Einheit verstanden 
werden. Dieses Ökosystem ist ständig in Bewe-
gung und wird maßgeblich von der Strömung des 
Wassers beeinflusst. Hat der Bach genügend Ent-
wicklungsraum, verändert er ständig sein Ausse-
hen, abhängig von Strömungsgeschwindigkeit und 
Geländeform, permanent. An der Außenseite der 
Flussschleifen, dem Prallufer, gräbt sich das Wasser 
ins Gelände ein. Das ausgewaschene Material wird 
von der Strömung mitgenommen und in ruhigen 
Bereichen, etwa an den Innenseiten der Flusskurven, 
wieder abgelagert. 

Zahlreiche Tier- und Pflanzenarten finden im und am 
Bach ihren Lebensraum. Fische, Muscheln, Krebse, 
Schnecken, Würmer, Fliegen, Libellen, Vögel oder 
„prominente“ Arten wie Biber und Fischotter sind 
nur einige der vielen tierischen Bewohner. Auch die 
Pflanzenwelt ist äußerst vielfältig. Neben den Was-
serpflanzen wie Moosen oder Algen beherbergen 
gerade die Ufer eine Vielzahl von Pflanzengesell-
schaften wie Röhrichte, Hochstaudenflure oder Au-
wälder. 

Dabei hat jeder Gewässerbereich seine eigenen 
Bewohner und Spezialisten. Dies betrifft nicht 
nur die kleinräumigen Strukturen im Fließgewäs-
ser, sondern den gesamten Flussverlauf. An der 
Quelle eines Flusses sind die Gewässerstrukturen 
und Lebensverhältnisse anders als in den Mün-
dungsbereichen, wodurch sich auch die Artenzu-
sammensetzung ändert.

 bäcHE UnD FLüSSE –  
 LEbEnSaDERn UnSERER LanDScHaFT 3.

Die Larven des Feuersalamanders sind charakteristische Bewohner 
naturnaher Quellbäche (Foto: Rene Schubert)Foto:DVL



13

3.2 Klein aber bedeutsam
Die vielen kleinen Fließgewässer in den Oberläu-
fen der großen Ströme nehmen im Gewässernetz 
in ihrer Gesamtheit eine wichtige Rolle ein. Kleine 
Fließgewässer mit einem Einzugsgebiet von un-
ter 10 km2 machen ca. zwei Drittel der gesamten 
Fließgewässerstrecke Deutschlands aus 11). In ihrer 
Summe wirken sie sich unmittelbar auf den Zustand 
und die Lebensverhältnisse im ganzen Flusssystem 
aus. Schadstoffe, die in den Oberläufen ins Wasser 
gelangen, werden mit der Strömung flussabwärts 
transportiert. Zahlreiche Fische wie die Bachforelle 
oder das Bachneunauge haben in den Seitenge-
wässern und Oberläufen ihre Kinderstube. Sie wan-
dern flussaufwärts zu ihren Laichgebieten und sind 
dabei auf durchgängige Gewässer angewiesen.

3.3 Vom menschen genutzt und verändert
Unberührte Bäche und Flüsse sind in Deutschland 
selten geworden. Seit Jahrhunderten werden sie von 
den Menschen für ihre Zwecke genutzt und umge-
staltet. Gewässerläufe wurden begradigt, verrohrt, 
kanalisiert oder angestaut, Ufer befestigt, Wasser-
kraftanlagen gebaut und Abwässer eingeleitet.

Auch die Auen wurden und werden stark verän-
dert und ständig der menschlichen Nutzung an-
gepasst. Wo früher ausgedehnte Auwälder und 
extensiv bewirtschaftete Feuchtwiesen zu fin-
den waren, liegen heute oftmals intensiv land-
wirtschaftlich genutzte Flächen oder Baugebiete. 
Durch Entwässerungsmaßnahmen und die Entfer-
nung von auetypischen Gehölzen verringerte sich 
der Umfang dieser natürlichen Lebensräume.

Den enormen Handlungsbedarf für die Wiederher-
stellung von Strukturen die den natürlichen Gege-
benheiten an den Fließgewässern angepasst sind, 

11) BFN, 2008.

Querbauwerke wie das Wehr in Hildburghausen (TH) hindern Fische 
und andere Wasserorganismen an ihren Wanderungen (Foto: DVL)

In Bächen, an die intensiv genutzte Ackerflächen unmittelbar 
angrenzen, ist die Belastung mit Pflanzenschutzmitteln, Dünger und 
abgetragenem Boden oft sehr hoch (Foto: WOM e.V.)

Genau wie andere Libellenarten sind die Larven der Blauflügel-
prachtlibelle auf flache Uferzonen zum Heranwachsen angewiesen 
(Foto: Frank Herhaus)

Abb. 4: Gewässernetz der Schwartau in Schleswig-Holstein 
(links: Gewässer mit einem Einzugsgebiet > 10 km2, 
rechts: gesamtes Gewässernetz), Grafik: WBV Ostholstein
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 bäcHE UnD FLüSSE –  
 LEbEnSaDERn UnSERER LanDScHaFT 

zeigen auch die Zustandserfassungen der Bundes-
länder für die Wasserrahmenrichtlinie aus dem Jahr 
2004. Demnach werden voraussichtlich 61 % der er-
fassten Flüsse den guten ökologischen Zustand nicht 
erreichen, sofern keine Maßnahmen ergriffen wer-
den 12). Die schwerwiegendsten Probleme liegen in 
den unnatürlichen Gewässerstrukturen wie beispiels-
weise massiv befestigten Ufern sowie in der man-
gelnden Gewässerdurchgängigkeit. Belastungen des 
Wassers durch Stoffeinträge aus der Landwirtschaft 
stellen eine weitere wichtige Ursache für den an vie-
len Stellen mangelhaften Gewässerzustand dar. 

3.4  Künftige Wege der  
 gewässerentwicklung
Künftig gilt es, die kleinen Fließgewässer wieder in 
den Zustand zu versetzen, der ihren natürlichen Be-
dingungen entspricht. Nur dadurch lassen sich die 
Vielfalt der Bäche und Flüsse erhalten und die opti-
malen Lebensbedingungen für die jeweils charakte-
ristische Tier- und Pflanzenwelt herstellen. Die fol-
genden Maßnahmen geben einen Überblick über 
die wichtigsten Herausforderungen, um den guten 
Zustand unserer Bäche wiederherzustellen.

Stofflichen Belastungen verringern 
Fließgewässer in der Kulturlandschaft sind von 
landwirtschaftlich genutzten Flächen umgeben. 
Bodenbearbeitung, Düngung oder der Einsatz von 

Pflanzenschutzmitteln bedingen, dass Nährstoffe, 
Schadstoffe und Bodenpartikel ins Grund- und 
Oberflächenwasser gelangen. Es hat sich gezeigt, 
dass die bestehenden gesetzlichen Regelungen für 
die Landwirtschaft wie die Pflanzenschutz- und 
Düngegesetzgebung sowie die „gute fachliche 
Praxis“ nicht ausreichen, um die Gewässerschutz-
ziele zu erreichen. 

Um die Ziele zu erreichen, sind weitergehende ge-
wässerschonende Bewirtschaftungsformen, die 
Einrichtung von nicht bewirtschafteten Uferrand-
streifen oder die Extensivierung der angrenzenden 
Flächen notwendig. Die Bund-Länder-Arbeitsge-
meinschaft Wasser (LAWA) und die Bund-Länder-
Arbeitsgemeinschaft Bodenschutz (LABO) formu-
lierten im Jahr 2002 folgende Anforderungen an 
eine nachhaltige Landwirtschaft aus Sicht des Ge-
wässer- und Bodenschutzes vor dem Hintergrund 
der Wasserrahmenrichtlinie 13): 

 konsequente Anwendung und Weiterentwick-
lung des bestehenden Rechts sowie dessen Er-
gänzung durch geeignete Kontrollinstrumente

 Reduzierung von Stickstoffüberschüssen, ange-
passt an Boden- und Fruchtart und an realisti-
sche Ertragserwartungen

 schlagspezifische Aufzeichnungen für den Ein-
satz von Pflanzenschutz- und Düngemitteln

 Nutzungseinschränkungen auf wasserwirtschaft-
lich und für Stoffrückhalt bedeutsamen Flächen

 Verzicht auf Grünlandumbruch in überschwem-
mungsgefährdeten Gebieten

 flächendeckende Einrichtung von Gewässerrand-
streifen von mindestens 10 m

 Umwandlung von Acker in Grünland, Wald oder 
Ödland auf erosions- und hochwassergefährde-
ten Flächen, ganzjährige Bodenbedeckung

 Rückbau ausgebauter Fließgewässer, Rückbau di-
rekter Drainageeinleitungen in gefährdeten Ge-
bieten

 verstärkte Förderung der Beratung und Koope-
rationen durch die verstärkte Einbeziehung von 
Umweltaspekten in die Agrarberatung

 verstärkte Einbindung des Gewässerschutzes in 
die landwirtschaftliche Berufsausbildung.

In den meisten Bundesländern werden den Landwir-
ten mit Agrarumweltprogrammen Anreize gesetzt, 
sich mit freiwilligen Maßnahmen am Gewässer-
schutz zu beteiligen. Finanzielle Unterstützung gibt 

3.

12) BMU 2005
13) LAWA und LABO 2002

Uferbefestigungen (Foto: LPV Thüringer Grabfeld e. V.)
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es beispielsweise für Landwirte, die freiwillig einen 
Gewässerrandstreifen anlegen und sich verpflich-
ten, diesen für einen bestimmten Zeitraum zu erhal-
ten. Auch die umweltfreundliche Ausbringung von 
Wirtschaftsdüngern oder der Anbau von Zwischen-
früchten und Untersaaten wird den Landwirten ne-
ben weiteren Maßnahmen wie extensive Grünland-
nutzung in einigen Bundesländern honoriert.

Die Reduzierung der stofflichen Belastungen sollte 
bei der künftigen Entwicklung der Gewässer eine 
hohe Priorität haben. Denn strukturverbessernde 
Maßnahmen werden erst dann ihre ökologische 
Wirkung voll entfalten, wenn keine gravierenden 
stofflichen Belastungen bestehen.

Gewässerunterhaltung ökologisch ausrichten
Gemäß § 39 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) muss 
die Unterhaltung der Bäche und Flüsse an den Be-
wirtschaftungszielen der Wasserrahmenrichtlinie 
ausgerichtet sein und darf das Erreichen des gu-
ten ökologischen Zustands nicht gefährden. Die 
Unterhaltung der oberirdischen Gewässer umfasst 
die Pflege und Entwicklung, u.a. auch in Form der 
Erhaltung und Förderung der ökologischen Funk-
tionsfähigkeit als Lebensraum von wild lebenden 
Tieren und Pflanzen. Somit umfasst die Gewässer-
unterhaltung nicht allein die bisher im Vordergrund 
stehende Sicherung des schadlosen Wasserabflus-
ses, sondern auch Erhalt und Förderung der ökolo-
gischen Funktionsfähigkeit des Gewässers mitsamt 
seinen Ufern. Bild und Erholungswert der Gewäs-
serlandschaft sind bei der Unterhaltung ebenfalls 
zu berücksichtigen.

Welche Möglichkeiten es für eine ökologisch aus-
gerichtete Unterhaltung kleiner Fließgewässer gibt, 
fasst ein neues Merkblatt der Deutschen Vereini-
gung für Wasserwirtschaft, Abwasser und Abfall 
e. V. (DWA) zusammen (siehe Kasten auf Seite 17). 
Unter Berücksichtigung der vor Ort bestehenden 
Nutzungsansprüche im Gewässerumfeld wird im 
Merkblatt folgendes empfohlen:

 Ermöglichen einer eigendynamischen Entwicklung 
des Gewässers, dort wo genügend Raum zur Ver-
fügung steht. Die Ausweisung von Entwicklungs-
räumen und die Anlage von Uferrandstreifen sind 
hierfür eine wichtige Voraussetzung.

 Belassen naturnaher Strukturelemente wie z. B. 
Kiesbänke, Totholz oder Uferabbrüche wo mög-
lich.

 Um Sohl- und Uferstrukturen zu schonen und um 
bodenlebende Tiere wie Amphibien nicht zu schä-
digen, ist bei der Mahd ein ausreichender Sicher-
heitsabstand zum Boden bzw. zur Gewässersohle 
sowie zum unmittelbaren Uferbereich einzuhalten 
(mindestens 10 Zentimeter). 

 Berücksichtigen der Laichzeiten der Fische, Brut-
zeiten der Wasservögel und die Winterruhepha-
sen von Fischen und Amphibien beim Zeitpunkt 
der Gewässerpflege.

 Aussparen von Teilbereichen, in denen eine Un-
terhaltung nicht unbedingt notwendig ist, z. B. 
durch eine wechselseitige Mahd, die Aussparung 
von unter Schutz stehenden Biotopen oder ab-
schnittsweiser Gehölzpflege unter Vermeidung 
von langen schattenfreien Strecken.

 Notwendige Sohl- und Ufersicherungen sollten 
bevorzugt durch naturnahe Bauweisen wie in-
einander verzahnte Wurzelstöcke oder Weiden-
spreitlagen geschaffen werden.

Uferrandstreifen vermindern den Eintrag diffuser Stoffe in das 
Fließgewässer (Foto: DVL)

Fließgewässer brauchen Raum für die Entwicklung ihrer 
Eigendynamik (Foto: DVL)
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Naturnahe Gewässerstrukturen schaffen
Für die Renaturierung verbauter Bäche und Flüsse 
gibt es zahlreiche Möglichkeiten. Sind Ufer und 
Sohle betoniert oder durch andere tote Baustoffe 
befestigt, führt nur das Entfernen der Verbauungen 
zum Ziel; in manchen Fällen reicht es aus, den na-
türlichen Verfall zuzulassen. Darüber hinaus helfen 
gezielte Maßnahmen wie das Abflachen der Ufer 
oder das Einbringen von Totholz und Geschiebezu-
gaben bei der Entwicklung naturnaher Strukturen. 

Wenn die Eingriffe des Menschen nicht zu massiv 
waren und man den Bächen Zeit und Raum lässt, 
geschieht vieles auch von ganz alleine. Sich ansam-
melnde Strömungshindernisse beleben die Fließ-
dynamik und bringen die Ufer zur Erosion. Durch 
das Einbringen von Störsteinen oder Totholzele-
menten kann dieser Prozess beschleunigt werden. 
Wo aufgrund zu großer Ausbaumaßnahmen keine 
selbstständige Entwicklung zu erwarten ist, kann 
es sinnvoll sein, dem Fließgewässer durch Baumaß-
nahmen zu einem neuen, gewässertypkonformen 
Gewässerbett zu verhelfen.

Gewässerdurchgängigkeit herstellen
Ein wesentlicher Beitrag zur Verbesserung der Ge-
wässerstrukturen besteht darin, sie für Fische, Wir-
bellose und Sedimente durchgängig zu machen. Die 
Durchgängigkeit wird etwa durch Abstürze, Was-
serkraftwerke, Wehre oder Verrohrungen vielerorts 
verhindert. Bauwerke, auf die verzichtet werden 
kann, sollten rückgebaut werden. Die Höhendiffe-
renzen können dabei mittels einer Sohlgleite oder 
Sohlrampe ausgeglichen werden. Bei Bauwerken, 
die weiter genutzt werden müssen, können der Bau 
von Umgehungsgerinnen oder Fischaufstiegshilfen 
die Durchgängigkeit gewährleisten.

Auen an die Gewässer anbinden 
Bäche und Flüsse sind heute von ihren Auen durch 
Flussbaumaßnahmen, die Hochwasser vermeiden 
und Ackerflächen entwässern sollten, oftmals ab-
geschnitten. Sie verlaufen vielerorts in einem ver-
tieften und sich immer weiter vertiefenden Ge-
wässerbett mit steilen Böschungen und sind von 
entwässerten Flächen umgeben. Ein natürliches 
Wechselspiel zwischen Wasser und Land, wie es 
für das Erreichen des guten ökologischen Zustands 
der Gewässer in der Wasserrahmenrichtlinie erfor-
derlich sein kann, wird dadurch unterbunden. 

 bäcHE UnD FLüSSE –  
 LEbEnSaDERn UnSERER LanDScHaFT 3.

Strukturverbesserung im Einzugsgebiet der Schwentine, 
Entwicklung von 2003 zu 2008 (Foto oben: WOM e.V. ;  
Foto unten: WBV Ostholstein)

Rückbau eines Sohlabsturzes an der Schwartau und Bau einer 
Sohlgleite (Foto: WBV OH)
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Eine Möglichkeit, die Gewässer wieder an ihr Um-
feld anzubinden, besteht in der Anhebung der Sohle 
mit einer Abtragung von Uferverwallungen. Gängi-
ges Vorgehen zur Sohlanhebung ist dabei der Ein-
bau von Totholz, Buhnen, Pfahlreihen oder Faschi-
nen sowie das Einbringen von Geschiebematerial. 
Eine Differenzierung der standörtlichen Gegeben-
heiten wird auch durch das Anlegen von Mulden 
oder Rinnen ermöglicht, die mit dem Gewässer ver-
bunden sind. Mancherorts bestehen noch Altarme, 
die an den Fluss oder Bach wieder angebunden wer-
den können. Gewässerstruktur und Strömungsviel-
falt nehmen dabei durch die Variation an schnell 
und langsam fließenden Bereichen zu. Bei Gewäs-
sern, die zum Hochwasserschutz oder für einen aus-
reichenden Abfluss stark eingetieft sind und nicht 
angehoben werden können, kann alternativ eine Se-
kundäraue auf dem tief liegenden Niveau des Fließ-
gewässers angelegt werden, in der sich dann stand-
orttypische Gewässerstrukturen mit einer daran an-
gepassten Auenvegetation entwickeln können. 

Entwicklungsräume schaffen und 
Uferstreifen anlegen
Alle zuvor genannten Maßnahmen haben eine Ge-
meinsamkeit: Sie geben den Gewässern ihre natürli-
che Dynamik zurück und beanspruchen dafür Raum. 
Einige Maßnahmen lassen sich deshalb nur durch-
führen, wenn rechts und links des Gewässers genü-
gend Platz für eine freie Entfaltung zur Verfügung 
steht. Sind die betroffenen Flächen nicht im Eigen-
tum des Vorhabensträgers, müssen die Flächen für 
die Entwicklungsräume oft angekauft werden. Dul-
det der Eigentümer auch eine naturnahe Entwick-
lung des Gewässers oder akzeptiert eine Entschädi-
gung für entgangenen Nutzen, können auch andere 
langfristige Lösungen gefunden werden. In jedem 
Fall sollte die Entwicklung ungenutzter Uferstreifen 

angestrebt werden. Die Breite des Uferstreifens ent-
spricht unter optimalen Bedingungen der Breite, die 
das Fließgewässer für eine typkonforme Entwicklung 
benötigt. Darüber hinaus ist eine extensive Grün-
landnutzung der im Gewässerumfeld liegenden Flä-
chen einer intensiven Ackerwirtschaft vorzuziehen 
und bei Bedarf zu initiieren.

Das merkblatt DWa-m 610

Neue Wege der Gewässerunterhaltung – 
Pflege und Entwicklung von Fließgewässer
Das im Jahr 2010 erschienene Merkblatt zeigt, 
wie durch eine zielgerichtete Gewässerunter-
haltung die kleinen Fließgewässer – unabhän-
gig davon, ob sie in einem natürlichen oder 
künstlichen Zustand sind – naturnäher gepflegt 
und entwickelt werden können. Das Merkblatt 
fasst den aktuellen Stand einer ökologisch an 
den Zielen der Wasserrahmenrichtlinie orien-
tierten Gewässerpflege und -entwicklung auf 
473 Seiten zusammen. Die Grenzen einer öko-
logischen Unterhaltung und eines naturnahen 
Ausbaus sind manchmal fließend, die Maßnah-
mensteckbriefe und Beispiele im Merkblatt ge-
ben daher in beiden Bereichen Anregungen.

Das Merkblatt kann für 100,– E bezogen wer-
den bei:
Deutsche Vereinigung für Wasserwirtschaft, 
Abwasser und Abfall e.V. – DWA
Theodor-Heuss-Allee 17
53773 Hennef
  02242 / 872-333
Fax: 02242 / 872-100
kundenzentrum@dwa.de
www.dwa.de

Sohlanhebung Malenter Au mittels Eichenspaltpfählen  
(Foto: WBV Ostholstein)

Kleiner Bach mit Uferrandstreifen (Foto: DVL)



18

Behörden, Kommunen, Verbände, Flächeneigen-
tümer und Landbewirtschafter – sie alle müssen 
bei der Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie 
einbezogen werden. Die Zuständigkeiten, Interes-
sen und Ansprüche sind dabei gleichwohl sehr ver-
schieden. 

Naturschutzvertreter möchten naturnahe Ge-
wässerstrukturen und sauberes Wasser schaffen. 
Gleichzeitig sollen die Lebensräume miteinander 
verbunden werden. Landwirte, die Flächen ent-
lang von Gewässern bewirtschaften, möchten ih-
ren Ertrag sichern und ihre Flächen maximal nutzen. 
Die Ansprüche an sie, Flächen entlang der Gewäs-
ser aus der Nutzung zu nehmen und die Stoffein-
träge ins Wasser zu unterbinden, stellen eine wirt-
schaftliche Belastung für ihre Betriebe dar. 

Flächeneigentümer möchten den Wert des 
Grundstücks erhalten und Hochwasserschäden 
an Gebäuden und Land vermeiden. Auch die An-
wohner von Fließgewässern möchten einen effek-
tiven Hochwasserschutz für ihre Grundstücke, und 
gleichzeitig ein ansprechendes Landschaftsbild in 
ihrem Wohnumfeld. 

Die Betreiber von Wasserkraftwerken möchten 
Strom produzieren und brauchen für die volle Aus-
lastung ihrer Anlagen eine Mindestmenge an durch-
geleitetem Wasser und Gefälle. Angler wünschen 
sich optimale Lebensbedingungen für die Fische 
und sind deshalb an natürlichen und durchgängigen 
Bächen interessiert. Behörden haben hoheitliche 

Vorgaben durchzusetzen und Maßnahmen zu ge-
nehmigen. Als Träger öffentlicher Belange nehmen 
sie zu vielen Vorhaben Stellung. 

Die Unterhaltungspflicht an den kleinen Fließge-
wässern liegt in der Regel bei den Städten und 
Gemeinden. Ihr Interesse ist eine reibungslose 
und kostengünstige Gewässerunterhaltung. Man-
cherorts haben sich mehrere Kommunen für diese 
Aufgabe zusammengeschlossen und gemeinsame 
Wasser- und Bodenverbände, Wasserverbände 
oder Zweckverbände gegründet. Insbesondere 
in den norddeutschen Bundesländern sind diese 
Strukturen fast flächendeckend vorhanden.

Als Flächeneigentümer sind die Kommunen in vie-
len Fällen für die Umsetzung und Finanzierung von 
Maßnahmen zuständig. Ihnen kommt deshalb bei 
der Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie auch 
noch eine weitere Schlüsselrolle zu.
 
Von Fall zu Fall sind weitere Personen und Institu-
tionen von der Umgestaltung an Fließgewässern 
betroffen und müssen einbezogen werden. Bürger- 
und Heimatvereine, touristische Verbände oder Ka-
nuvereine haben etwa ein Interesse daran, die Ge-
wässer mit zu gestalten und wollen bei entspre-
chenden Maßnahmen mitarbeiten. Kulturhistorisch 
bedeutsame Bauwerke wie etwa alte Mühlen und 
Wehre behindern die Durchgängigkeit, müssen je-
doch aus Gründen des Denkmalschutzes erhalten 
werden. 

  
 ViELE inTERESSEn am FLUSS4.

Behörden 

�   Naturschutzbehörden 
�   Wasserwirtschaftsbehörden
�   Landwirtschafts- und Forstbehörden  

Unterhaltungspflichtige 

�   Kommunen
�   Wasser- und Bodenverbände o. ä.  

Eigentümer und 
Landbewirtschafter   

�   Landwirte 
�   Waldbewirtschafter  
�   Eigentümer
�   Anwohner

Verbände und Nutzer 

�   Naturschutzverbände 

�   Fischereiverbände
�   Bauernverbände
�   Wasserkraftbetreiber   

Vermittelnde Organisationen
z.B. Landschaftspflegeverbände

Abb. 5: Hauptakteure, die sich bei der Entwicklung von kleinen Fließgewässern einbringen möchten oder müssen
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Zusammenarbeit vermeidet Konflikte

Bei so vielen unterschiedlichen und teilweise ge-
gensätzlichen Interessen sind Konflikte vorpro-
grammiert. Dies kann schnell dazu führen, dass 
Maßnahmen blockiert werden. Ein kooperatives 
Vorgehen, bei dem alle relevanten und betroffe-
nen Akteure eingeladen sind, sich in den Planungs- 
und Umsetzungsprozess der Gewässermaßnahmen  

einzubringen, ist deshalb unumgänglich. Einrich-
tungen wie Landschaftspflegeverbände, Biolo-
gische Stationen oder Lokale Aktionen vereinen 
durch ihre Verbandsstrukturen bereits verschie-
dene Interessengruppen. Sie sind auf regionaler 
Ebene als Dienstleister für Kommunen und Land-
wirte tätig und agieren oftmals als Vermittler.

Werden viele Interessen integriert, können Konflikte oft bereits vor der Maßnahmenumsetzung gelöst werden (Foto: Beteiligungswerkstatt in Pankow)

Lebensraum Bach und Fluss 

landwirtschaftliche Flächennutzung

kulturelles Erbe

Stromerzeugung

Gewässerunterhaltung

Hochwasserschutz

Freizeit und Erholung

Biotoptypen der Aue

Fischerei

rechtliche Vorgaben

Auf den Blickwinkel

kommt es an

Ansprüche

an den Gewässerraum

Abb. 6: An unsere Fließgewässer werden vielfältige Anforderungen gestellt
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Eine erfolgreiche Umsetzung der Wasserrahmen-
richtlinie basiert je nach den spezifischen Voraus-
setzungen vor Ort auf mehreren Faktoren, nicht 
selten ist es eine Kombination von Instrumenten 
und Bausteinen, die zum Gelingen beiträgt. Ein Pa-
tentrezept, das für alle Regionen gilt, gibt es sicher-
lich nicht. Welcher Weg der beste ist, muss deshalb 
jede Initiative für sich herausfinden. Einige Erfah-
rungen und Vorgehensweisen lassen sich jedoch 
auf andere Beispiele übertragen. Der Deutsche 
Verband für Landschaftspflege e. V. hat deshalb aus 
den vielfältigen Erfahrungen der Landschaftspfle-
geverbände und weiterer lokaler Kooperationen bei 
der Umsetzung von Gewässermaßnahmen sechs 
Schlüsselfaktoren abgeleitet. Die Schlüsselfaktoren 
zeigen, wie verschiedene Interessenvertreter mit 
unterschiedlichen Ansprüchen bei der Umsetzung 
der Wasserrahmenrichtlinie erfolgreich zusammen-
arbeiten können.

5.1 Schlüsselfaktor 1:  
 Regionale Verankerung

Gewässerschutz braucht regionale Verankerung, 
wenn er nachhaltig erfolgreich sein soll und die 
Maßnahmen Bestand haben sollen 14). Dabei spie-
len mehrere Faktoren eine Rolle, die berücksichtigt 
werden sollen.

5.1.1 Regionale akteure einbinden

Die Erfahrungen aus der Umsetzung von Richtli-
nien, die in der Landschaft wirken, wie etwa die 
Wasserrahmenrichtlinie oder Natura 2000, zeigen, 
dass ihre Umsetzung dann lösungsorientiert und 
nachhaltig funktioniert, wenn die regionalen Ak-
teure im Prozess beteiligt werden. Wenn Flächenei-
gentümer, Bewirtschafter, Behörden, Interessenver-
bände und Bürger frühzeitig informiert und gehört 
werden und die unterschiedlichen Sicht-, Denk- und 
Handlungsweisen ernst genommen werden, kön-
nen viele Konflikte schon frühzeitig gelöst werden. 
Engagierte Bürger möchten ihre Sach- und Orts-
kenntnisse einbringen und werden selbst zu „Über-
zeugungstätern“.

Die erforderlichen Strukturen für eine umfangrei-
che Beteiligung zeigt die Wasserrahmenrichtlinie 
auf; die Initiatoren vor Ort haben die Verpflichtung, 
in diesem Rahmen einen lebendigen Beteiligungs-
prozess zu gestalten. 

intensive abstimmung, die sich lohnt – 
die arbeitsgruppe im Einzugsgebiet der 
Schwentine 

Im Einzugsgebiet der Schwentine in den Kreisen 
Ostholstein und Plön wurde die Umsetzung der 
Wasserrahmenrichtlinie von Beginn an durch eine 
Arbeitsgruppe begleitet. Zehn Wasser- und Boden-
verbände haben sich hier zu einem gemeinsamen 
Bearbeitungsgebiet zusammengeschlossen und aus 
ihren Reihen einen Vorsteher bestimmt. Unter sei-
ner Federführung trifft sich die Arbeitsgruppe seit 
2002 in regelmäßigen Abständen. Die Mitglieder 
der Arbeitsgruppe sind Vertreter der betroffenen 
Gemeinden, des Bauernverbandes, der Industrie- 
und Handelskammer, des Landesnaturschutzver-
bandes, des Naturschutzbundes Schleswig-Hol-
stein sowie des Verbands der Binnenfischer und 
Teichwirte. Hinzu kommt ein Mitarbeiter des Um-
weltministeriums, der jedoch nicht stimmberech-
tigt ist. 

Die Arbeitsgruppe wird über die laufenden Umset-
zungsschritte des Ministeriums informiert und be-
rät vorrangig über anstehende Projekte der unter-
haltungspflichtigen Wasser- und Bodenverbände 
zur Verbesserung der Gewässer. Maßnahmenvor-
schläge können jedoch auch alle anderen Arbeits-
gruppenmitglieder einbringen. Die Maßnahmen zur 
Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie werden ge-
meinsam ausgewählt und beschlossen. Auch über 
die Reihenfolge der Projekte wird entschieden. In 
der Geschäftsführung wird die Arbeitsgruppe 
durch den Wasser- und Bodenverband Ostholstein 
unterstützt, der wie der Vertreter des Ministeriums 
keine Stimmberechtigung hat.

 ScHLüSSELFaKTOREn 
 FüR EinE ERFOLgREicHE UmSETZUng5.

14) Natura 2000 – Lebensraum für Mensch und Natur, Leitfaden zur 
Umsetzung, DVL 2008

Ortsbegehung der WRRL-Arbeitsgruppe im Bearbeitungsgebiet der 
Schwartau, Foto: Wasser- und Bodenverband Ostholstein



21

Die Arbeitsgruppe hat bislang alle wichtigen 
Schritte der Wasserrahmenrichtlinie begleitet, sei es 
die Bestandsaufnahme, die Entwicklung eines Mo-
nitorings, die Einstufung der erheblich veränderten 
Gewässer oder die Erstellung der Bewirtschaftungs-
pläne und Maßnahmenprogramme. Doch bei der 
Erstellung von Plänen und Konzepten ist es nicht 
geblieben. Obwohl die Umsetzungsphase der Was-
serrahmenrichtlinie erst 2010 begann, wurden an 
der Schwentine und ihren Nebengewässern bereits 
zahlreiche Maßnahmen durchgeführt, so an der Sie-
versdorfer Au nördlich von Bad Malente, wo durch 
den Einbau von Baumstubben und Kiesbänken die 

Hanna Kirschnick-Schmidt ist die Geschäftsfüh-
rerin des Wasser- und Bodenverbands (WBV) 
Ostholstein. Der Verband übernimmt neben 
der Geschäftsführung der WRRL-Arbeitsgrup-
pe Schwentine auch die Geschäftsführung der 
zwei Arbeitsgruppen in den schleswig-holstei-
nischen Bearbeitungsgebieten Schwartau und 
Baltic Probstei.

Frau Kirschnick-Schmidt, bei Ihnen wird 
die Umsetzung der Wasserrahmenricht-

linie durch Arbeitsgruppen begleitet. Welche 
Erfahrungen haben Sie damit gemacht?
Kirschnick-Schmidt: Die gemeinsamen Treffen 
der Arbeitsgruppe haben sich als sehr konstruk-
tiv erwiesen. Mit bis zu 14 Zusammenkünften 
im Jahr wurde den größtenteils ehrenamtlichen 
Teilnehmern einiges abverlangt. Das große Enga-
gement, die guten Ortskenntnisse und die hohe 
Fachkompetenz ermöglichten jedoch zahlreiche 
spannende und weiterführende Diskussionen in 
angenehmer Arbeitsatmosphäre. Wichtig waren 
auch die gemeinsamen Begehungen an den Ge-
wässern. Dadurch konnte ein Bezug zur Örtlich-
keit geschaffen werden und Maßnahmen sowie 
Problemstellungen wurden für alle anschaulich.
Bringt es Vorteile, die verschiedenen Gruppie-
rungen in der Region bei der Gewässerentwick-
lung zu beteiligen?
Kirschnick-Schmidt: Sinn und Zweck der Ar-
beitsgruppen ist es, die notwendigen Maßnah-
men an den Gewässern auf ein solides Fun-
dament zu stellen. Durch die frühzeitige Ab-
stimmung von Projekten und Ideen können 
Konflikte schnell erkannt und aus dem Weg ge-

räumt werden. Dadurch verläuft die anschlie-
ßende Umsetzung meist reibungslos. Die Ak-
zeptanz in der Region ist eine wichtige Voraus-
setzung für eine erfolgreiche Umsetzung der 
Wasserrahmenrichtlinie. Werden die Interessen-
vertreter von Beginn an eingebunden, wird es 
ein Gemeinschaftsvorhaben aller, was sich auch 
entsprechend positiv in der Außendarstellung 
niederschlägt. Darüber hinaus können viele 
wertvolle Sach- und Ortskenntnisse berücksich-
tigt werden.
Wie gehen Sie innerhalb der Arbeitsgruppe 
mit Konflikten um?
Kirschnick-Schmidt: Größere, nicht lösbare 
Konflikte gab es bislang eigentlich nicht. Un-
terschiedliche Auffassungen zwischen den Ar-
beitsgruppenmitgliedern konnten entweder in 
der Gruppe ausdiskutiert oder in bilateralen 
Gesprächen mit einzelnen Vertretern gelöst 
werden. Durch die intensive Zusammenarbeit 
über Jahre haben die Interessenvertreter ein 
hohes Maß an Verständnis füreinander ent-
wickelt, sodass die Grundlage für ein vertrau-
ensvolles Miteinander auch bei kontroversen 
Diskussionen gegeben ist.

Fließdynamik erhöht wurde. Auch in Zukunft war-
ten an den Gewässern noch zahlreiche Aufgaben. 
Die Arbeitsgruppe wird die Umsetzung der Was-
serrahmenrichtlinie deshalb auch künftig weiter 
begleiten.

Weitere Informationen: 
Wasser- und Bodenverband Ostholstein, 
Hanna Kirschnick-Schmidt, 
 04521/ 7069012, 
E-Mail: info@wbv-oh.de, www.wbv-oh.de 
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Erfolgreiche bürgerbeteiligung 
an der panke 

Die Panke ist ein kleiner Fluss, der von seiner Quelle 
im brandenburgischen Bernau mitten ins Herz der 
Berliner Innenstadt fließt. „Stinkepanke“ war ihr 
Spitzname im 19. Jahrhundert, als Abwässer aus In-
dustrie und schnell wachsenden Wohnvierteln aus 
dem Fluss eine Kloake machten. Begradigt, vertieft 
und verbaut hatte es die Panke auch in den dar-
auf folgenden Jahren nicht leicht. Erst mit der Um-
setzung der Wasserrahmenrichtlinie hat man sich 
das Ziel gesetzt, wieder etwas für eine naturnähere 
Gestaltung der Panke zu tun und das Interesse der 
Anwohner mehr auf den Fluss zu lenken. Die Berli-
ner Senatsverwaltung für Gesundheit, Umwelt und 
Verbraucherschutz hat hierzu in Zusammenarbeit 
mit dem Landesumweltamt Brandenburg das Pro-
jekt „Panke 2015“ ins Leben gerufen. Gemeinsam 
mit Bürgern, Verbänden und Vereinen wurde über 
die künftige Gestaltung der Panke diskutiert. Denn 
bei zahlreichen Nutzungsansprüchen auf engstem 
urbanem Raum lassen sich die Möglichkeiten und 
Grenzen am besten mit den Bürgern gemeinsam 
ausloten. 

Seit 2003 lädt die Senatsverwaltung regelmäßig zu 
einem „Tag der Panke“ ein. Die Veranstaltungen 
dienen dazu, interessierte Bürger und Verbände 
frühzeitig über die Umsetzung der Wasserrah-
menrichtlinie und die laufenden Planungen an der 
Panke zu informieren und Umsetzungsschritte zu 
erörtern. Während der wichtigen Phase der Maß-
nahmenauswahl waren die Bürger aufgefordert, 
sich unmittelbar in die laufenden Planungen ein-
zubringen. Im Jahr 2008 fanden vier Beteiligungs-
werkstätten in den Stadtteilen Pankow und Wed-
ding statt, die alle auf große Resonanz stießen. An-
hand von Plänen und Karten konnten Sorgen und 
Befürchtungen sowie Wünsche und Maßnahmen-
vorschläge für die Umgestaltung der Panke be-
nannt werden. Die Anregungen wurden im weite-
ren Planungsprozess so weit es ging berücksichtigt 
und die Teilnehmer über das Ergebnis informiert. 
Derzeit befinden sich die ersten Maßnahmen in der 
Umsetzung, der Zustand der ehemaligen „Stinke-
panke“ verbessert sich bereits.

Fazit: Die Rückmeldung der Teilnehmer hat den Ver-
anstaltern gezeigt, dass sie auf einem guten Weg 
sind. Die Möglichkeiten zur Beteiligung wurden von 
sehr vielen Bürgern angenommen und rundum po-
sitiv bewertet. Auch in Zukunft bleibt der Prozess 
spannend. Begleitend zu den Baumaßnahmen wird 

den Anwohnern künftig mit frühzeitigen Veranstal-
tungen ein Forum für Fragen und Sorgen geboten. 
Es werden vor Ort Gespräche z. B. mit Kleingar-
tenverbänden, dem Anglerverband oder Parkbe-
suchern geführt, Informationstafeln werden aufge-
stellt und Bachpaten gesucht. Das Konzept für die 
Panke hat so nicht nur eine tragfähige Basis, auch 
die Menschen haben ihren Fluss wieder für sich 
entdeckt. Gute Aussichten für die Panke, aus ihrem 
Schattendasein zu erwachen.

Weitere Informationen: 
Senatsverwaltung für Gesundheit, Umwelt und 
Verbraucherschutz Berlin,
Andrea Wolter,  030 / 90252085,
E-Mail: andrea.wolter@senguv.berlin.de,
www.berlin.de/sen/umwelt/wasser/wrrl /de/
panke.shtml 
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Bei der Beteiligungswerkstatt in Pankow konnten Bürger ihre 
Vorschläge und Anliegen einbringen.

Wer will, kann mit der Umgestaltung der Panke schon loslegen. Ein 
Computerspiel animiert dazu, aus Sicht von Pflanzen und Tieren 
nach Verbesserungsmöglichkeiten zu suchen. 
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Frühzeitige Einbindung von 
Flächeneigentümern und Landnutzern 
im Thüringer grabfeld 

Im Thüringer Grabfeld, einer eher ländlichen Region, 
wurden die WRRL-Bewirtschaftungspläne und Maß-
nahmenprogramme frühzeitig in der Region abge-
stimmt. Dort moderierte der Landschaftspflegever-
band Thüringer Grabfeld viele Interessen bereits im 
Vorfeld und leitete die Ergebnisse an die Behörden 
weiter. So konnten die Belange von Landnutzern 
und Flächeneigentümern bereits vor dem offiziellen 
Anhörungsverfahren berücksichtigt werden.

Im Auftrag des Staatlichen Umweltamtes Suhl er-
arbeitete der Landschaftspflegeverband Thüringer 
Grabfeld die Maßnahmenvorschläge zur Verbes-
serung der ökologischen Defizite an den Oberflä-
chenwasserkörpern Milz und Werra linke Zuflüsse. 
Anschließend wurden die Gemeinden, Landnutzer, 
Flächeneigentümer und Vereine über die Ziele der 
Wasserrahmenrichtlinie und die geplanten Maß-
nahmen informiert. 

Nach der Überarbeitung der Planungsentwürfe mit 
den Ergebnissen der Vorgespräche fand eine zweite 
Abstimmungsrunde statt. Behörden, Vereine, Ge-
meinden und Landwirte waren vom Staatlichen 
Umweltamt in Kooperation mit dem Landschafts-
pflegeverband zu einem Workshop eingeladen. Der 
Workshop ermöglichte es den Anwesenden, noch 
unberücksichtigte Probleme zu diskutieren und Lö-
sungen zu finden. Ein wichtiges Ergebnis für die 
Landwirte war etwa, dass künftig auch vorhandene 
Drainagen bei strukturverbessernden Maßnahmen 
an den Gewässern berücksichtigt werden. 

Verena Volkmar, Geschäftsführerin des Landschafts-
pflegeverbandes Thüringer Grabfeld, zieht eine po-
sitive Bilanz aus dem intensiven Abstimmungspro-
zess zur Wasserrahmenrichtlinie:

„Die direkte Ansprache der Betroffenen hat bei vie-
len in der Region Vertrauen und Gesprächsbereit-
schaft erzeugt. Landwirte und Gemeindevertreter 
haben sich von Anfang an eingebunden gefühlt 
und hatten dadurch nicht das Gefühl, dass über 
ihre Köpfe hinweg entschieden wird. Dies ist eine 
entscheidende Voraussetzung, um für die geplan-
ten Maßnahmen Umsetzungspartner zu gewin-
nen. Für die Zukunft ist es wichtig, dass der Pro-
zess nicht abreißt und auch bei der Umsetzung der 
Wasserrahmenrichtlinie eine intensive Einbindung 
und Information der Öffentlichkeit erfolgt.“

Weitere Informationen: 
Landschaftspflegeverband Thüringer Grabfeld e. V., 
Verena Volkmar,  036948 / 80481, 
E-Mail: LpvGrabfeld@t-online.de, 
http://lpvgrabfeld.heim.at/ 

Landwirte und Gemeinden wurden bereits vor dem 
offiziellen Anhörungsverfahren intensiv in die Planungen zur 
Wasserrahmenrichtlinie einbezogen. 
(Fotos: LPV Thüringer Grabfeld e.V.)
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5.1.2  Ehrenamtliches Engagement  
 aktivieren und anerkennen

Oft sind Erfolge und Maßnahmen im Gewässer-
schutz auf das Engagement von Ehrenamtlichen 
zurückzuführen, sei es als „treibende Kraft“ in Pro-
jekten oder als freiwillige Helfer bei praktischen 
Naturschutzmaßnahmen vor Ort.

Zwei gelungene Beispiele für die Wirkung ehren-
amtlichen Engagements aus Malente (Schleswig-
Holstein) und dem Münsterland machen einige As-
pekte deutlich: 

Ehrenamtlicher Einsatz als motor 
für den gewässerschutz 
in der Holsteinischen Schweiz

Schon lange bevor es die Wasserrahmenrichtlinie 
gab, setzte sich Gerd Schumacher, engagierter 
Landwirt und Jäger aus Malente, als ehrenamtlicher 
Verbandsvorsteher des Wasser- und Bodenverban-
des Schwentine für naturnahe und saubere Gewäs-
ser in seiner Heimat ein. Mit viel Energie, Geduld 
und Durchsetzungsvermögen initiierte er über 20 
Renaturierungs- und Artenschutzmaßnahmen an 
den Bächen, Flüssen und Niederungen im osthol-
steinischen Raum und begleitete deren Umsetzung. 
Seinem Engagement ist es etwa zu verdanken, dass 
als eine der ersten Maßnahmen der Wasserrahmen-
richtlinie die Schwentine an der ehemaligen Grems-
mühle in Malente wieder durchgängig gestaltet 
wurde. Er arbeitete daran mit, den Wasserstand 
des Subkroogsees anzuheben und die angren-
zenden Flächen zu vernässen oder bei Timmdorf 
ein Feuchtbiotop zu schaffen. Auch die naturnahe 
Umgestaltung der ehemals durch Gewässerausbau 
und intensive landwirtschaftliche Nutzung stark be-
einträchtigten Malenter Au mitsamt ihrem Umfeld 
geht auf seinen langjährigen Einsatz zurück.

„Die größte Herausforderung ist es, die verschiede-
nen Meinungen unter einen Hut zu bringen“, erklärt 
Gerd Schumacher. Denn für ihn war es immer ein 
zentrales Anliegen, die Interessen der Landwirte, der 
Naturschutzverbände, der Wasserwirtschaft, der Jä-
ger und der Touristiker zusammenzuführen. Hierfür 
hat er nicht nur bei einzelnen Maßnahmen die be-
troffenen Personen an einen Tisch gebracht. Um die 
Entwicklung in der Region auf eine breite Basis bei 
den verschiedenen Nutzern zu stellen, hat er bei-
spielsweise auch die LEADER-Region „Schwentine – 
Holsteinische Schweiz“ mitbegründet und den Verein 

„Wasser Otter Mensch e. V.“ zum Schutz des Fisch-
otters ins Leben gerufen. Den Umsetzungsprozess 
der Wasserrahmenrichtlinie haben diese Aktivitä-
ten außerordentlich vorangebracht. Und als Vorste-
her des Wasser- und Bodenverbands Schwentine 
wird Gerd Schumacher mit seinem großen Engage-
ment auch weiterhin die holsteinische Landschaft 
bereichern.

Weitere Informationen: 
Gerd Schumacher,  04523 / 4866,
E-Mail: gerd-schumacher@t-online.de

aktionstage für die Ems

Ein schönes Beispiel für die Mobilisierung freiwilliger 
Helfer im Gewässerschutz sind die „Aktionstage für 
die Ems“ im Münsterland. Unter dem Motto „Wir 
bringen Leben in die Ems“ hat der Arbeitskreis Ems 
beim NABU Nordrhein-Westfalen bereits mehrere 
ehrenamtliche Einsätze organisiert, bei denen mit 
vielen helfenden Händen die Ems von ihren ufer-
begleitenden Steinschüttungen befreit wurde. Bis 
zu 120 Freiwillige packten mit an; so wurden Stein 
für Stein mit reiner Muskelkraft abgetragen. Für Ge-
tränke und Verpflegung war von den Veranstaltern 
gesorgt. Ein netter Nebeneffekt für die Teilnehmer 
bestand darin, dass sie die entfernten Steine zum 
Bau von Trockenmauern oder Kräuterspiralen im ei-
genen Garten verwenden konnten. Die Aktionstage 
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Vorstand des Wasser- und Bodenverbandes Schwentine, Vorsteher 
Gerd Schumacher (2. v. l) (Foto: Radlandsichten).
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sind ein Beitrag, das Emsauenschutzkonzept der 
Bezirksregierung Münster umzusetzen. Die große 
Resonanz zeigt, dass viele Freiwillige bereit sind 
sich für einen guten Zweck zu engagieren, wenn 
die Gelegenheit hierzu geschaffen wird. Auch der 
Spaß kam bei der schweißtreibenden Arbeit nicht 
zu kurz. Große und kleine Helfer gingen von ihrem 
Tagewerk überwiegend begeistert nach Hause.

Weitere Informationen:
NABU-Naturschutzstation Münsterland,
Christian Göcking,  02501/ 9719433,
E-Mail: C.Goecking@NABU-Station.de,
www.nabu-station.de 

5.1.3 Vorhandene Strukturen nutzen

Um bei der Entwicklung von Fließgewässern ver-
schiedene Zielgruppen einzubinden bietet es sich 
an, auf in der Region vorhandene Strukturen zu-
rückzugreifen. Vielerorts gibt es bereits Organi-
sationen, die sich in der Umsetzung und Mode-
ration von konkreten Umsetzungsmaßnahmen in 
den Regionen bewährt haben. Dies können etwa 
Landschaftspfl egeverbände, Lokale Aktionen, Bio-
logische Stationen, Regionalentwicklungsinitiativen 
oder Wasser- und Bodenverbände sein. Es kann 
Kosten und Zeit sparen, die Umsetzung der Was-
serrahmenrichtlinie in die Arbeit dieser Zusammen-
schlüsse zu integrieren. Auch lassen sich so paral-
lele und untereinander nicht abgestimmte Prozesse 
innerhalb einer Region und eine damit oft einher-
gehende Beteiligungsmüdigkeit der Akteure ver-
meiden.

bündnis für mensch und natur – 
der Landschaftspfl egeverband neumarkt 
i.d.Opf. (bayern)

Der Landkreis Neumarkt i.d.OPf. greift bei der öko-
logischen Gewässerentwicklung und bei der Um-
setzung der Wasserrahmenrichtlinie auf die Kom-
petenzen des etablierten Landschaftspfl egeverban-
des mit seinem qualifi zierten Personal zurück.

Planung und Durchführung von Gewässerpfl ege- 
und Entwicklungsmaßnahmen an Gewässern 3. Ord-
nung sind seit Jahren ein wichtiger Tätigkeitsschwer-
punkt des Landschaftspfl egeverbands. Er stellt in 
enger Abstimmung mit dem Wasserwirtschaftsamt 
Regensburg und den Kommunen ein jährliches Bau-
programm für die Gewässermaßnahmen auf. Ge-
wässerentwicklungskonzepte sind durch die konti-
nuierliche Arbeit des Landschaftspfl egeverbandes 
mittlerweile fast fl ächendeckend im Landkreis vor-
handen.

Durch die Arbeitsweise des Landschaftspfl egever-
bandes mit seinen engen Kontakten zu den Ge-
meinden waren optimale Voraussetzungen vorhan-
den, um die Umsetzung der Wasserrahmenrichtli-
nie und Gewässerentwicklung interkommunal zu 
organisieren. Die Gemeinden haben somit bei al-
len Fragen des freiwilligen Naturschutzes und der 
Landschaftspfl ege einen einzigen, kompetenten An-
sprechpartner. Der Landschaftspfl egeverband bietet 
für die Kommunen einen weiteren Vorteil: Er kann 
eine breite Palette verschiedener Fördermöglich-
keiten nutzen, angefangen beim ökologischen Ge-
wässerausbau über Finanzierung von Flächenankauf 

Gemeinsam für die Natur (Foto: Christian Göcking)

Landschaftspfl egeverbände sind Bündnisse, in denen Politiker, 
Landwirte und Naturschützer freiwillig und gleichberechtigt 
zusammenarbeiten. (Grafi k: DVL)
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und zur Anlage von Uferrandsteifen bis hin zu Ver-
tragsnaturschutzprogrammen zur Extensivierung der 
angrenzenden Flächen. Für jede Maßnahme kann 
so die optimale Finanzierung gewählt werden.

Beim Landschaftspflegeverband Neumarkt arbei-
ten Landwirte, Kommunen und Naturschützer be-
reits seit vielen Jahren gemeinsam daran, die Viel-
falt und Unverwechselbarkeit ihrer Landschaft zu 
erhalten. Der Vorstand des Verbandes setzt sich zu 
gleichen Teilen aus den oben genannten Vertretern 
zusammen. Den Vorsitz hat der Landrat des Land-
kreises inne. Der Wirkungsbereich des Landschafts-
pflegeverbands erstreckt sich über den gesamten 
Landkreis mit insgesamt 19 Gemeinden. 

Als Dienstleistungsbetrieb insbesondere für die Ge-
meinden übernehmen die Mitarbeiter des Verban-
des die Organisation und Durchführung von Land-
schaftspflegemaßnahmen, schaffen neue Biotope 
und fördern eine nachhaltige Landnutzung. Öko-
logisch wertvolle Flächen werden so gesichert. Die 
praktischen Arbeiten führen hauptsächlich ortsan-
sässige Landwirte aus. Sie pflanzen Hecken, mä-
hen Feuchtwiesen oder pflegen Magerstandorte. 

Alle fachlichen und organisatorischen Arbeiten wi-
ckelt der Landschaftspflegeverband ab. Er bean-
tragt Fördermittel und übernimmt die notwendige 
Abstimmung zwischen den Behörden und Betei-
ligten. Auch die ökologische Erfolgskontrolle liegt 
in seinen Händen.

Weitere Informationen: 
Landschaftspflegeverband i.d.OPf. e. V.,
 09181/ 470-337, 
E-Mail: lpv@landkreis-neumarkt.de, 
www.lpv-neumarkt.de 

biologische Stationen, Lokale aktionen 
und Landschaftspflegeverbände

In Deutschland gibt es rund 150 Landschafts-
pflegeverbände und vergleichbare Organisatio-
nen. Sie sind gemeinnützige und freiwillige Zu-
sammenschlüsse von Vertretern der Landwirt-
schaft, des Naturschutzes und der Kommunen. 
Gleichberechtigt und konsensorientiert arbeiten 
sie daran, naturnahe Landschaftsräume zu erhal-
ten oder neu zu schaffen. In Nordrhein Westfa-
len sind die Bündnisse unter dem Namen „Bio-
logische Stationen“ organisiert, in Schleswig-
Holstein heißen sie „Lokale Aktionen“. Trotz 
regional unterschiedlicher Bezeichnungen und 
Arbeitsschwerpunkte sind sie in ihrer Arbeits-
weise und ihren grundlegenden Zielen vereint. 
Sie setzen sich für vielfältige, einzigartige und 
artenreiche Landschaften ein und setzen Im-
pulse für eine nachhaltige regionale Entwick-
lung. Zu ihren Hauptaufgaben zählen die Or-
ganisation von Landschaftspflegemaßnahmen, 
die Betreuung von Schutzgebieten, der Aufbau 
von regionalen Vermarktungsprojekten, die Um-
setzung von Ökokontomaßnahmen sowie Um-
weltbildung und Öffentlichkeitsarbeit. Die öko-
logische Gewässerentwicklung ist für zahlreiche 
Verbände ein zentrales Aufgabenfeld.

Weitere Informationen:
www.landschaftspflegeverband.de
www.biostationen-nrw.org
www.schleswig-holstein.lpv.de 
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Bei der Renaturierung von Fließgewässern arbeitet der 
Landschaftspflegeverband mit vielen Partnern zusammen. 
(Fotos: LPV Neumarkt i.d.OPf.)
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Wie eine naturnahe Entwicklung von Bächen in-
nerhalb der Regionalentwicklung erfolgen kann, 
zeigt das Beispiel der LEADER 15)-Region Südlicher 
Steigerwald.

natürliche bäche in der LEaDER-Region  
Südlicher Steigerwald (bayern)

„Lebensadern für Mensch und Natur“ ist das Motto 
der Lokalen Aktionsgruppe (LAG) Südlicher Stei-
gerwald. Dieser Leitsatz spiegelt den hohen Stel-
lenwert wieder, den die Fließgewässer in der Re-
gion einnehmen. Massive Überschwemmungen 
und Probleme der Landwirtschaft waren Mitte 
der 90er Jahre der Auslöser, um ein Konzept zu 
entwickeln, das sowohl dem Naturschutz und der 
Wasserrückhaltung als auch der gesamten Regio-
nalentwicklung zugute kommt. Im so genannten 
Talauenprojekt fanden sich verschiedene Akteure 
der Region zusammen, um die Gräben, Bäche und 
Auen im südlichen Steigerwald wieder naturnah zu 
gestalten und damit auch die Ziele der Wasserrah-
menrichtlinie umzusetzen.

Parallel wollte man mit den landschaftlichen Auf-
wertungen einen sanften Tourismus und regionale 
Wirtschaftskreisläufe fördern. Um die verschiede-
nen Strömungen in der Region zu bündeln fanden 
sich schließlich die Akteure des Talauenprojekts 
mit einer Kulturinitiative sowie mehreren Gemein-
den zusammen und gründeten die Lokale Aktions-
gruppe. Das Talauenprojekt war von Beginn an ein 
zentrales Thema der Regionalentwicklung des Süd-
lichen Steigerwalds und als Handlungsfeld im Re-
gionalen Entwicklungskonzept fest verankert. Der 
Bund Naturschutz Scheinfeld und der Landschafts-
pflegeverband Mittelfranken waren in den LEADER-
Prozess von Beginn an eng eingebunden. Der Land-
schaftspflegeverband begleitet die Gewässermaß-
nahmen als Umsetzungspartner und ist mit einer 
Projektmanagerin im LAG-Büro vertreten.

Nach 12 Jahren kann in der Region eine Bilanz ge-
zogen werden, die sich sehen lässt. Ca. 8 km Ge-
wässerstrecke an 11 Bächen in sieben Gemeinden 
wurden naturnah gestaltet, zahlreiche Naturerleb-
nisräume und Wasserrückhalteräume neu geschaf-
fen. Hinzu kommen auf einer Länge von über 10 
Kilometer neue Uferstreifen und Auewiesen an den 
Gewässern zweiter Ordnung, die in Kooperation 
mit dem Wasserwirtschaftsamt Ansbach und dem 
Amt für Ländliche Entwicklung in staatliches Eigen-
tum überführt wurden. Unter der dörflichen Bevöl-
kerung erfahren die Projekte eine hohe Akzeptanz. 
Dies liegt auch daran, dass die örtlichen landwirt-
schaftlichen Betriebe bei anstehenden Maßnah-
men nach Möglichkeit mit einbezogen werden, 
etwa durch die Übernahme von Grabungs-, Trans-
port- und Pflanzarbeiten. Die neu gestalteten Ge-
wässerabschnitte bieten zudem neue Möglichkei-
ten zur Erholung, die Kinder können wieder am 
Bach vor der Haustür spielen.

Auch für die Zukunft hat man in der LAG Südlicher 
Steigerwald die Bäche und Talauen fest im Blick. 
Zahlreiche weitere Projekte zur naturnahen Umge-
staltung von Gräben, Quellen und Bächen sind im 
aktuellen Regionalen Entwicklungskonzept einge-
plant und sollen nach und nach umgesetzt werden.

Weitere Informationen:
Landschaftspflegeverband Mittelfranken,
Doris Hofmann, Projektmanagerin für Natur und 
Landschaft im LAG-Büro,  09162 / 928570,
E-Mail: lag-lpv.mfr@t-online.de, 
www.lag-steigerwald.de 

 

Die Aufwertung der Bäche im Südlichen Steigerwald kommt auch den 
Menschen zu gute. (Foto: Doris Hofmann)

15) Text: LEADER steht für „Liaison entre actions de développement de 
l´économie rurale” (Verbindung zwischen Aktionen zur Entwick-
lung der ländlichen Wirtschaft) als Schwerpunkt 4 des ELER
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Runde Tische unter Federführung der Wasser- 
und bodenverbände – Umsetzung der Was-
serrahmenrichtlinie in Schleswig-Holstein

In Schleswig-Holstein haben die Wasser- und 
Bodenverbände traditionell eine wichtige Bedeu-
tung. Rund 500 Verbände übernehmen landes-
weit im Auftrag der Kommunen die Gewässer- 
und Deichunterhaltung, die Trinkwasserversor-
gung und Abwasserbeseitigung sowie Aufgaben 
des Gewässerschutzes. Für die Umsetzung der 
Wasserrahmenrichtlinie hat sich das Land die-
ser flächendeckenden Strukturen bedient. Die 
drei Flussgebietseinheiten in Schleswig-Holstein 
wurden in 34 naturräumlich definierte Bearbei-
tungsgebiete gegliedert. In jedem dieser Be-
arbeitungsgebiete wurde eine Arbeitsgruppe 
unter Federführung der Wasser- und Boden-
verbände eingerichtet, die sich eigens zu die-
sem Zweck zu 34 Bearbeitungsgebietsverbän-
den zusammenschlossen. Durch diese landes-
weiten Strukturen findet in Schleswig-Holstein 
eine intensive Einbindung der Fachöffentlichkeit 
bei der Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie 
statt, ohne dass sich wichtige Gruppierungen 
übergangen fühlen. (siehe Beispiel im Einzugs-
gebiet der Schwentine auf Seite 39)

Weitere Informationen:
Landesverband der Wasser- und Bodenver-
bände Schleswig-Holstein,
 04331 - 708 226 60,  
E-Mail: info@lwbv.de, www.lwbv.de; 
Ministerium für Landwirtschaft, Umwelt und 
ländliche Räume des Landes Schleswig-Hol-
stein, www.wasser-sh.de 

5.1.4 Die Öffentlichkeit informieren und begeistern

Eine entscheidende Stütze für den Erfolg vieler 
Projekte ist die Akzeptanz der Maßnahmen in der 
Bevölkerung. Fehlt das Verständnis bei den Men-
schen vor Ort, ist es oft sehr schwer, die notwen-
dige Unterstützung zu erhalten. Neben einer ko-
operativen Zusammenarbeit zwischen den unmit-
telbar beteiligten Gruppierungen ist wichtig, auch 
die „breite Öffentlichkeit“ über verschiedene Me-
dien wie Presse, Internet, Ausstellungen oder bei 
Veranstaltungen zu informieren.

Die Ziele der Wasserrahmenrichtlinie sind bei vie-
len Bürgern nicht bekannt. Dabei ist gerade die eu-
ropäische Dimension der Richtlinie ein besonderer 
Aspekt, der viele Bürger fasziniert. Die Verknüp-
fung von Europa mit der Region vor ihrer Haustür 
rückt Maßnahmen auf regionaler Ebene in ein an-
deres Licht und stärkt ihre Akzeptanz.

Hier liegt die Chance für eine gute und effektive 
Öffentlichkeitsarbeit. Anschauliche Beispiele, die 
für Menschen ohne fundierte Fachkenntnisse im 
Naturschutz aufbereitet sind, rufen oft erstaunlich 
viele Rückmeldungen hervor. Auf technische De-
tails der Wasserrahmenrichtlinie kann außerhalb 
der Fachliteratur getrost verzichtet werden. Lang-
wierigen Ausführungen zu wissenschaftlichen Da-
ten oder zu abstrakten Bewirtschaftungsplänen 
langweilen Menschen mehr als dass sie sie zur Mit-
arbeit begeistern. 

Ein gutes Beispiel für eine zielgruppengerechte 
Kommunikation zeigt die folgende Darstellung aus 
der Eifel.

Der Eisvogel – botschafter für lebendige 
Fließgewässer in der gemeinde Hellenthal 
(nordrhein-Westfalen)

Der Eifelgemeinde Hellenthal ist die naturnahe Ent-
wicklung und Unterhaltung ihrer Bäche ein wichti-
ges Anliegen. Ein willkommener, wenn auch nur sel-
ten gesehener Bewohner ist dort der Eisvogel. Der 
„fliegende Edelstein“ erweist sich als ausgezeichneter 
Botschafter in der Öffentlichkeitsarbeit und hilft da-
bei, das Thema Gewässerrenaturierung in der Bevöl-
kerung anschaulich darzustellen. Der Eisvogel ist auf 
intakte Fließgewässerstrukturen angewiesen und be-
nötigt abwechslungsreiche Ufer mit Sitzwarten oder 
sandigen Steilwänden zur Brut. Grund genug für die 
Gemeinde, sich für eine Verbesserung der Lebens-
räume des gefährdeten Vogels einzusetzen.

Um die Einwohner zu informieren und in den Pro-
zess der Gewässerentwicklung einzubinden haben 
sich die Gemeinde, der Bund für Umwelt und Na-
turschutz (BUND) und die Biologische Station im 
Kreis Euskirchen e. V. einen bunten Mix an Aktionen 
rund um den Eisvogel einfallen lassen. Regelmäßige 
Veröffentlichungen im Gemeindeblatt, in der Presse 
und im Internet zählen ebenso dazu wie vereinzelte 
Beiträge im Radio und Fernsehen oder geführte Ex-
kursionen. Darüber hinaus waren alle Interessierten 
bei einem Workshop im Rathaus dazu eingeladen, 
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sich über den Eisvogel und die geplanten Gewäs-
sermaßnahmen zu informieren und eigene Vor-
schläge zum Eisvogel- und Gewässerschutz einzu-
bringen. Begeistert wurde das Thema von den Hel-
lenthalern aufgegriffen. In Arbeitsgruppen wurden 
zahlreiche Ideen für die Umsetzung von Gewässer-
maßnahmen, Wettbewerbe, Patenschaften, Exkur-
sionen und weiteren Aktionen entworfen.

In Zusammenarbeit von Haupt- und Ehrenamtli-
chen konnten so im Laufe der Zeit nicht nur Ge-
wässerdynamik und natürliche Strukturen an zahl-
reichen Bachabschnitten wiederhergestellt werden. 
Ein Eisvogelwanderweg und eine Eisvogelausstel-
lung informieren über die Lebensweise dieses Vo-
gels und geben Ratschläge zu dessen Schutz. Infor-
mation bei geselligem Naturerlebnis und regionaler 
Verköstigung bot das erste Hellenthaler Eisvogel-
fest im Oktober 2009. Als Höhepunkt wurde an 
diesem Tag in eine Wiese ein riesiger fotogener 
Eisvogel eingemäht, der aus der Luft und anschlie-
ßend in der Zeitung viel Aufmerksamkeit erregte.

„Zum Erfolg der bisherigen Maßnahmen haben in 
entscheidender Weise die engagierten Bürgerinnen 
und Bürger der Gemeinde beigetragen“ meint Ru-
dolf Westerburg, der Bürgermeister von Hellenthal. 

„Es gibt eine große Bereitschaft an der Gemeinde-
entwicklung mitzuarbeiten. Die Hellenthaler können 
stolz darauf sein, was sie alles auf die Beine gestellt 
haben.“

Unterstützung erhält das Eisvogelprojekt seit neu-
estem auch von prominenter Seite. Manuel An-
drack, bekannt geworden als Redaktionsleiter in 
Harald Schmidts Late-Night-Show, will sich künftig 
für den Eisvogel einsetzen und wird das Vorhaben 
als Pate begleiten.

Weitere Informationen: 
Biologische Station im Kreis Euskirchen e. V.,
Dieter Pasch,  02486 / 95070,
E-Mail: BioStationEuskirchen@t-online.de,
www.biostationeuskirchen.de 
Gemeinde Hellenthal, www.hellenthal-eifel.com
 

Der Eisvogel braucht naturnahe Gewässer und engagierte Bürger 
zum Überleben (Zeichnung: Gemeinde Hellenthal)

Pate der Hellentaler Fließgewässer – Manuel Andrack
(Fotos: Biologische Station im Kreis Euskirchen e. V.) 
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Empfehlungen für eine erfolgreiche 
Kommunikationsarbeit

 Zielgruppen identifizieren: Handelt es sich 
um direkt Betroffene, interessierte Bürger, Kinder- 
und Jugendliche oder politische Entscheidungs-
träger? Die Identifizierung der Zielgruppe(n) ist 
deshalb wichtig, um eine wirkungsvolle Anspra-
che vornehmen zu können.
 Die richtigen Medien für sich nutzen und 
kombinieren: Hierfür kommen eine Vielzahl 
von Medien in Frage: regionale Zeitungen, Falt-
blätter, Broschüren, Newsletter, Radio und Fern-
sehen, Internet, Ausstellungen, Rad- und Wan-
derkarten, Vorträge, Diskussionsveranstaltun-
gen, Exkursionen, Pflanzaktionen etc. Je größer 
das Konfliktpotenzial und der Informationsbe-
darf ist, desto wichtiger ist der unmittelbare 
Kontakt und Austausch mit der Zielgruppe.
 Eine klare Strategie entwickeln: Es sollte 
bereits zu Beginn eine klare Strategie für ge-
plante Aktionen und für die Öffentlichkeitsar-
beit entwickelt werden. Ein bestimmtes Motto 
oder eine bestimmte Art als Sympathieträger 
kann dabei helfen, den Wiedererkennungswert 
in der öffentlichen Wahrnehmung zu erhöhen. 
 Professionelle Öffentlichkeitsarbeit ent-
werfen: Entscheidend sind eine klare und 
durchgehende Botschaft sowie ein einheitliches 
Erscheinungsbild in allen verwendeten Medien 
wie Faltblättern, Präsentationen, Internetauftrit-
ten oder Pressemitteilungen. Die Beratung durch 
professionelle Grafiker wird empfohlen. Bei der 
Bewerbung von speziellen Erlebnis- oder Infor-
mationsangeboten wie einem Gewässerlehr-
pfad oder einer Wasserspielstelle sollte mit den 
Touristikern in der Region zusammengearbeitet 
werden.
 Regionale Presse gezielt informieren: Die 
regelmäßige Kontaktpflege zu regionalen Me-
dienvertretern kann die positive Berichterstat-
tung verbessern. Journalisten sollten deshalb 
nicht nur zu konkreten Anlässen eingeladen 
werden. Wichtig ist, neben der aktuellen Tages-
arbeit ständig Hintergrundinformationen zu lie-
fern, um Know-how aufzubauen, das die Qua-
lität der Berichterstattung deutlich verbessert. 

Eine wichtige Zielgruppe für die Öffentlichkeitsar-
beit sind die Gewässerschützer von morgen. Ge-
rade bei Kindern und Jugendlichen hinterlässt das 
Erleben in der Natur wirkungsvollere Eindrücke als 

die reine Informationsvermittlung. Ein zielgruppen-
gerechtes Angebot zur Umweltbildung an Gewäs-
sern gibt es z. B. in Augsburg.

naturerlebnis das Spaß macht und bildet – 
bachpaten in augsburg (bayern)

Wo wohnen Prachtlibelle und Mühlkoppe? Was 
benötigen sie, um sich wohl zu fühlen? Zahlreiche 
Schüler, Kindergartenkinder oder Vereinsjugend-
gruppen in Augsburg wissen das genau. Sie sind 
Paten für einen Bach in ihrer Nähe und überneh-
men die kontinuierliche Pflege des Gewässers. Mit 
Keschern und Lupen erkunden sie die Tier- und 
Pflanzenwelt an ihrem Bach. Sie beobachten und 
dokumentieren die Entwicklungen und lernen, wel-
che Strukturen ein natürliches Gewässer aufweist.

Die Klasse 6a der Kerschensteiner Volksschule hat 
an ihrem Brunnenbach festgestellt, dass sich die 
Wohnqualität für Tier- und Pflanzenarten deutlich 
verbessern lässt. So erarbeiteten die Schüler im Un-
terricht ein Konzept, in dem genau festgelegt ist, 
was, wo und wie getan werden muss. Anschlie-
ßend wurde der Plan gemeinsam mit zwei Land-
wirten in die Tat umgesetzt. Wurzelstöcke und 
Kieshaufen wurden in das Bachbett eingebracht 
und die Ufer aufgeweitet. Die Klasse 6a ist seitdem 

„Bachpate“ am Brunnenbach.

Insgesamt 10 solcher Patenschaften hat der Land-
schaftspflegeverband Stadt Augsburg in den ver-
gangenen Jahren initiiert und betreut. Ziel der Pa-
tenschaften ist es, bei den Paten eine Identifikation 
zur eigenen Landschaft zu entwickeln, Einsichten zu 
schaffen und das Verantwortungsgefühl zu schär-
fen. Nicolas Liebig vom Landschaftspflegeverband 
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Bachpatenschaft Litzlbach (Foto: LPV Augsburg Stadt e. V.)
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stellt bei allen Aktivitäten jedoch den Spaß am Er-
kunden und Erleben der Natur in den Vordergrund. 

„Dadurch entdecken die Kinder und Jugendlichen 
den Wert und die Besonderheiten ihrer Landschaft 
meist von ganz alleine.“ 

Weitere Informationen: 
Landschaftspflegeverband Stadt Augsburg e. V., 
Nicolas Liebig,  0821/ 8003243, 
E-Mail: lpv-augsburg@web.de, 
www.lpv-augsburg.de 

5.1.5 Empfehlungen

Für die Beteiligung der Öffentlichkeit bei der Um-
setzung der Wasserrahmenrichtlinie werden fol-
gende Empfehlungen gegeben:

Regionale Akteure einbinden
Bei der Planung und Umsetzung von Maßnahmen 
zur Wasserrahmenrichtlinie sollten die Beteiligten 
und Interessenvertreter auf lokaler Ebene Möglich-
keiten zur Mitgestaltung erhalten. Hierfür eignen 
sich regelmäßige Treffen an sogenannten Runden 
Tischen, bei denen Wege zur Umsetzung bespro-
chen werden können. Die Ausrichtung auf ein ge-
meinsames Ziel ist zentral, Einzelinteressen werden 
zurückgestellt. Bei hohem Konfliktpotenzial können 
darüber hinaus Einzelgespräche helfen, die Situa-
tion zu entspannen.

Ehrenamtliches Engagement 
aktivieren und anerkennen
Ehrenamtliches Engagement ist vor Ort unverzicht-
bar. Die Mobilisierung freiwilliger Helfer bei einma-
ligen Aktionen kann nicht nur einzelne Vorhaben 
unterstützen, sondern auch die Menschen für den 
Gewässerschutz sensibilisieren. Damit dieses Enga-
gement effektiv eingebunden wird, sollten haupt- 
und ehrenamtliche Aktivitäten von den Projektver-
antwortlichen miteinander abgestimmt werden. 

Vorhandene Institutionen nutzen
Als Umsetzungspartner für die Wasserrahmenricht-
linie bieten sich Institutionen an, die in der Region 
etabliert sind und in denen regionale Akteure be-
reits gut zusammenarbeiten. Dies können Land-
schaftspflegeverbände, Biologische Stationen, Lo-
kale Aktionen, Regionale Entwicklungsgruppen 
oder Wasser- und Bodenverbände sein.

Öffentlichkeit informieren und begeistern
Für eine erfolgreiche Umsetzung von Vorhaben an 
Gewässern ist unbedingt gute Öffentlichkeitsar-
beit erforderlich. Fachinformationen und komplexe 
Sachverhalte sind dabei in allgemein verständlicher 
Sprache zu transportieren. Eine klare Botschaft, die 
zielgruppengerechte Auswahl der Medien sowie 
ein professioneller Auftritt sind gleichermaßen von 
Bedeutung. Vorteilhaft sind lokale Schlüsselperso-
nen wie Politiker oder prominente Persönlichkeiten, 
die sich als Fürsprecher für die geplanten Maßnah-
men zur Verfügung stellen. Als „Zugpferde“ kön-
nen sie die Akzeptanz für die Wasserrahmenrichtli-
nie maßgeblich fördern.

Literaturtipps zum Thema

DWA 2008: Aktive Beteiligung fördern! Ein 
Handbuch für die bürgernahe Kommune zur 
Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie, 64 S., 
Hennef.

FRANCK, N. 2008: Praxiswissen Presse- und 
Öffentlichkeitsarbeit. Ein Leitfaden für Ver-
bände, Vereine und Institutionen, 250 S., 
Wiesbaden.

BRÖMMLING, U. (Hrsg.) 2007: Nonprofit-PR, 
319 S., Konstanz.

5.2 Schlüsselfaktor 2: 
 professionelle projektsteuerung
Ausschlaggebend für eine erfolgreiche Beteiligung 
der regionalen Akteure ist die Fähigkeit der Projekt-
leitung, den Prozess kompetent zu gestalten und zu 
führen. Dies trifft bei allen größeren Beteiligungs-
prozessen zu, egal ob es um die Öffentlichkeitsbetei-
ligung bei der Wasserrahmenrichtlinie oder die Be-
gleitung eines Flurbereinigungsverfahrens geht. Eine 
fachkundige Leitung ist sowohl für den gesamten 
Beteiligungsprozess als auch bei der Organisation 
und Durchführung von Runden Tischen notwendig. 
Wichtig ist, dass der Projektleiter bzw. die führende 
Institution von allen zu beteiligenden Akteuren ak-
zeptiert wird und als glaubwürdig und zuverlässig 
gilt. Damit lässt sich vermeiden, dass sich einzelne 
Akteursgruppen von vornherein nicht am Prozess 
beteiligen wollen. Ebenso hilfreich für eine konstruk-
tive Zusammenarbeit ist die personelle Kontinuität in 
der Leitung, da sich nur so gegenseitiges Vertrauen 
aufbauen lässt und keine Umbrüche durch die Ein-
arbeitung neuer Mitarbeiter entstehen.
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5.2.1 Den prozess aktiv betreuen und gestalten

Beteiligungs- und 
Entscheidungsstrukturen festlegen
Eine wichtige Vorentscheidung ist die Festlegung 
der Methodik und des Verfahrens. Sollen regelmä-
ßige Runde Tische angeboten werden, Gewässer-
begehungen stattfinden oder Einzelgespräche mit 
Landnutzern und Flächeneigentümern geführt wer-
den? Das Vorgehen ist abhängig von der Zielset-
zung sowie dem Zeit- und Finanzbudget zu wäh-
len. Die Projektleitung hat dafür zu sorgen, dass 
alle, die für eine gemeinschaftliche Lösung wichtig 
sind, hinzugezogen werden. Es sollte also gleich 
zu Beginn überlegt werden, in welcher Form die 
unterschiedlichen Interessenlagen am effektivsten 
berücksichtigt werden können und welche und wie 
viele Akteure am Prozess beteiligt werden sollen. 
Bei speziellen Themen, die nicht alle Beteiligten be-
treffen, kann es sinnvoll sein, Sondertermine, wie 
ein Treffen aller Landwirte, einzuplanen. Wichtig ist 
nur, dass ein solches Vorgehen auch für die ande-
ren Beteiligten transparent ist. Termine müssen be-
kannt gegeben und begründet werden sowie die 
Ergebnisse anschließend wieder in den Gesamtpro-
zess einfließen.

Aufgabe der Projektleitung ist es auch, die Einfluss-
möglichkeiten der Akteure klar zu benennen. Oft 
werden von Beteiligten über ein Gremium Mitspra-
cherechte erwartet, die ihnen dann nicht zugestan-
den werden können. Spielräume und Grenzen der 
Beteiligung müssen von vornherein klar sein, damit 
es nicht zu Enttäuschungen kommt. Werden bei ei-
nem Workshop Anregungen für die Maßnahmen-
programme der Wasserrahmenrichtlinie oder die 
Umsetzung einzelner Renaturierungsmaßnahmen 

erarbeitet, sollten die Teilnehmer erfahren, ob und 
in welcher Form ihre Beiträge bei der Umsetzung 
Eingang finden. Ebenso muss für alle transparent 
sein, wer welche Entscheidungen trifft und an 
welcher Stelle nur Empfehlungen abgegeben wer-
den. Welche Beteiligungsformen es gibt verdeut-
licht Abb. 7, wobei der Spielraum an Einflussmaß-
nahme und Entscheidungskompetenz nach rechts 
hin deutlich zunimmt.

gute projektmanager sind 
Kommunikationstalente und Strategen

Ein guter Projektmanager hat folgende Fakto-
ren immer im Auge, wenn er mit verschiedenen 
Akteuren zusammenarbeitet:
 Durch eine unparteiische Haltung stellt die Pro-
jektleitung sicher, dass die Aufmerksamkeit nicht 
auf einzelne Parteien bzw. Personen fällt, son-
dern auf die gemeinsame Entwicklung von In-
halten und Lösungen. Die Projektleitung handelt 
allparteilich.
 Ein wertschätzendes Verhalten gegenüber den 
beteiligten Menschen und eine positive Grund-
einstellung zum Vorhaben sind für einen kon-
struktiven Prozess unabdingbar. Die Projektlei-
tung ist verantwortlich für einen respektvollen 
gegenseitigen Umgang.
 Gute Projektmanager handeln strategisch. Sie 
reagieren flexibel auf geänderte Rahmenbedin-
gungen, analysieren die Handlungsspielräume 
immer wieder neu und reflektieren ihr Handeln. 
Bei Bedarf sind sie in der Lage Korrekturen vor-
zunehmen und der Situation angemessene Me-
thoden zu wählen. 
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Stufen der Partizipation 

Selbstbestimmung die Entscheidung liegt komplett 
in den Händen der Akteure 

Mitbestimmung gemeinsame Entscheidungsfindung  

Anhörung
z.B. durch schriftliche oder mündliche
Stellungnahme nach vorheriger Information  

Information Information der Öffentlichkeit durch
verschiedene Medien oder bei Veranstaltungen 

Abb. 7: Die Stufen der Partizipation reichen von der reinen Information über die schriftliche oder mündliche Anhörung bis hin zur kompletten 
Selbstbestimmung der Akteure.
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Aufgaben und Informationsfluss koordinieren 
Für die Steuerung des Beteiligungsprozesses be-
darf es einer zentralen Kommunikationsschnittstelle. 
Diese Funktion übernimmt die Projektleitung. Sie ist 
der Ansprechpartner für alle Beteiligten und sorgt 
dafür, dass Informationen und Daten an die richti-
gen Personen weitergegeben werden. Zur Versen-
dung von Einladungen oder Protokollen bietet sich 
die Einrichtung eines Mail- oder Postverteilers an. 
Bei kleineren Gruppen sollten die Adressen auch 
untereinander bekannt sein. Für die Bereitstellung 
größerer Datenmengen wie Karten oder Berichte 
ist die Einrichtung einer internen Projekthomepage, 
auf die mit einem Passwort zugegriffen werden 
kann, ein geeignetes Mittel.

Eine wichtige Funktion der Projektleitung ist es dar-
über hinaus, die Bearbeitung der anstehenden Auf-
gaben zu organisieren. Das heißt, sie übernimmt 
eine klare Aufgabenverteilung, erstellt den zeitli-
chen Fahrplan und sorgt für dessen Einhaltung. Was 
soll bis wann passieren und durch wen? Beim Ar-
beitstempo und der Arbeitsbelastung sind die in der 
Regel begrenzten zeitlichen Ressourcen von Ehren-
amtlichen zu berücksichtigen. Die Projektleitung hat 
ebenfalls für eine transparente und nachvollziehbare 
Dokumentation zu sorgen, beispielsweise indem 
die Ergebnisse von Besprechungen oder Runden Ti-
schen protokolliert werden.

Die Öffentlichkeitsarbeit sollte von zentraler Stelle 
koordiniert werden und ist deshalb häufig am bes-
ten bei der Projektleitung selbst angesiedelt. Schon 
zu Beginn des Prozesses sollte hierfür eine klare 
Strategie entwickelt werden (siehe Kap. 5.1.4 auf 
S. 28 ff). Auch die Abstimmung mit parallel lau-
fenden formalen Planungsverfahren ist durch die 
Projektleitung sicherzustellen.

Konflikte identifizieren und bearbeiten
In Gewässerentwicklungsprozessen, bei denen sach-
gemäß verschiedene Interessenvertreter mit unter-
schiedlichen Raumansprüchen aufeinander treffen, 
kommt es oft zu kleineren und größeren Konflikten. 
Diese zu identifizieren und zu bearbeiten ist eine 
wesentliche Aufgabe in Beteiligungsverfahren. Die 
Projekt- bzw. Moderationsleitung benötigt auch in 
dieser Hinsicht eine hohe Kompetenz und sollte be-
stimmte Techniken der Gesprächsführung wie akti-
ves Zuhören oder das Herbeiführen eines Perspek-
tivenwechsels beherrschen. Anzustreben sind Lö-
sungen, bei der jede Partei einen Vorteil für sich 
erhält. In keinem Fall dürfen die Konfliktparteien 
gegeneinander ausgespielt werden. Jeder muss 

ohne Gesichtsverlust von seinem Standpunkt ab-
weichen können.

Der erste Schritt bei der Suche nach gemeinschaft-
lichen Lösungen liegt darin, die unterschiedlichen 
Positionen und die sich daraus ergebenden Kon-
flikte klar zu benennen. Missverständnisse sollten 
durch den Moderator umgehend geklärt werden. 
Die Gespräche müssen sachlich und transparent 
verlaufen. Die Erfahrung zeigt, dass sich Einzel-
interessen leichter zurückstellen lassen, wenn in 
der Gruppe ein gemeinsames Ziel festgelegt wird. 
Wenn sich Konflikte abzeichnen, die in der Gruppe 
nicht klar benannt werden (können), kann es sinn-
voll sein, Einzelgespräche mit den Betroffenen zu 
führen. In bilateralen Gesprächen ist es oft leichter, 
Probleme offen zu legen und konstruktive Lösun-
gen zu erarbeiten, die die Situation entspannen. Im 
Anschluss an bilaterale Gespräche müssen die Er-
gebnisse oder Vorschläge jedoch unbedingt wieder 
in die gesamte Gruppe getragen werden.

Finanzielle Mittel akquirieren
Damit der Beteiligungsprozess überhaupt vernünf-
tig organisiert werden kann, müssen ausreichende 
personelle und finanzielle Ressourcen zur Verfü-
gung stehen, wobei die Verfügbarkeit von Perso-
nal letztendlich auch eine Frage der finanziellen 
Mittel ist. Wichtigste Aufgabe für das Zustande-
kommen des Prozesses ist deshalb zunächst die 
Mittelakquise für den Beteiligungsprozess an sich 
durch den Initiator des Vorhabens. Kosten können 
beispielsweise entstehen für die Projektleitung, die 
Durchführung von Runden Tischen, einen professi-
onellen Moderator, Öffentlichkeitsarbeit oder Auf-
wandsentschädigungen für Ehrenamtliche (zur Mit-
telbeschaffung s. Schlüsselfaktor 6).

5.2.2 gelungene Organisation von Runden Tischen

Runde Tische sind eine geeignete Form bei Gewäs-
serentwicklungsvorhaben, die Menschen vor Ort 
zu beteiligen. Nur durch gute Vorbereitung und 
professionelle Organisation können die Veranstal-
tungen für alle zum Gewinn werden. Die folgende 
Checkliste kann dabei helfen, alle notwendigen 
Aspekte zu berücksichtigen.
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checkliste für einen Runden Tisch

Vorarbeiten
 Zielsetzung der Zusammentreffen und den 

Einflussbereich des Gremiums bestimmen 
(beratendes oder entscheidendes Forum)

 den Teilnehmerkreis und die Zielgruppe festle-
gen

 die Häufigkeit und den Zeitrahmen der Zu-
sammenkünfte planen

 die Leitung bzw. Moderation der Veranstal-
tung festlegen

 geeigneten Veranstaltungsort wählen (genü-
gend Platz, gute Erreichbarkeit, angenehme 
Arbeitsatmosphäre)

 benötigte Technik (z. B. Beamer, Leinwand, 
Pinnwände) und Verpflegung organisieren

 zeitlichen und inhaltlichen Ablauf planen (ggf. 
Referenten anfragen und Ortsbegehungen 
arrangieren)

 Einladung und Tagesordnung rechtzeitig ver-
senden

 ggf. Sitzungsvorlagen erstellen und mit genü-
gend Vorlauf bereitstellen

Während der Veranstaltung
 Ziel, Ablauf und Methoden des Treffens er-

läutern oder gemeinsam festlegen
 gemeinsame Spielregeln aufstellen (z. B. aus-

reden lassen, Zeitplan, keine internen Infor-
mationen ohne Einverständnis weitergeben)

 Protokollführer bestimmen
 gleichen Kenntnisstand herstellen
 neben der Informationsvermittlung auch ak-

tive Phasen und genügend Diskussionszeit 
einplanen (z. B. vorbereitete Pläne auslegen 
anhand derer die Teilnehmer ihre Vorschläge 
einbringen können)

 angemessene Visualisierung von Sachverhal-
ten, Diskussionspunkten und Besprechungs-
ergebnissen (z. B. mit Hilfe von Präsentatio-
nen, Karten, Plänen, Flipcharts oder Pinn-
wänden)

 Ergebnisse zusammenfassen, das weitere 
Vorgehen klären, Arbeitsaufträge verteilen

Nachbereitung
 Protokoll versenden
 vereinbarte Arbeitsaufträge koordinieren

Der Moderator übernimmt während der Veran-
staltung eine wichtige Funktion. Seine Moderati-
onskompetenz ist ausschlaggebend, damit die Dis-
kussion in gelenkten Bahnen verläuft und lösungs-
orientiert gearbeitet wird. Steht in den eigenen 
Reihen kein professioneller Moderator zur Verfü-
gung, sollte ein externer Experte mit dieser Auf-
gabe beauftragt werden. Stammt der Moderator 
hingegen aus der Projektgruppe und ist inhaltlich 
mit ihr verbunden, muss er klar trennen, wann er 
einen eigenen Standpunkt einbringt und als Teil 
der Gruppe seine Meinung äußert, und wann er 
als Moderator den Prozess steuert.

5.2.3 Empfehlungen

Zusammengefasst ergeben sich für eine professio-
nelle Projektsteuerung von Beteiligungsprozessen 
folgende Empfehlungen:

Bewusste Wahl der Beteiligungsstrukturen
Die Methodik und das Verfahren für die Öffent-
lichkeitsbeteiligung bei Gewässermaßnahmen soll-
ten frühzeitig und bewusst gewählt werden. Dabei 
ist gut zu überlegen, welche Akteure in welcher 
Form am besten eingebunden werden können. Die 
Projektleitung sollte alle Akteure identifizieren und 
einladen, die für eine gemeinschaftliche Lösung 
wichtig sind.

Einflussmöglichkeiten der Akteure klar benennen 
Die Spielräume und Grenzen der Beteiligung müs-
sen gleich zu Beginn aufgezeigt werden, damit 
keine falschen Vorstellungen entstehen. Die Ent-
scheidungsstrukturen sollten für jedermann trans-
parent sein.

Kompetente Moderation und 
Konfliktbearbeitung sicherstellen
Der Moderator bzw. die Projektsteuerung über-
nimmt eine Schlüsselfunktion bei der Bearbeitung 
von Konflikten und der Herstellung konsensorien-
tierter Lösungen. Bei Bedarf sollten externe Exper-
ten hinzugezogen werden, die diese Aufgabe kom-
petent übernehmen.

Finanzielle Mittel für den 
Beteiligungsprozess einplanen
Eine professionelle Projektsteuerung bedarf aus-
reichender finanzieller Mittel für eine qualifizierte 
Projektleitung und Moderation, die Durchführung 
von Runden Tischen, Öffentlichkeitsarbeit oder 
Aufwandsentschädigungen für Ehrenamtliche. Die 
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Mittel sind durch die Initiatoren des Vorhabens ein-
zuplanen und zu sichern. (Zur Mittelbeschaffung s. 
Schlüsselfaktor 6)

Sorgfältige Organisation von Runden Tischen
Die Zielsetzung und der Ablauf der Veranstaltungen 
sollten klar überlegt sein, damit die Zusammenar-
beit verschiedener Akteure in Runden Tischen zum 
Gewinn wird. Genügend Diskussionszeit und ak-
tive Phasen (z. B. das Auslegen von Plänen, in de-
nen Maßnahmenvorschläge eingezeichnet werden 
können) stellen sicher, dass die Teilnehmer ihre An-
liegen einbringen können. Die Organisatoren soll-
ten zudem darauf achten, die Beteiligten nicht zu 
überfordern, beispielsweise durch überdimensio-
nierte Sitzungsvorlagen oder zu häufige Treffen.

Literaturtipps zum Thema

UHLENDAHL, T.-C. 2008: Partizipative Gewäs-
serbewirtschaftung auf lokaler Ebene im Kon-
text der Wasserrahmenrichtlinie, 518 S., Frei-
burg i. Breisgau.

STRAUB, H. & BRACHINGER-FRANKE, L. 2003: 
Gruppenprozesse in die Hand nehmen. Ein 
Arbeitsbuch für Prozessberater, Moderatoren 
und Trainer, 250 S., Gmund am Tegernsee.

GOTHE, S. 2006: Regionale Prozesse gestalten. 
Ein Handbuch für Regionalmanagement und 
Regionalberatung, 321 S., Kassel.

BESMER, C. 2005: Mediation. Vermittlung in 
Konflikten. In: Stiftung Gewaltfreies Leben 
und Werkstatt für Gewaltfreie Aktion (Hrsg.), 
147 S., Baden.

5.3  Schlüsselfaktor 3:
 abstimmung zwischen 
 Wasserwirtschaft und naturschutz

5.3.1 gewässerschutz ist auch naturschutz

Fließgewässer und ihre Auen sind dank einer hohen 
Strukturvielfalt auf kleinstem Raum Brennpunkte 
der biologischen Vielfalt. Die Entwicklung intakter 
Gewässer stellt deshalb ein wichtiges Handlungs-
feld im Naturschutz dar. Naturschutzmaßnahmen 
zur Förderung einzelner Fließgewässer- und Au-
enarten sowie ihrer Lebensräume sind ein Beitrag 

zum guten ökologischen Zustand der Gewässer im 
Sinne der Wasserrahmenrichtlinie. Ebenso zählen 
Bäche, Flüsse und Seen sowie wasserabhängige 
Ökosysteme (z. B. Feuchtwiesen, Auwälder oder 
Röhrichte) zum Kern zahlreicher Schutzgebiete, 
in denen der Naturschutz einen günstigen Erhal-
tungszustand für die im jeweiligen Gebiet vorkom-
menden Lebensräume und Arten erreichen will. 
Dies gilt auch innerhalb des europaweiten Schutz-
gebietsnetzes Natura 2000, das sich aus FFH- und 
Vogelschutzgebieten 16) zusammensetzt. Durch die 
FFH-Richtlinie sind sowohl zahlreiche Gewässerle-
bensräume geschützt als auch wasserabhängige 
Tier- und Pflanzenarten wie Fischotter, Steinbeißer 
und Froschkraut.

Mit der Einführung der Wasserrahmenrichtlinie und 
der Ausrichtung hin zu einer ökologischen Gewäs-
serunterhaltung verfolgen Wasserwirtschaft und 
Naturschutz in vielen Fällen gemeinsame Ziele. Der 
Naturschutzcharakter der Wasserrahmenrichtlinie 
ergibt sich unter anderem aus der Tatsache, dass 
zur Bewertung der Gewässerschutzziele biologi-
sche Qualitätskomponenten, also der Zustand von 
Pflanzen und Tieren, herangezogen werden. An-
knüpfungspunkte bestehen auch durch die aus der 
Richtlinie abzuleitende funktionale Einbeziehung 
der grundwasserabhängigen Landökosysteme bei 
der Bewertung des guten mengenmäßigen Zustand 
des Grundwassers.

5.3.2 gemeinsame Ziele 
 erfordern abgestimmtes Handeln

Die Überschneidungen einer ökologischen Gewäs-
serentwicklung mit den Aufgaben des Naturschut-
zes legen ein abgestimmtes Handeln nahe. Nur so 
lassen sich fachliche Widersprüche und Doppel-
arbeit vermeiden. Dies betrifft insbesondere die 
Festlegung von Entwicklungszielen und Maßnah-
men, beispielsweise in den Managementplänen 
von Schutzgebieten, Landschaftsplänen, Gewäs-
serentwicklungskonzepten oder den Maßnahmen-
programmen der Wasserrahmenrichtlinie. Auch bei 
Bestandserfassungen und Monitoring sollten Dop-
peluntersuchungen und abweichende Bewertun-
gen des Landschaftszustandes vermieden werden.

16) FFH- und Vogelschutzgebiete sind auf der Grundlage folgender 
Richtlinien ausgewiesen: 

 Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom 21.05.1992 zur Erhaltung der 
natürlichen Lebensräume sowie der wildlebenden Tiere und Pflanzen.

 Richtlinie 79/409/EWG des Rates vom 02.04.1979 zur Erhaltung 
der wild lebenden Vogelarten.
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Auch eine Finanzierung von Gewässerrenaturie-
rungsprojekten durch Naturschutz und Wasser-
wirtschaft bringt zusätzliche Effekte, indem die 
„Fördertöpfe“ verschiedener Fachressorts bei der 
Umsetzung von Maßnahmen ergänzend genutzt 
werden. Voraussetzung für eine erfolgreiche Zu-
sammenarbeit ist in allen Bereichen eine Bereit-
schaft zur Kooperation zwischen den beteiligten 
Institutionen und Personen. 

Naturschutz- und Wasserwirtschaftsaufgaben wer-
den in Deutschland weitgehend unabhängig von-
einander bearbeitet. Auf allen Verwaltungsebenen 
– von den Bundes- und Länderministerien über die 
Bezirksregierungen und Landratsämter bis zu den 
Kommunen – sind Wasserwirtschaft und Natur-
schutz in getrennten Fachabteilungen angesiedelt. 

Wer welche Aufgaben mit Bezug zur Gewässerent-
wicklung wahrnimmt, zeigt Abbildung 8. Ein ab-
gestimmtes Vorgehen wird durch die gesonderte 
Aufgabenverteilung erschwert. Die Koordination 
an der Schnittstelle von Naturschutz und Wasser-
wirtschaft ist deshalb von großer Bedeutung.
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Wasserwirtschaft 

Oberste Wasserbehörden
(Länderministerien)

zuständig u. a. für:

 Koordinierung Umsetzungs- und Beteiligungsprozess WRRL 
(Aufstellung, Überprüfung und Aktualisierung WRRL-Bewirt-
schaftungspläne und Maßnahmenprogramme, landesweite 
Vorgaben Gewässermonitoring)

 Förderangebote zum Gewässerschutz

Obere / Höhere Wasserbehörden
(Landesämter, Bezirksregierungen)

zuständig u. a. für:

 Ermittlung technischer und naturwissenschaftlicher Grund-
lagen

 Gewässerkundlicher Mess- und Beobachtungsdienst
 tlw. Koordinierung der WRRL-Öffentlichkeitsbeteiligung, Mo-

nitoring, Bewirtschaftungspläne und Maßnahmenprogramme

Untere Wasserbehörden
(Landkreise, kreisfreie Städte)

zuständig u. a. für:

 Genehmigungsbehörde für Gewässerausbau
 Genehmigungsbehörde für Gewässernutzungen  

(z. B. Wasserentnahme, Wassereinleitungen)

Kommunen
(Umweltämter, Umweltbereiche)

zuständig u. a. für:

 Erstellung Gewässerentwicklungskonzepte
 Maßnahmenträger Gewässerrenaturierungen
 Erstellung Gewässerunterhaltungspläne
 Umsetzung Gewässerunterhaltung

Naturschutz

Oberste Naturschutzbehörden
(Länderministerien)

zuständig u. a. für:

 Federführung Umsetzung Natura 2000 (Gebietsmeldungen, 
Koordinierung Managementplanung und Monitoring)

 Förderangebote im Naturschutz

Obere / Höhere Naturschutzbehörden
(Landesämter, Bezirksregierungen)

zuständig u. a. für:

 Ermittlung technischer und naturwissenschaftlicher Grund-
lagen

 Überwachung des Zustands von Natur und Landschaft
 tlw. Management(planung) Natura 2000-Gebiete

Untere Naturschutzbehörden
(Landkreise, kreisfreie Städte)

zuständig u. a. für:

 Betreuung und Überwachung von Naturschutz- und Land-
schaftsschutzgebieten (Erstellung Managementkonzepte, 
Umsetzung von Maßnahmen, Ahndung von Verstößen)

 Genehmigung von Vorhaben und Planungen, die Natur und 
Landschaft verändern

 Abwicklung von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen
 Abgabe von Stellungnahmen zu Planungen und Maßnah-

men Dritter

Kommunen
(Umweltämter, Umweltbereiche)

zuständig u. a. für:

 Erstellung und Umsetzung Landschaftspläne
 Träger von Naturschutzmaßnahmen

Abb. 8: Zuständigkeiten des amtlichen Naturschutzes und der amtlichen Wasserwirtschaft
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5.3.3 planungen und instrumente gegenseitig nutzen

Für die Entwicklung naturnaher Fließgewässer steht 
von Wasserwirtschaft, Naturschutz und Land-
schaftsplanung ein breites Instrumentarium zur 
Verfügung. Auf Seiten der Wasserwirtschaft sind 
dies die Maßnahmenprogramme der Wasserrah-
menrichtlinie, Gewässerentwicklungskonzepte, Un-
terhaltungspläne sowie Ausbau- und Gestaltungs-
pläne zur Umsetzung einzelner Maßnahmen. Diese 
sind künftig an den Erfordernissen der Wasserrah-
menrichtlinie auszurichten. 

Der „Werkzeugkasten“, mit dessen Hilfe der Na-
turschutz den Schutz und die Entwicklung ökolo-
gisch intakter Fließgewässer unterstützen kann, ist 
vielfältig und umfasst sämtliche Planungsebenen. 
Die wichtigsten Instrumente und Planungen und 
ihr möglicher Beitrag zur Gewässerentwicklung 
werden im Folgenden genannt: 

Landschaftsrahmenpläne und Landschaftspläne
Landschaftsrahmenpläne sind der Beitrag von Na-
turschutz und Landschaftspflege zur Regionalpla-
nung. Auf kommunaler Ebene übernehmen diese 
Funktion die Landschaftspläne. Sie stellen die Be-
gleitplanungen zu den kommunalen Flächennut-
zungsplänen dar. Viele Landschaftsrahmenpläne 
und Landschaftspläne weisen flächenscharf bewer-
tete Fließgewässerstrecken auf und beinhalten kon-
zeptionelle oder konkrete Maßnahmenvorschläge 
für Gewässerrenaturierungen. Sie stellen die Pla-
nungen an Gewässern in den Kontext der gesam-
ten Umweltentwicklung, da sie neben dem Wasser 
auch die Schutzgüter Boden, Klima / Luft, Pflanzen, 
Tiere und das Landschaftsbild betrachten.

Die erforderlichen Maßnahmen für die Umset-
zung der Wasserrahmenrichtlinie sollten in die 
Landschaftsrahmenpläne und Landschaftspläne 
konsequent Eingang finden. Damit wird eine Um-
setzung der Maßnahmen zwar nicht zwangsläufig 
beschleunigt, aber die Erfordernisse einer ökologi-
schen Gewässerentwicklung und ihr Raumbedarf 
werden in Diskussions- und Abwägungsprozessen 
der Raumordnung stärker wahrgenommen. So 
kann sie auch früher berücksichtigt werden. Auch 
können Synergien von raumplanerischen und öko-
logischen Vorhaben schneller erkannt und genutzt 
werden, beispielsweise bei der Entwicklung städ-
tischer Erholungsräume und gleichzeitiger Renatu-
rierung von Fluss und Aue.

Hilfreich für die Beteiligung interessierter Bürger 
wäre auch, wenn das Verfahren so gestaltet wird, 
dass sich die Bürger nur mit einer Planung befas-
sen müssen. Ansonsten ist der zeitliche und der 
fachliche Aufwand sehr groß, um sich ehrenamt-
lich einzuarbeiten.

Eingriffsregelung nach Naturschutzrecht
Die Eingriffsregelung nach Naturschutzrecht bie-
tet gute Möglichkeiten Gewässermaßnahmen fi-
nanziell zu unterstützen und benötigte Flächen zu 
sichern.

Demnach sind Vorhaben, die einen nachhaltigen 
Schaden in der Natur und Landschaft hinterlassen 
und als unvermeidbar gelten, nach dem Bundesna-
turschutzgesetz (siehe §§ 13 – 18 BNatSchG) bzw. 
den Landesnaturschutzgesetzen auszugleichen. Der 
Verursacher des Eingriffs ist für die Schadenskom-
pensation verantwortlich, das heißt, er muss Aus-
gleichs- oder Ersatzmaßnahmen vornehmen oder 
für deren Finanzierung aufkommen. Hierbei gilt der 
Grundsatz: funktionaler Ausgleich geht vor Ersatz. 
Wird etwa bei einem Bauvorhaben ein Bach beein-
trächtigt, so sollte der Ausgleich bevorzugt durch 
die naturnahe Entwicklung eines Fließgewässerab-
schnitts erfolgen, nicht aber etwa durch Herstel-
lung artenreicher Grünlandbestände. 

Notwendige Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen 
können also unter bestimmten Voraussetzungen 
zur ökologischen Verbesserung von Fließgewäs-
sern genutzt werden. Die Vermittlung von Flä-
chen, Maßnahmen und Eingriffen erfolgt häufig 
durch Institutionen der öffentlichen Hand, vorran-
gig durch die Unteren Naturschutzbehörden und 
Kommunen. Wichtige Partner und Dienstleister für 
ein gezieltes Flächenmanagement können dane-
ben Naturschutzstiftungen und Flächenagenturen 
sein. Sie sind z. B. beim Kauf oder Tausch von Flä-
chen behilflich, verfügen oft über einen eigenen 
Flächenpool und vermitteln zwischen Flächennut-
zern, Grundstückseigentümern, Investoren und Be-
hörden. Die gezielte Nutzung der Eingriffsregelung, 
um naturnahe Gewässer zu fördern, setzt eine ver-
trauensvolle und gute Zusammenarbeit zwischen 
den Wasserwirtschafts- und Naturschutzverwal-
tungen voraus. 
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institutionen, die z. b. bei der
Flächenakquise von 
naturschutzvorhaben behilflich sind: 

 Flächenagentur Brandenburg, 
 www.flaechenagentur.de 
 Landgesellschaft Schleswig-Holstein, 
 www.lgsh.de 
 Stiftung Naturschutz Schleswig-Holstein,
 www.stiftung-naturschutz-sh.de
 Bergische Agentur für Kulturlandschaft BAK 

gGmbH, www.agentur-kulturlandschaft.de

Mit der Einrichtung von Ökokonten bzw. Flächen-
pools besteht darüber hinaus die Möglichkeit, die 
Eingriffsregelung zeitlich und räumlich flexibler zu 
gestalten. Eingriffe müssen nicht mehr innerhalb 
desselben Plangebietes ausgeglichen werden. Der 
Ausgleich kann auch vor einem Eingriff erbracht 
und zu einem späteren Zeitpunkt bestimmten 
Bauvorhaben zugeordnet werden. Dies bietet Pla-
nungssicherheit für die städtebauliche Entwicklung, 
da die aufwendige Suche nach geeigneten Kom-
pensationsflächen entfällt. Ein gelungenes Beispiel 
hierfür ist die Entwicklung der Steveraue in Olfen.

Flächenkategorien zum ausgleich 
von Eingriffsvorhaben (DWa, 2010)

Poolfläche: 
Die Flächenverfügbarkeit besteht, jedoch sind 
noch keine Maßnahmen umgesetzt.
Ökokontofläche: 
Die Fläche und Maßnahmen sind rechtlich gesich-
ert, die Maßnahmen sind bereits umgesetzt, je-
doch noch keinem konkreten Eingriff zugeordnet.
Ausgleichsfläche: 
Die Fläche und Maßnahmen sind rechtlich gesi-
chert und einem konkreten Eingriff bereits zu-
geordnet.

bündelung von Kompensationsmaßnahmen, 
Steveraue in Olfen (nordrhein-Westfalen)

In der 12.000-Einwohner-Stadt Olfen zwischen 
Münsterland und Ruhrgebiet wurden im Zuge der 
städtebaulichen Entwicklung der letzten Jahre um-
fangreiche Baulandausweisungen vorgenommen. 
Die hierfür notwendigen Ausgleichsmaßnahmen 

wurden innerhalb der stadtnahen Steverniederung 
umgesetzt, einem ehemals von Äckern gesäumten 
Fluss. Statt verstreute Einzelmaßnahmen zu realisie-
ren, hat die Stadt ihre Ausgleichs- und Ersatzmaß-
nahmen von Anfang an strategisch geplant und in 
einer großen zusammenhängenden Fläche gebün-
delt. So entstand durch die Verknüpfung von Maß-
nahmen zur extensiven Beweidung mit Maßnahmen 
des naturnahen Wasserbaus auf 85 ha ein neues Re-
fugium für Mensch und Natur. Nach der Entfernung 
von Uferbefestigungen und Gewässeraufweitungen 
im Böschungsbereich hat die Stever wieder ihre na-
türliche Dynamik auf Teilstrecken zurückerhalten. Die 
ehemaligen Felder werden heute mit Rindern, Pfer-
den und Eseln beweidet, wodurch sich die Niede-
rung in eine strukturreiche Auelandschaft mit einer 
abwechslungsreichen Vegetation gewandelt hat. In-
zwischen hat sich dort sogar der lange verschollene 
Weißstorch als Brutvogel wieder eingefunden.

Die Aufwertungen der Steveraue wurden der Stadt 
als vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen auf ihrem 
Ökokonto gutgeschrieben. Diese Vorleistung er-
möglichte der Stadt bei ihren geplanten Bauvorha-
ben eine zügige Umsetzung, da nicht jedes Mal die 
zeitraubende Suche nach Kompensationsflächen 
erfolgen musste.

In Zukunft sind weitere Maßnahmen in der Ste-
veraue geplant, die an die begonnenen Entwick-
lungen anknüpfen. An einem unter Denkmalschutz 
stehenden Mühlwehr ist z. B. ein Umgehungsge-
rinne vorgesehen, das weitere Ökopunkte bringen 
wird. Gewässerentwicklung und städtebauliche Er-
weiterungen gehen so in Olfen seit Jahren Hand 
in Hand.

Weitere Informationen: 
Stadt Olfen, Beigeordneter Wilhelm Sendermann, 
 02595 / 389161, 
E-Mail: sendermann@olfen.de, www.olfen.de 
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Heckrinder halten die Wiesen in der Steveraue offen.
(Foto: Gaby Wiefel)
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Managementplanungen in wasserabhängigen
Naturschutz- und Natura 2000-Gebieten
Genauso wie die WRRL-Maßnahmenprogramme 
und Gewässerentwicklungskonzeptionen auf die 
Erhaltungsziele der Natura 2000- und weiterer 
Schutzgebiete abgestimmt sein sollten, ist es not-
wendig, die Managementplanungen wasserabhän-
giger Schutzgebiete an den Zielen der Wasserrah-
menrichtlinie zu orientieren. Dies betrifft neben 
den auf europäischer Ebene geschützten FFH- und 
Vogelschutzgebieten insbesondere die Planungen 
in Naturschutzgebieten. Ein von Naturschutz und 
Wasserwirtschaft gemeinsam erarbeitetes Ma-
nagement entsprechender Gebiete bietet sich an. 
In jedem Fall sollten die Maßnahmen und Entwick-
lungsziele von Wasserwirtschaft und Naturschutz 
miteinander abgestimmt werden. Dabei kann es 
vorkommen, dass die unterschiedlichen Belange 
des Naturschutzes abgewogen werden müssen, 
entweder zu Gunsten des Fließgewässers oder zu 
Gunsten eines Biotoptyps in der Aue. Eine Konkur-
renzsituation ergibt sich zum Beispiel dann, wenn 
die ungestörte Dynamik eines mäandrierenden 
Flusses mit Auwaldentwicklung gegenüber dem 
Erhalt von Feuchtwiesen als Wiesenbrütergebiete 
abgewogen werden muss. In den weitaus meis-
ten Fällen können die Maßnahmen aber so gesetzt 
werden, dass sowohl die speziellen Erhaltungsziele 
für die Natura 2000-Gebiete als auch die Ziele ei-
nes guten ökologischen Zustands nach Wasserrah-
menrichtlinie gleichzeitig erreicht werden können.

Schwartau – Schwentine: 
natura 2000 und Wasserrahmenrichtlinie 
unter einem Dach (Schleswig-Holstein)

Vorbildlich funktioniert die enge Abstimmung zwi-
schen Natura 2000 und Wasserrahmenrichtlinie an 
der Schwartau in Ostholstein. Der durch extensiv 
genutzte Grünlandflächen und entlang bewaldeter 
Hänge verlaufende Fluss ist dank seiner tief ein-
geschnittenen Bachschluchten und angeschlos-
senen Moorflächen als FFH-Gebiet 17) ausgewie-
sen. Natura 2000 und die Wasserrahmenrichtlinie 
werden hier durch den Wasser- und Bodenver-
band Schwartau / Ostholstein und den im selben 
Haus ansässigen Verein Wasser Otter Mensch e. V. 
geplant und umgesetzt. Die Federführung über-
nimmt jeweils eine Organisation – bei Natura 2000 
ist dies Wasser Otter Mensch e. V., bei der Wasser-
rahmenrichtlinie der Wasser- und Bodenverband. 

Bei beiden Prozessen beraten Vertreter des Landes 
und der Gemeinden, der Kreisverwaltungen, von 
Naturschutz, Wirtschaft, Landwirtschaft, Fische-
rei sowie Wasser- und Bodenverbänden in regel-
mäßigen Arbeitskreisen über die Rahmenplanun-
gen oder anstehende Maßnahmen. Die räumliche 
Nähe beider Institutionen und die gegenseitige 
Teilnahme in den Arbeitskreisen ermöglichen es, 
Planungen, Maßnahmen und Entwicklungsziele der 
Schutzgebiete auf kurzem Wege miteinander ab-
zustimmen. Von diesem Vorgehen profitiert nicht 
nur die Schwartau. Auch in anderen Flussgebie-
ten in der Region hat sich diese enge Abstimmung 
als effektiv bewährt. Als Träger der Lokalen Aktion 
Schwartau-Schwentine hat der Verein Wasser Otter 
Mensch e. V. die Managementplanung für 15 FFH- 
sowie zwei Vogelschutzgebiete vom Land Schles-
wig-Holstein übertragen bekommen.

Weitere Informationen: 
Wasser Otter Mensch e. V., Carsten Burggraf, 
 04521/ 70690-28,
E-Mail: burggraf@wasser-otter-mensch.de,
www.wasser-otter-mensch.de 

Runder Tisch zum Natura 2000- Managementplan im FFH- Gebiet
Schwartautal (Foto: WOM e.V.)

Schwartauniederung (Foto WBV Ostholstein)

17) FFH-Gebiet DE-2030-328 Schwartautal und Curauer Moor
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Die biologische Station Oberberg als 
Vermittler (nordrhein-Westfalen)

Im Bergischen Land übernimmt die Biologische Sta-
tion Oberberg eine Vermittlerrolle bei der Entwick-
lung der Kulturlandschaft. Im Auftrag der Kreisver-
waltung erstellt sie die Managementpläne für FFH- 
und Naturschutzgebiete im Landkreis und initiiert 
die Umsetzung der darin festgelegten Maßnahmen. 
Das interdisziplinär besetzte Team der Biologischen 
Station hat dabei sowohl die Gewässer als auch die 
Lebensräume an Land im Blick. Bei den Schutzge-
bieten, die Gewässer- und Auenbereiche umfassen, 
beispielsweise entlang von Bröl und Wupper, wer-
den die Pläne und Maßnahmen mit den Zielen aus 
dem Landschaftsplan, den Gewässerentwicklungs-

konzepten und den WRRL-Aktivitäten abgeglichen. 
Sind in den Gewässerplanungen andere Maßnah-
men vorgesehen als solche, die zum Schutz von be-
stimmten Biotoptypen oder Arten in der Aue not-
wendig sind, wird zusammen mit den Wasserbe-
hörden und (sondergesetzlichen) Wasserverbänden 
nach Lösungen gesucht. Bei allen ihren Arbeiten 
pflegt die Biologische Station einen intensiven 
Kontakt zu den Unteren Landwirtschafts-, Natur-
schutz-, Landschafts-, Forst- und Wasserbehörden 
sowie zu Kommunen, Landbewirtschaftern, Was-
serverbänden und Flächeneigentümern. Sie über-
nimmt damit eine wichtige Schnittstelle in der Re-
gion zwischen den verschiedenen Interessengrup-
pen, Behörden und Verbänden. 

 ScHLüSSELFaKTOREn 
 FüR EinE ERFOLgREicHE UmSETZUng5.

Frank Herhaus, Geschäftsführer der Biologischen 
Station Oberberg

Herr Herhaus, wo liegt das Problem in 
der Zusammenarbeit zwischen Wasser-
wirtschaft und Naturschutz?

Herhaus: Der Schutz von Fließgewässern ist ein 
unmittelbarer Bestandteil des Naturschutzes. Die 
unterschiedlichen Zuständigkeiten in der Verwal-
tung haben jedoch zum Teil die sektorale Be-
trachtung des Fließgewässerschutzes einerseits 
und des Schutzes von terrestrischen Auenlebens-
räumen andererseits zur Folge. Dies ist in man-
chen Fällen nicht zielführend. Trotzdem möchte 
ich festhalten, dass sich die Zusammenarbeit 
zwischen Naturschutz und Wasserwirtschaft in 
den letzten Jahren stark verbessert hat. Im Ber-
gischen Land sind wir mit den Wasserbehörden 
und Wasserverbänden viele Projekte gemeinsam 
angegangen, wodurch sich eine gute Zusammen-
arbeit entwickelt hat. 
Was bedeutet dies für die Umsetzung der Was-
serrahmenrichtlinie konkret?

Herhaus: Die für die Umsetzung der Wasserrah-
menrichtlinie zuständigen Behörden oder Wasser-
verbände haben verständlicherweise vornehmlich 
die Fließgewässer im Fokus und weniger den Blick 
für andere Naturschutzbelange außerhalb des Ge-
wässers. So zielen auch die Leitbilder für Mittelge-
birgsbäche auf bewaldete Auen ab und berück-
sichtigen nicht die anthropogenen Lebensräume 
der Aue. Dies ist in der Praxis jedoch kaum um-
zusetzen, da wir von den unterschiedlichsten An-
sprüchen an die Kulturlandschaft ausgehen müs-
sen. Der zeitgemäße Naturschutz muss hier mit 
der Landwirtschaft, mit dem Denkmalschutz und 
mit der Wasserwirtschaft gemeinsame Lösungen 
finden. 
Wie stellen Sie sich die Zusammenarbeit zwi-
schen den verschiedenen Fachbereichen vor? 
Herhaus: Aus meiner Sicht könnten die Land-
schaftsbehörden in enger Zusammenarbeit mit 
den Biologischen Stationen oder Landschafts-
pflegeverbänden als fachübergreifende Institu-
tionen die Verknüpfung der unterschiedlichen 
Belange koordinieren und entsprechende Maß-
nahmenabstimmungen vorbereiten. Dabei sollen 
nicht die bestehenden Kompetenzen ausgehe-
belt werden. Vielmehr kommt es darauf an, eine 
fachliche Betrachtung aus Sicht eines ganzheit-
lichen Naturschutzes zu erzielen. Eine gemein-
same Planung von Naturschutz und Wasserwirt-
schaft ist zumindest in den Schutzgebieten drin-
gend erforderlich. Die Landschaftsbehörden und 
die in deren Auftrag arbeitenden Biologischen 
Stationen sind personell vielfach interdisziplinär 
besetzt, so dass die Aufgaben hier kompetent 
zusammengeführt werden könnten. 
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Weitere Informationen: 
Biologische Station Oberberg e. V., 
Frank Herhaus,  02293 / 9015-0, 
E-Mail: Info@BioStationOberberg.de, 
www.BioStationOberberg.de 

5.3.4 Empfehlungen

Ein koordiniertes Vorgehen zwischen wasserwirt-
schaftlichen und Naturschutzaktivitäten ist bei der 
naturnahen Gewässerentwicklung dringend erfor-
derlich. Hierfür lassen sich folgende Empfehlungen 
zusammenfassen:

Intensive Abstimmung 
zwischen den Fachabteilungen
Berührungspunkte zwischen Wasserwirtschafts- 
und Naturschutzfragen sollten zwischen den ver-
schiedenen Fachabteilungen in den Verwaltungen 
und weiteren Institutionen (z. B. Wasserverbänden) 
eng abgestimmt werden. Optimal ist es, wenn ein-
zelne Mitarbeiter die Aufgaben von Naturschutz 
und Wasserwirtschaft gezielt koordinieren. Biolo-
gische Stationen oder vergleichbare Einrichtungen 

wie Landschaftspflegeverbände eignen sich ebenfalls 
dazu, die verschiedenen Interessen, Planungen und 
Maßnahmen auf regionaler Ebene abzusprechen. 

Naturschutzbelange in 
Gewässerplanungen berücksichtigen
Bei der Erstellung von WRRL-Maßnahmenprogram-
men, Gewässerentwicklungskonzepten und Unter-
haltungsplänen sind bestehende Bestandserhebun-
gen und Planungen des Naturschutzes konsequent 
zu berücksichtigen. Gewässerplaner sollten auch 
das Umfeld der Gewässer und die Ansprüche daran 
einbeziehen und bei Bedarf die Abstimmungen mit 
den Naturschutzvertretern in die Hand nehmen.

Beitrag der Landschaftsplanung 
zur Gewässerentwicklung 
Die Entwicklungs- und Raumansprüche naturna-
her Fließgewässer sollten durch die Verankerung in 
Landschaftsrahmenplänen und Landschaftsplänen 
Unterstützung finden. Dadurch werden die Erfor-
dernisse einer ökologischen Gewässerentwicklung 
eher berücksichtigt, wenn unterschiedliche Belange 
der Raumordnung abgewogen werden. Synergien 
zwischen Naturschutz, Hochwasserschutz und Er-
holungsnutzung lassen sich leichter erkennen und 
nutzen.

Die Chancen der Eingriffsregelung nutzen
Die Eingriffsregelung nach Naturschutzrecht bietet 
gute Möglichkeiten, Maßnahmen zur ökologischen 
Aufwertung von Gewässern zu finanzieren. Mit 
Hilfe von Ökokonten, in denen die Kompensations-
maßnahmen mehrerer Eingriffe gebündelt werden, 
können auch großräumige Vorhaben verwirklicht 
werden. Durch eine vorausschauende Planung und 
enge Absprachen mit den Unteren Naturschutzbe-
hörden bzw. Flächenagenturen sollten Städte und 
Gemeinden die Chance nutzen, Kompensations-
maßnahmen gezielt zur Umsetzung der Wasserrah-
menrichtlinie einzusetzen. Anzustreben ist dabei der 
funktionale Ausgleich, d. h. ein Ausgleich des Ein-
griffs in einem Naturraum mit gleicher Funktion.

Literaturtipp zum Thema

KOMMUNALE-UMWELT-AKTION U.A.N. 2007: 
Eingriffsregelung als Baustein zur Umsetzung 
der Wasserrahmenrichtlinie. Hinweise der Ar-
beitsgemeinschaft der kommunalen Spitzen-
verbände Niedersachsens. 40 S. Hannover.

Die Bröl im Bergischen Land (Foto: Biostation Oberberg)
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5.4  Schlüsselfaktor 4:
 Die Kommunen beraten und vernetzen
Städten und Gemeinden obliegt an den Gewässern 
zweiter bzw. dritter Ordnung 18) die Unterhaltungs-
pflicht. Dies beinhaltet heute neben der Sicherstel-
lung eines ordnungsgemäßen Abflusses gleichwer-
tig auch die Pflege und Entwicklung der Gewässer 
nach ökologischen Gesichtspunkten. Darüber hin-
aus sind sie dafür verantwortlich, dass an Gewäs-
sern mit ihren Zuständigkeiten die Ziele der Was-
serrahmenrichtlinie erreicht werden.

Die fachgerechte und wirtschaftliche Gewährleis-
tung der Unterhaltungsaufgaben ist auf der Ge-
meindeebene oft schwierig. Gerade in kleineren 
Kommunen lohnt wegen kleiner Maßnahmen das 
Einstellen von Personal oder das Anschaffen eige-
ner Maschinen kaum. Eine wirtschaftliche Pflege 
und Unterhaltung der Gewässer entsprechend der 
fachlichen und gesetzlichen Standards ist so oft 
nicht gewährleistet. Vor diesem Hintergrund sind 
eine fachliche Begleitung, Beratung und Qualifizie-
rung sowie der Anstoß gemeindeübergreifender 
Lösungsansätze insbesondere bei kleineren Kom-
munen besonders wichtig.

Eine bewährte Kooperationsform zur Gewässer-
unterhaltung und -pflege ist die Zusammenarbeit 
mehrerer Städte und Gemeinden in Wasser- und 
Bodenverbänden, Zweckverbänden zur Gewässer-
unterhaltung oder Wasserverbänden. Die zum Teil 
landkreisübergreifenden Zusammenschlüsse verfü-
gen meist über eigene Mitarbeiter und einen eige-
nen Bauhof, mit denen sie die Unterhaltung und 
Pflege der Gewässer sicherstellen. Darüber hinaus 
sind jedoch auch weitere Kooperationsformen mög-
lich, wie das folgende Beispiel aus Thüringen zeigt:

Dienstleister bei der Unterhaltung und 
Entwicklung von gewässern 2. Ordnung 
(Thüringen)

Der Landschaftspflegeverband Thüringer Grabfeld 
e. V. unterstützt seit 1997 interessierte Kommunen 
bei der Erfüllung ihrer Pflichtaufgabe – der Unter-
haltung der Fließgewässer zweiter Ordnung. Darü-
ber hinaus steht der Landschaftspflegeverband sei-
nen Mitgliedern auch bei der Umsetzung der Was-
serrahmenrichtlinie als Dienstleister zur Verfügung. 
Mit den Mitgliedskommunen wird dazu ein Ver-
trag abgeschlossen, der den Umfang der Dienst-
leistung regelt.

Die fachliche Leistung umfasst:
 die Erarbeitung von Grundlagen zur Feststellung 

der Fließgewässerlängen,
 die Datenbearbeitung und -verwaltung in einem 

GIS- Projekt,
 die Erstellung von Pflege- und Entwicklungskon-

zepten für die Gewässer II. Ordnung in der jewei-
ligen Gemarkung,

 das Einholen von Stellungnahmen bei den zu-
ständigen Behörden,

 Jahresplanungen in Abstimmung mit den Kom-
munen,

 die Beantragung von Fördermitteln,
 die Erstellung von Ausschreibungsunterlagen und 

Durchführung einer Submission,
 die fachliche Betreuung und Überwachung bei der 

Umsetzung von Unterhaltungsmaßnahmen sowie
 die Rechnungsprüfungen der Baumaßnahmen.

Derzeit betreut der Landschaftspflegeverband neun 
Gemeinden mit ca. 200 km Fließgewässern. Die 
Kommunen stehen unter Druck, die Forderungen 
der Wasserrahmenrichtlinie in dem vorgegebenen 
Zeitraum umzusetzen, und sehen im Landschafts-
pflegeverband einen kompetenten Partner, der sie 
bei der Erfüllung unterstützt. Die Betreuungsdienst-
leistung wird daher zunehmend in Anspruch ge-
nommen.

Den Schlüssel zum Erfolg sieht der Landschaftspfle-
geverband bei allen Maßnahmen, die Kommunika-
tion aufrecht zu erhalten und Einvernehmen her-
zustellen zwischen den Beteiligten. Da der Abstim-
mungsbedarf bei den Maßnahmen stetig zunimmt 

 ScHLüSSELFaKTOREn 
 FüR EinE ERFOLgREicHE UmSETZUng5.

Die Milz in der Gemeinde Gleichamberg 
(Foto: LPV Thüringer Grabfeld)

18 ) Nach wasserwirtschaftlicher Bedeutung sowie den Bedürfnissen 
der Unterhaltung und des Hochwasserschutzes wird zwischen 
Gewässern I. und II. Ordnung und in einigen Bundesländern auch 
III.Ordnung unterschieden.
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und der Informations- und Diskussionsbedarf höher 
wird, organisiert der Landschaftspflegeverband in 
regelmäßigen Abständen Gespräche am „Runden 
Tisch“. Durch die Beteiligung aller Interessensgrup-
pen wie den Kommunen, Landwirten, Flächenei-
gentümern und Behörden am Planungs- und Um-
setzungsprozess ist so eine konfliktarme Gewässer-
entwicklung möglich. 

Auch Bürgermeister Günther Köhler aus der Ge-
meinde Gleichamberg bewertet die Betreuung durch 
den Landschaftspflegeverband positiv: „Durch die 
gute Zusammenarbeit mit dem Landschaftspflege-
verband hat sich in unserer Gemeinde einiges in 
Sachen Gewässerschutz getan. Ein erstes Renatu-
rierungsprojekt konnte im letzen Jahr erfolgreich 
abgeschlossen werden und wird in der Bevölke-
rung anerkannt. Die Gemeinde ist sehr daran inter-
essiert, weitere Gewässerentwicklungsprojekte mit 
dem Landschaftspflegeverband zu realisieren.”

Weitere Informationen: 
Landschaftspflegeverband 
Thüringer Grabfeld e.V., 
Verena Volkmar,  036948 / 80481, 
E-Mail: LpvGrabfeld@t-online.de, 
http://lpvGrabfeld.de

Neben den genannten Kooperationsformen der 
Wasser- und Bodenverbände, Zweckverbänden zur 
Gewässerunterhaltung oder Wasserverbänden gibt 
es andere Initiativen und Projekte, bei denen zwar 
nicht eine maßnahmenbezogene Betreuung oder 
Zusammenarbeit erfolgt, die jedoch ebenfalls eine 
Qualifizierung und Vernetzung der Kommunen för-
dern. Beispiel sind in einigen Bundesländern soge-
nannte Gewässernachbarschaften bzw. die Was-
serrahmenrichtlinien-InfoBörse in Niedersachsen.

gewässernachbarschaften 
in bayern

Ca. 90.000 Kilometer kleine Fließgewässer (Ge-
wässer dritter Ordnung) werden in Bayern durch 
die Kommunen bzw. Wasser- und Bodenverbände 
unterhalten. Um die Mitarbeiter der unterhaltungs-
pflichtigen Institutionen bei ihrer Aufgabe zu un-
terstützen, wurden vom Bayerischen Staatsminis-
terium für Umwelt und Gesundheit die Gewässer-
Nachbarschaften ins Leben gerufen. Die Idee, die 
dahinter steckt, ist einfach. Das Wissen und die Er-
fahrung für eine ökologische und wirtschaftliche 
Gewässerunterhaltung sind vor Ort fast immer vor-
handen, verteilen sich allerdings auf verschiedene 
Experten und Institutionen. Bei den Gewässernach-
barschaften geht es darum, in direkter Nachbar-
schaft ohne lange Wege Praxiskenntnisse zusam-
menzuführen und für alle nutzbar zu machen. 

Der Erfahrungsaustausch und Wissenstransfer er-
folgt an Gewässer-Nachbarschaftstagen, zu denen 
Gewässernachbarschafts-Beraterinnen und -Berater 
ein- bis zweimal jährlich in ihrem Landkreis einladen. 
Angesprochen sind vor allem die Bürgermeister so-
wie die Mitarbeiter der Gemeinden und der unter-
haltungspflichtigen Verbände. Die Berater kommen 
aus der Praxis und haben langjährige Erfahrung bei 
der Gewässerunterhaltung. Sie stimmen sich mit 
den Wasserwirtschaftsämtern ab und vermitteln zu-
sammen mit weiteren Referenten aus Fachbehörden, 
Gemeinden, Verbänden oder Planungsbüros Fach-
wissen über Gewässerunterhaltung. Dabei werden 
die an den Gewässer-Nachbarschaftstagen geäu-
ßerten Themenwünsche am jeweils nächsten Nach-
barschaftstag aufgegriffen. Bestandteil eines jeden 
Treffens ist auch eine Exkursion zu ausgewählten 
Gewässern, anhand derer die theoretischen Inhalte 
diskutiert werden. 

Unterstützung finden die Gewässernachbarschafts-
Berater durch eine landesweite Koordinierungs-
stelle. Diese stellt den Beratern und der Öffent-
lichkeit Arbeitshilfen und Informationsmaterial zur 
Verfügung.

Weitere Informationen: 
Koordinierungsstelle der  
Gewässer-Nachbarschaften Bayern, 
Raimund Schoberer,  0941/ 5680-852, 
E-Mail: raimund.schoberer@reg-opf.bayern.de, 
www.gn-bayern.de 

Bürgermerister Günther Köhler (Foto: Kurt Lautensack)
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gewässer-nachbarschaftstage 
in Stadt und Landkreis Regensburg (bayern)

Gewässernachbarschafts-Berater im Bereich Re-
gensburg ist Josef Sedlmeier. Als Geschäftsfüh-
rer des Landschaftspflegeverbands Regensburg e.V. 
verfügt er über einen reichen Erfahrungsschatz bei 
der naturnahen Gestaltung und Unterhaltung klei-
nerer Fließgewässer, die er als Nachbarschaftsbera-
ter an die Kommunen weitergibt. Einmal im Jahr or-
ganisiert er einen Nachbarschaftstag. Dabei werden 
etwa die Konsequenzen der Wasserrahmenrichtlinie 
für die Kommunen, Finanzierungsmöglichkeiten für 
die Gewässerunterhaltung und die Bedeutung und 
Gestaltungsmöglichkeiten innerörtlicher Gewässer 
besprochen.

Weitere Informationen: 
Landschaftspflegeverband Regensburg e. V., 
Josef Sedlmeier,    0941/ 4009361, 
E-Mail: lpv@landratsamt-regensburg.de, 
www.lpv-regensburg.de 

Wasserrahmenrichtlinien infobörse (wib) 
(niedersachsen)

Seit dem Jahr 2005 gibt es in Niedersachsen die 
Wasserrahmenrichtlinien InfoBörse (wib), ein vom 
niedersächsischen Umweltministerium gefördertes 
Projekt, dessen Trägerschaft und Geschäftsstelle bei 
der Kommunalen Umwelt-AktioN U.A.N. in Han-
nover liegt. Die InfoBörse ist für die niedersächsi-
schen Gemeinden Ansprechpartner, Kommunikati-
onsplattform und Informationspool in allen Fragen 
der Wasserrahmenrichtlinie. Die Mitarbeiter der Ge-
schäftsstelle organisieren Weiterbildungsangebote, 
Seminare und Workshops zu verschiedenen The-
men der Gewässerentwicklung und unterstützen 
den Erfahrungsaustausch der gemeindlichen Vertre-
ter in den Gebietskooperationen 19). Auf ihrer Inter-
netseite stellt die InfoBörse speziell für die Gemein-
den aufbereitete Informationen und eine Datenbank 
mit guten Praxisbeispielen bereit. Zu den angebote-
nen Veranstaltungen zählen auch regelmäßige Ex-
kursionen unter dem Motto „Wasserrahmenrichtli-
nie zum Anfassen“, bei denen erfolgreich durchge-
führte Maßnahmen besichtigt werden können.

 ScHLüSSELFaKTOREn 
 FüR EinE ERFOLgREicHE UmSETZUng5.

Gewässerbegehung im Rahmen des Nachbarschaftstags im Ort 
Donaustauf (Foto: LPV Regensburg e. V.)

Bundesland

Baden-Württemberg

Hessen, Saarland, 
Rheinland-Pfalz

Sachsen, Thüringen

Nordrhein-Westfalen

Bayern
 

Träger / Informationsquelle

Fortbildungsgesellschaft für Gewässerentwicklung mbH
http://85.10.209.136/wbw/GNS

Gemeinnützige Fortbildungsgesellschaft 
für Wasserwirtschaft und Landschaftsentwicklung (GfG)
http://www.gfg-fortbildung.de/

Deutsche Vereinigung für Wasserwirtschaft, Abwasser 
und Abfall e.V. Landesverband Sachsen / Thüringen
www.dwa-st.de

Deutsche Vereinigung für Wasserwirtschaft, Abwasser 
und Abfall e. V. Landesverband NRW
www.dwa-nrw.de

Regierung der Oberpfalz
www.gn-bayern.de

Das modell der gewässer-nachbarschaften hat sich auch in anderen bundesländern bewährt.

19 ) Die Gebietskooperationen sind in Niedersachsen Gremien zur 
Einbindung der lokalen Wassernutzer und Interessenvertreter, die 
auf Ebene der 27 WRRL-Bearbeitungsgebiete einberufen wurden.



45

Das Projekt unterstützt die Gemeinden als Betrof-
fene dabei, sich in den Umsetzungsprozess der 
Wasserrahmenrichtlinie einzubringen und so zu 
mitgestaltenden Beteiligten zu werden. Vielen Ge-
meindevertretern haben die Information und der 
gegenseitige Austausch dabei geholfen, sich etwa 
wirkungsvoll bei der Erstellung der WRRL-Maßnah-
menprogramme einzubringen oder den Umgang 
mit ihren Gewässern zu überdenken. Aktuelles 
Thema nach der Verabschiedung der Maßnahmen-
programme ist bei den Kommunen nun die Finan-
zierungsmöglichkeiten für Projekte. Auch hierbei 
ist die InfoBörse mit gezielten Informationen und 
der Vermittlung zwischen Kommunen und Minis-
terium behilflich.

Dr. Katrin Flasche, die Projektleiterin der Wasser-
rahmenrichtlinien InfoBörse, zieht nach fünf Jahren 
eine positive Bilanz: „Unser Angebot unterstützt 
die Gemeinden dabei, eine aktive Rolle bei der 
Wasserrahmenrichtlinie einzunehmen. Dies erhöht 
die Chancen bei der Umgestaltung der Gewässer 
Lösungen zu erzielen, die sowohl für die Entwick-
lung der Gemeinden als auch für die Umsetzung 
der Wasserrahmenrichtlinie förderlich sind. Ideal ist, 
wenn Kenntnisse der Gemeinden vor Ort mit dem 
Fachwissen der Experten kombiniert wird.“

Weitere Informationen: 
Kommunale Umwelt-AktioN U.A.N., 
Dr. Katrin Flasche,  0511/ 3028558, 
E-Mail: flasche@uan.de, www.wrrl-kommunal.
de, www.umweltaktion.de 

Empfehlungen

Der flussgebietsbezogene Ansatz der Wasserrah-
menrichtlinie verlangt eine grenzübergreifende 
Entwicklung und Pflege der Fließgewässer. Für die 
Zusammenarbeit von Städten und Gemeinden er-
geben sich hierfür folgende Empfehlungen:

Fachliche Unterstützung bei der 
Gewässerunterhaltung und -entwicklung
Um eine fachgerechte Gewässerunterhaltung und 
Gewässerentwicklung laut der Wasserrahmenrichtli-
nie sicherstellen zu können, benötigen die Kommu-
nen eigenes qualifiziertes Personal oder eine fachli-
che Beratung für die Umsetzung und Finanzierung. 
Sofern die Kooperation der Städte und Gemeinden 
nicht in Form von Wasser- und Bodenverbänden 
(oder ähnlichen, öffentlich-rechtlichen Zusammen-
schlüssen) erfolgt, bieten sich privatrechtliche Lö-
sungen an wie die Betreuung durch Landschafts-
pflegeverbände. Darüber hinaus können auch die 
Gewässernachbarschaften einen wertvollen Bei-
trag zur Qualifizierung und Beratung der Kommu-
nen leisten. 

Vernetzung und gegenseitigen 
Austausch fördern
Für eine grenzübergreifende Entwicklung der Fließ-
gewässer sind die Vernetzung und der Austausch 
zwischen den Kommunen unerlässlich. Dies betrifft 
sowohl die Erstellung von Gewässerentwicklungs-
konzepten als auch die gemeinsame Planung und 
Umsetzung von Maßnahmen. Die Kooperations-
formen der Wasser- und Bodenverbände, Land-
schaftspflegeverbände oder Gewässernachbar-
schaften bieten sich hierfür an und sind zumindest 
für kleinere Kommunen von Vorteil.

Gewässerumgestaltungen in die 
Gemeindeentwicklung integrieren
Gewässer bieten für Städte und Gemeinden zahl-
reiche Verbindungen und Entwicklungschancen. 
Bäche und Flüsse prägen das Ortsbild maßgeblich, 
steigern als Grünzüge und Erholungsflächen die Le-
bensqualität der Bevölkerung und liefern Impulse für 
den Tourismus. Mit der ökologischen Entwicklung 
von Fließgewässern und Auen lassen sich auch Ziele 
des Hochwasserschutzes verbinden. Mögliche Syn-
ergieeffekte, die sich durch ökologische und städ-
tebauliche Aufwertungen ergeben, sollten bei Ge-
wässerumgestaltungen genutzt werden. 
 

Info-Börse-Exkursion an die Grove (Foto: Kommunale Umwelt-AktioN)
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5.5  Schlüsselfaktor 5: 
 Frühzeitige Kooperation mit Land- 
 bewirtschaftern und Landeigentümern 
 
Landbewirtschafter und Landeigentümer sind für 
den Gewässerschutz unverzichtbare Partner. Ins-
besondere die Landwirtschaft als größter Flä-
chennutzer in Deutschland muss frühzeitig bei 
der Maßnahmenplanung einbezogen werden. Be-
rührungspunkte zwischen Wasserrahmenrichtlinie 
und Landwirtschaft sind etwa die Reduzierung von 
Stoffeinträgen durch Dünge- und Pflanzenschutz-
mittel oder die Bereitstellung landwirtschaftlicher 
Flächen für Renaturierungsmaßnahmen.

5.5.1 akzeptanz schaffen 
 durch frühzeitige Kooperation

Frühzeitiges Einbinden und kooperatives Vorgehen 
bieten die besten Voraussetzungen, um die Ge-
wässerschutzziele gemeinsam mit Landwirten und 
Flächeneigentümern zu erreichen. Welche Chancen 
ein kooperatives Vorgehen birgt, zeigen die beiden 
folgenden Beispiele an der Altenau in Niedersach-
sen und der Bröl in Nordrhein-Westfalen.

gewässerrandstreifen für die altenau 
(niedersachsen)

Die Altenau ist ein kleiner Fluss, der im Elm ent-
springt und nach ca. 18 km bei Wolfenbüttel in 
die Oker mündet. Trotz der hochwertigen Böden 
in der intensiv genutzten Agrarlandschaft ist es hier 
gelungen, entlang der gesamten Altenau fünf bis 
15 Meter breite Gewässerrandstreifen meist beid-
seitig anzulegen. Auf Initiative der Bezirksregierung 
Braunschweig und des Gewässerunterhaltungs-
verbands Mittlere Oker wurden im Einvernehmen 
mit 45 Grundstückseigentümern die Randstreifen 
in Grünland umgewandelt oder aus der landwirt-
schaftlichen Nutzung genommen.

Ausschlaggebend dafür, dass sich ca. 80 % der 
Grundstückseigentümer beteiligt haben, war die 
Suche nach einer gemeinschaftlichen Lösung zwi-
schen den Projektverantwortlichen und den Eigen-
tümern. Diese waren dem Vorhaben gegenüber 
zwar aufgeschlossen, sie wollten jedoch ihre Flä-
chen nicht verkaufen und ihr Mitspracherecht bei 
der Gestaltung der Gewässerrandstreifen erhalten.

Beim Landschaftspflegeverband Wolfenbüttel wur-
den die Anliegen der Landwirte und Eigentümer ge-
bündelt und an die Naturschutzbehörden weiterge-
leitet. Nach zahlreichen Gesprächen wurden Lösun-
gen gefunden, mit denen alle zufrieden sind. Die 
Flächen werden für 30 Jahre an den Gewässerun-
terhaltungsverband verpachtet. Die Pflege der Rand-
streifen übernimmt der Landschaftspflegeverband 
nach einem Konzept, das zusammen mit den Land-
wirten aufgestellt wurde. So steht nun Fläche für 
eine naturnahe Vegetation zur Verfügung und die 
Stoffeinträge von den benachbarten Ackerflächen 
werden abgepuffert und weitestgehend vermieden.

Weitere Informationen: 
Landschaftspflegeverband Wolfenbüttel e. V., 
Volker Meier,    0531/ 287700, 
E-Mail: mail@landvolk-braunschweig.de 

Flächengewinnung an der bröl 
mit vereinfachter Flurbereinigung 
(nordrhein-Westfalen)

An der Bröl, einem Mittelgebirgsbach im Süden des 
Bergischen Landes, hat der Aggerverband (der son-
dergesetzliche Wasserverband in der Region) ein 
vereinfachtes Flurbereinigungsverfahren über die 
Bezirksregierung Köln initiiert. Ziel ist es, dem zum 
Teil begradigten und ausgebauten Fluss wieder mehr 
Entwicklungsraum zur Verfügung zu stellen und die 
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Aus der Nutzung genommener Gewässerrandstreifen an der 
Altenau (Foto: Dr. Schütte, Landkreis Wolfenbüttel)
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Laich- und Lebensbedingungen für die Kieslaicher 
wie Bachforelle oder Mühlkoppe zu verbessern. 
Etwa 30 ha sollen für die Entwicklung der Brölaue 
gewonnen werden.

Die Flächeneigentümer und Landwirte wurden 
frühzeitig über das Verfahren informiert und ein-
gebunden. So fanden Gespräche mit den Kreis-
bauernschaften und der Landwirtschaftskammer 
statt, die Kreislandwirte wurden als Vertreter der 
Landwirtschaft in die Vorstandschaft des Verfah-
rens aufgenommen. Wichtig für die Akzeptanz 
des Verfahrens war darüber hinaus eine gemein-
same Rahmenvereinbarung zwischen dem Agger-
verband und der Landwirtschaft. Darin ist unter 
anderem die Offenheit des Verfahrens festgehal-
ten. Das heißt, die Grundstückseigentümer können 
selbst entscheiden, ob sie ihre Flächen einbringen 
möchten oder nicht.

Die Verhandlungen über den Verkauf oder Tausch 
der Flächen und deren künftige Entwicklung erfol-
gen mit jedem Eigentümer einzeln. Die Gesprächs-
führung übernehmen die Bergische Agentur für 
Kulturlandschaft gGmbH als „Tochter“ der Biolo-
gischen Station Oberberg und die Flächenagentur 
Rheinland als Dienstleister für den Aggerverband. 
Dies hat den Vorteil, dass die Gespräche durch 
Personen erfolgen, die sich in der Region ausken-
nen und die einen engen Bezug zu den Landwir-
ten haben. 

Nach der Halbzeit des Verfahrens ziehen die Mit-
arbeiter vom Aggerverband und der Bergischen 
Agentur für Kulturlandschaft eine positive Bilanz. 
Die ersten Verhandlungen deuten darauf hin, dass 
für die Entwicklung der Brölaue genügend Flä-
chen gewonnen werden können. Die intensiven 
Gespräche und Vereinbarungen mit der Landwirt-
schaft sind zwar sehr zeitaufwändig. Die Berück-
sichtigung der Interessen der Landwirte und der 
Grundstückseigentümer sind aber nach Ansicht der 
Organisatoren eine entscheidende Voraussetzung 
für den Erfolg des Vorhabens.

Weitere Informationen: 
Aggerverband, Ellen Gnaudschun, 
 02261/ 36-0, E-Mail: info@aggerverband.de, 
www.broel.nrw.de oder 
Bergische Agentur für Kulturlandschaft gGmbH, 
 02293 / 9015-27, 
E-Mail: Info@agentur-kulturlandschaft.de 

 

meliorationskataster als Service 
für die Landwirte (Thüringen)

Eine häufige Sorge von Landwirten bei Maßnah-
men an Fließgewässern ist, dass Entwässerungs-
rohre im Rahmen von Renaturierungen beschä-
digt werden und die Flächen wegen Vernässung 
nicht mehr bewirtschaftet werden können. Der 
Landschaftspflegeverband Thüringer Grabfeld 
hat deshalb in seinem Gebiet eine digitale Da-
tenbank erstellt, mit der die bestehenden Melio-
rationsbauwerke lokalisiert werden können. Da-
durch lassen sich bei anstehenden Maßnahmen, 
die nicht die gesamte Wiedervernässung der 
Aue zum Ziel haben, leichter Lösungen mit den 
Landwirten finden. So kann etwa schon bei der 
Planung berücksichtigt werden, dass die Samm-
ler der Entwässerungsrohre an renaturierte Ge-
wässerabschnitte angebunden werden und die 
Verlagerung der Gewässer so erfolgt, dass die 
bestehenden Anlagen nicht beschädigt werden. 
Darüber hinaus wissen die Landwirte den Ser-
vice des Landschaftspflegeverbandes, wie Pla-
nung, Koordination und finanzielle Abwicklung 
des Vorhabens, auch bei notwendigen Instand-
haltungsarbeiten an den Meliorationsbauwer-
ken zu schätzen.

Katasterausschnitt mit dem Verlauf von Entwässerungsanlagen
(Quelle: LPV Thüringer Grabfeld)
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5.5.2 begleitendes Flächenmanagement 
 bei großräumigen maßnahmen 

Bei der Umsetzung von Maßnahmen ist die Verfüg- 
barkeit von Flächen oft der begrenzende Faktor, selbst 
wenn die Finanzmittel zur Verfügung stehen. Bei groß- 
flächigen Vorhaben, in denen größere Entwicklungs-
räume für die Gewässer geschaffen werden sollen, 
ist deshalb ein begleitendes Flächenmanagement un-
verzichtbar. Verfahren der Bodenneuordnung – wie 
in dem Beispiel an der Bröl (s. S. 46) – sind hierfür 
ein bewährtes Instrument. Dabei ist eine langfristig 
angelegte Planung notwendig, da die Verfahren in 
der Regel über mehrere Jahre erfolgen. Weitere gute 
Möglichkeiten für die Bündelung von Maßnahmen 
auf zusammenhängenden Flächen bieten kommu-
nale Ökokonten nach der Eingriffsregelung.

5.5.3 Freiwillige maßnahmen honorieren

Die Honorierung freiwilliger Leistungen von Landwir-
ten ist ein weiterer zentraler Baustein für einen ko-
operativen Gewässerschutz zusammen mit der Land-
wirtschaft. Sie erfolgt in Form von Agrarumweltpro-
grammen und anderen Umweltförderprogrammen, 
die die Bundesländer, meist mit finanzieller Unter-
stützung der EU und des Bundes, anbieten. Für eine 
gewässerschonende Landbewirtschaftung sind insbe-
sondere folgende Förderangebote von Bedeutung:

Anlage und Sicherung von Gewässerrandstreifen
Die Förderung von unbewirtschafteten Gewässer-
randstreifen hilft dabei, Stoffeinträge in die Gewäs-
ser zu vermeiden.

Vermeiden von Rohbodenflächen
Daneben sind alle Maßnahmen zur Vermeidung von 
Rohbodenflächen förderlich, um die Stoffeinträge in 
Gewässer zu reduzieren. Dies gelingt z. B. durch den 
Anbau von Zwischenfrüchten, die Beibehaltung von 
Untersaaten zur Winterbegrünung, den Verzicht auf 
Bodenbearbeitung im Herbst oder mehrjährig be-
grünte Brachen. 

Flächenextensivierung
Die Förderung einer angepassten Nutzung land-
wirtschaftlicher Acker- und Grünlandflächen, ver-
bunden mit bestimmten Bewirtschaftungsauflagen, 
führt oft zu einer Extensivierung der Flächen. Als Be-
wirtschaftungsauflagen können etwa geringe Tier-
besatzdichten, der Verzicht auf Dünge- und Pflan-
zenschutzmittel oder auf wendende Bodenbearbei-
tung sinnvoll sein.

Erhalt von Grünland, Umwandlung von 
Ackerland in Grünland, Flächenstilllegung
Der Erhalt von Dauergrünland, die Umwandlung 
von Acker in Grünland und die langjährige Flächen-
stilllegung sind wichtige Bausteine, um den Ober-
flächenabfluss von Nährstoffen und Erosionspro-
zesse zu vermeiden.

Effizienter Düngereinsatz
Die Förderung effizienter Ausbringtechniken für 
Wirtschaftsdünger wie Schleppschlauch, Schlepp-
schuh- oder Schlitztechnik helfen, die Einträge 
in Gewässer und gasförmige Verluste zu vermin-
dern.

Gewässerschonende Bodenbearbeitung
Eine gewässerschonende Bodenbearbeitung wird 
etwa durch Mulchsaatverfahren (pfluglose, flache, 
nicht wendende Bodenbearbeitung) oder Direkt-
saatverfahren (Verzicht auf jegliche Bodenbear-
beitung) erreicht. Hierbei werden Nährstoffe ver-
stärkt im Boden gebunden und Erosionsprozesse 
gebremst. Einen Beitrag gegen Erosion liefert auch 
die Verpflichtung zu hangparallelem Pflügen.

Ausgleichszahlungen im Zusammenhang 
mit der Wasserrahmenrichtlinie
Ertragsausgleich auf Natura 2000-Flächen kann für 
Auflagen gezahlt werden, die innerhalb der Ge-
biete einzuhalten und etwa über Schutzgebietsver-
ordnungen vorgegeben sind. Kompensationen mit 
einer Kofinanzierung durch die EU sind gemäß Ar-
tikel 38 ELER-VO auch für Verpflichtungen zur Um-
setzung der Wasserrahmenrichtlinie möglich. Von 
dieser Möglichkeit macht derzeit jedoch noch kein 
Bundesland Gebrauch.

Ökologische Anbauverfahren
Der ökologische Landbau ist eine besonders nach-
haltige Wirtschaftsweise. Durch den Verzicht auf 
mineralischen Stickstoffdünger und chemisch-syn-
thetische Pflanzenschutzmittel gelangen weniger 
Einträge in die Grund- und Oberflächengewässer.

5.5.4 Förderangebote verbessern

Für die Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie ist 
es notwendig, dass im Zuständigkeitsbereich der 
Bundesländer ein breites Spektrum an geeigneten 
Förderprogrammen angeboten werden kann. Die 
Förderprogramme und -richtlinien sollten zur Um-
setzung der Wasserrahmenrichtlinie in folgenden 
Bereichen verbessert werden.

 ScHLüSSELFaKTOREn 
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 Die Freiwilligkeit bei der Anwendung von Agrar-
umweltprogrammen ist wesentlicher Bestandteil 
eines kooperativen Natur- und Gewässerschut-
zes. Das Prinzip der Freiwilligkeit bringt jedoch 
die Notwendigkeit eines finanziellen Anreizes für 
den Landwirt mit sich. Wie die Erfahrungen aus 
der Praxis zeigen, sind Landwirten wichtige Maß-
nahmen kaum vermittelbar, wenn ihnen nur der 
Ertragsausfall und die Erschwernis entgolten wer-
den, sie aber keinen Gewinn erzielen. Die För-
derhöhe muss deshalb so beschaffen sein, dass 
sie für den Landwirt trotz des für ihn erhöhten 
(bürokratischen) Aufwands attraktiv ist. 

 Die Mittelausstattung der Programme muss auch 
über längere Zeiträume hinweg in notwendiger 
Höhe erfolgen. Wegen leerer Haushaltskassen in 
den Bundesländern wird die langfristige Finan-
zierung von Naturschutz- und Agrarumweltpro-
grammen immer schwieriger. Unsichere Finanzie-
rung bedeutet geringere Planungssicherheit und 
folglich einen massiven Akzeptanzverlust bei den 
Landwirten. 

 Für Agrarumweltmaßnahmen gilt in der Regel 
EU-weit eine Vertragslaufzeit von fünf Jahren. 
Mit einer Flexibilisierung der Laufzeiten könnte 
man besser auf die unterschiedlichen Vor-Ort-Be-
dingungen reagieren. So muss es möglich sein, 
über längere Verträge landwirtschaftliche Be-
triebe dauerhaft als Partner zu gewinnen und ih-
nen eine langfristige Perspektive zu geben. Im 
Umkehrschluss kann es mit kürzeren Laufzeiten 
unter fünf Jahren gelingen, neue Landwirte mit 
einer Einstiegsvariante heranzuführen.

 Leider führt die Teilnahme an Förderprogram-
men oft dazu, dass sich Landwirte zusätzlichen 
Kontrollen mit erheblichen Sanktionsrisiken aus-
setzen. Fehler treten zum Beispiel bei der Flä-
chenabmessung auf. So kann bei kleinflächigen 
Agrarumweltmaßnahmen (etwa der Anlage von 
Gewässerrandstreifen) die erforderliche Präzision 
der Flächenermittlungen oft nicht erreicht wer-
den. Sanktionen können dazu führen, dass die 
Zahlungsansprüche aus der sogenannten 1. Säule 
der EU-Agrarförderung 20) verloren gehen. Die Ak-
zeptanz für die Teilnahme an Agrarumweltmaß-
nahmen wird dadurch erheblich geschmälert. Des-
halb ist es notwendig, die Anlastungsrisiken durch 
eine Vereinfachung der Auflagen zu verringern.

 Die ergebnisorientierte Förderung von Agrarum-
weltmaßnahmen kann für Landwirte verstärkte 
Anreize schaffen, sich im Gewässerschutz zu en-
gagieren. So etwa, wenn ihnen nicht der Verzicht 
auf Düngemittel entgolten wird, sondern eine 
verbesserte Stickstoffausnutzung im Vergleich zu 

den zurückliegenden Jahren. Mit welchen Ak-
tivitäten das Ziel erreicht wird, entscheidet der 
Landwirt selbst. Dadurch erhält er mehr Hand-
lungsspielraum und Motivation, sein eigenes 
Wissen einzubringen. Die zusätzliche Honorie-
rung einer verbesserten Stickstoffbilanz wurde 
beispielsweise im Projekt WAgriCo (siehe unten-
stehendes Beispiel) erprobt. Bei der Konzeption 
entsprechender Maßnahmen hat sich die Bestim-
mung eines geeigneten Indikators allerdings als 
schwierig erwiesen – so ist bei einem Vergleich 
der Hoftorbilanz 21) verschiedener Jahre die Da-
tenerfassung sehr aufwändig. Grundsätzlich sind 
sich die Experten jedoch darüber einig, dass eine 
ergebnisorientierte Förderung künftig weiter ver-
folgt werden sollte, um gesamtbetriebliche Ver-
besserungen beim Einsatz von Düngemitteln zu 
erzielen und Maßnahmen nicht nur auf einzelne 
Flächen zu beschränken.

Das projekt Wagrico – Entwicklung 
gewässerschonender maßnahmen 
gemeinsam mit Landwirten 

In dem länderübergreifenden Kooperationspro-
jekt zwischen Niedersachsen und Südengland ha-
ben Behörden, Forschungsinstitute und Landwirte 
über drei Jahre hinweg daran gearbeitet, die dif-
fusen Belastungen des Grundwassers durch Nit-
rat trotz intensiver Agrarproduktion zu reduzie-
ren. Mit Erfolg – das Ergebnis ist der Vorschlag ei-
nes wirksamen Maßnahmenkatalogs, der bei den 
landwirtschaftlichen Betrieben auf große Akzeptanz 
stößt. Aufgrund verwaltungsseitiger Anforderungen 
(z. B. Administrierbarkeit, geringer Kontrollaufwand) 
konnte jedoch nur eine Auswahl dieser Maßnahmen 
in das Agrarumweltprogramm Niedersachsens und 
Bremens (NAU/ BAU) übertragen und dadurch Be-
triebsleitern außerhalb des Projektgebiets zugäng-
lich gemacht werden. Sie stehen somit zur Um-
setzung ab 2010 in der Grundwasserschutz-Maß-
nahmenkulisse gemäß Wasserrahmenrichtlinie zur 
Verfügung.

20) Innerhalb der 1. Säule der EU-Agrarpolitik erhalten Landwirte 
Direktzahlungen pro Hektar bewirtschaftete Fläche. Dafür müssen 
sie bestimmte Mindeststandards in den Bereichen Umwelt, Tier- und 
Verbraucherschutz einhalten.

21) Die Hoftorbilanz beinhaltet die Erfassung der Nährstoffmengen, die 
in einen landwirtschaftlichen Betrieb gelangen (z. B. Düngemittel, 
Tierfutter) und die Mengen, die ihn, in Form von landwirtschaftlichen-
Produkten wieder verlassen (z. B. Kulturpflanzen, Milch, Fleisch, Eier).



50

Wichtige Forderungen der Landwirte beim Grund-
wasserschutz sind beispielsweise einfache und ver-
ständliche Maßnahmen, dynamische Entgelte, die sich 
kurzfristig an Entwicklungen des Agrarmarktes anpas-
sen lassen, unbürokratische Verfahren zur Maßnah-
menabwicklung sowie eine maßnahmenbegleitende 
Beratung. Mit Blick auf die angestrebte Maßnahmen-
wirkung ist ein mehrstufiges Monitoring auf lokaler, 
regionaler und Landesebene vorgesehen. Die Ergeb-
nisse dieses Wirkungsmonitorings bilden die Grund-
lage unter anderem für die EU-Berichtserstattung.

Weitere Informationen: 
Niedersächsischer Landesbetrieb für Wasser-
wirtschaft, Küsten- und Naturschutz, Betriebs-
stelle Hannover-Hildesheim, 
Hubertus Schültken,  0511/ 3034-3016,
E-Mail: 
hubertus.schueltken@nlwkn-h.niedersachsen.de, 
www.wagrico.de 

5.5.5 Qualifizierte beratung 
 für den einzelnen betrieb

Landwirte sehen sich einer immer größeren Fülle 
an gesetzlichen Vorgaben und Anforderungen für 
ihren Betrieb gegenüber. Der Gewässerschutz ist 
nur einer von vielen Aspekten, mit denen sich die 
Betriebsleiter auseinandersetzen müssen. Eine gute 
Beratung, die kompakte und überschaubare Infor-
mation für den einzelnen Betrieb liefert, wird des-
halb immer wichtiger.

Die Beratung bietet Chancen für beide Seiten. Der 
Landwirt entwickelt ein besseres Verständnis für 
die Ziele des Gewässerschutzes, die ihm der Be-
rater – bezogen auf seinen Betrieb – anschaulich 
erläutert. Auf Grundlage einzelbetrieblicher Ana-
lysen erhält er Unterstützung, seinen Dünge- und 
Pflanzenschutzmitteleinsatz und damit das Be-
triebsergebnis zu optimieren. Darüber hinaus wer-
den dem Betrieb Perspektiven aus den Agrarum-
weltprogrammen aufgezeigt und der Berater klärt 
den Landwirt darüber auf, was bei einem Vertrags-
abschluss im Hinblick auf drohende Sanktionen zu 
beachten ist.

Auf der anderen Seite erhalten die Berater einen 
Einblick in die Zwänge, in denen ein landwirt-
schaftlicher Betrieb steckt, und lernen die Situa-
tion des Landwirts besser zu verstehen.

Erforderlich ist dabei zuallererst, dass die Berater 
ihre Empfehlungen auch in den Förderprozess ein-
speisen können. Die Ergebnisse der Beratung ver-
puffen, wenn die empfohlenen Maßnahmen für 
den Landwirt mangels Finanzierung uninteressant 
bleiben.

Darüber hinaus braucht eine gute Gewässerschutz-
beratung erfahrenes Personal, das sich in landwirt-
schaftlichen und wasserwirtschaftlichen Fragen 
gleichermaßen auskennt. Der landwirtschaftliche 
Betrieb sollte bei der Beratung immer als Arbeits- 
und Wirtschaftseinheit betrachtet werden. Denn 
der Betriebsleiter hat bei allen Maßnahmen im-
mer den Gesamtbetrieb vor Augen. Zudem finden 
Strukturveränderungen wie die Zupacht und Stillle-
gung von Flächen oder die Vergrößerung des Tier-
bestands laufend und unabhängig von einzelnen 
Wasserschutzmaßnahmen statt. Sie wirken sich un-
mittelbar auf die Nährstoffbilanz des Betriebes aus, 
sagen allerdings nichts über einen optimierten Dün-
gemitteleinsatz aus. In welcher Form die Beratung 
von Landwirten zum Gewässerschutz wirksam er-
folgen kann, zeigen die folgenden Beispiele.

beratung von Landwirten 
im Tal der großen Laber in bayern

Im Tal der Großen Laber in Niederbayern wurde im 
Lauf der letzten 10 Jahre eine umfassende ökolo-
gische Entwicklung in der Aue vorgenommen, die 
auch in den kommenden Jahren weiter fortgeführt 
werden soll. Eines der zentralen Anliegen inner-
halb des Vorhabens ist die Sicherung und Extensi-
vierung von Wiesenflächen in der Aue mit den Ins-
trumenten Grunderwerb, Vertragsnaturschutz und 
Landschaftspflegeprogramm. Die Zusammenarbeit 
mit den Landwirten und Flächeneigentümern war 
somit unerlässlich. Hierzu wurde durch die Projekt-
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Gegenseitiges Vertrauen und ein offener Umgang sind Voraussetzung 
für eine erfolgreiche Betriebsberatung (Foto: DVL)
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koordinatoren unter Federführung des Landschafts-
pflegeverbands VöF Kelheim e. V. das Angebot ei-
ner einzelbetrieblichen Beratung geschaffen. Der 
bei einem Ingenieurbüro angesiedelte Berater fun-
giert für die Landwirte als zentraler Ansprechpartner 
innerhalb des Projekts. Er verdeutlicht die Projekt-
ziele, erläutert die finanziellen Anreize und Förder-
möglichkeiten bei einer Nutzungsänderung und be-
rät zu Fragestellungen der Flächenbewirtschaftung. 
Darüber hinaus gibt er Auskunft über die Möglich-
keiten zum Verkauf oder Tausch der Flächen in der 
Aue, die im Rahmen von insgesamt drei Flurbereini-
gungsverfahren erfolgen. 

In zahlreichen Beratungsgesprächen wurden auch 
die Interessen der Landwirte gehört und innerhalb 
des Gesamtprojekts berücksichtigt. So verbesserten 
sich für die meisten Eigentümer die Bewirtschaf-
tungsbedingungen, indem die Flächen bei der Neu-
verteilung gezielt zusammengelegt wurden. Hinzu 
kommt, dass alle Flächen mit öffentlichen Wegen 
erschlossen wurden, sofern dies noch nicht der Fall 
war. Im Jahr 2003 wurde das Projekt in einem ers-
ten Talabschnitt auf ca. 300 ha abgeschlossen. Die 
Planungsziele – Gewinnung von Entwicklungsflä-
chen und Extensivierung der Nutzung – konnten 
dort erreicht werden. So wurde 2004 etwa Grün-
land nur noch auf 74 ha intensiv bewirtschaftet im 
Vergleich zu 118 ha 1995. Entsprechend wurden 
2004 auf 80 ha Grünland (1995: 51 ha) extensiv be-
wirtschaftet. Bei der Ackerfläche dagegen gelang 
der Strategiewechsel nur ansatzweise. Die Ackerflä-
chen konnten zwar von 37 ha (1995) auf 30 ha re-
duziert werden, das Planungsziel von 9 ha Ackerland 
wurde jedoch weit verfehlt. Dagegen stieg die Ent-
wicklungsfläche im gleichen Zeitraum deutlich über 
den geplanten Ansatz hinaus von 15 ha auf 54 ha. 
(siehe Abb. 10)

Die Laber erhielt einen durchgehenden, mindes-
tens 20 m breiten Uferstreifen beiderseits des Flus-
ses. Bis Ende 2009 konnte in zwei weiteren Projekt-
abschnitten die Flächenneuordnung abgeschlossen 
werden.

Der Einsatz eines zentralen Ansprechpartners für 
die Landwirte und Grundstücksbesitzer mit dem 
Angebot einer einzelbetrieblichen Beratung war ei-
nes der Kernelemente für die erfolgreiche Umset-
zung des Projekts. Der Berater diente nicht nur als 
Problemlöser vor Ort, sondern auch als „Sprach-
rohr“ für die Landwirte gegenüber den Behörden 
und den anderen Projektbeteiligten aus Wasser-
wirtschaft und Naturschutz und umgekehrt. 

Ein entscheidender Baustein für ein Vertrauens-
verhältnis Landwirt / Berater aus der Erfahrung des 
Landschaftspflegeverbands heraus ist es, ergebnis-
offen in das Beratungsgespräch zu gehen, also nicht 
auf bestimmte Stichworte hin Standardlösungen an-
zubieten, sondern das Ganze im Auge zu behalten.

Weitere Informationen: 
Ingenieurbüro HS & Z, 
Felix Schmitt,  08161/ 44011, 
E-Mail: fes@hsz-media.de, 
www.hsz-media.de oder 
Landschaftspflegeverband VöF Kelheim e. V., 
Martin Eicher,  09441/ 207359, 
E-Mail: martin.eicher@voef.de, www.voef.de

Vom Labertalprojekt angeregte Beweidung im Naturschutzgebiet 
„Niedermoor südlich Niederleierndorf“
(Foto: Burkhard Deifel, LRA Kelheim)
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aus den Kooperationen der 
Wassereinzugsgebiete gelernt – gewässer-
schutzberatung in nordrhein-Westfalen 

In Wasserschutzgebieten hat eine Beratung von 
Landwirten, die speziell auf den Gewässerschutz 
ausgerichtet ist, schon länger Tradition, so auch in 
Nordrhein-Westfalen. Innerhalb der Gebiete arbei-
ten Wasserversorger und Landwirte in so genann-
ten Kooperationen zusammen, um die Trinkwasser-
versorgung in ihrer Region zu sichern. Im Jahr 2009 
gab es in Nordrhein-Westfalen ca. 120 Kooperatio-
nen, denen über 8.000 Landwirte und Gärtner frei-
willig beigetreten sind. Kern des Kooperationsmo-
dells ist eine standortbezogene Beratung bei der 
Düngeplanung und dem Einsatz von Pflanzenschutz-
mitteln. Gemeinsam mit den Landwirten werden bei 
der Beratung die Möglichkeiten für eine gewässer-
schonende Landbewirtschaftung ausgelotet und die 
Umsetzung freiwilliger Maßnahmen vereinbart. Die 
Kooperationsarbeit beinhaltet ebenfalls die kritische 
Reflexion der getroffenen Maßnahmen durch die 
Beteiligten und falls notwendig, deren Neuausrich-
tung. Die Finanzierung der Beratung sowie der Maß-
nahmen erfolgt durch die Wasserversorger. Die Ar-
beit der Kooperationen zeigt, dass durch den infor-
mellen Austausch und die Beteiligung der Landwirte, 
die Akzeptanz für notwendige Maßnahmen schnel-
ler und einfacher erreicht werden können. 

Motiviert durch die guten Erfahrungen und messba-
ren Erfolge der Kooperationen in den Wasserschutz-
gebieten hat das Land Nordrhein-Westfalen im Jahr 
2009 die Gewässerschutzberatung auch auf die Ge-
biete übertragen, in denen Grundwasser oder Ober-
flächengewässer gemäß EU-Monitoring keinen gu-
ten Zustand aufweisen. Relevante Stoffe sind hier-
bei Nitrat und Ammonium, regional auch Phosphat 
sowie Pflanzenschutzmittelrückstände. Mit dem er-
weiterten Beratungsangebot in Verbindung mit För-
derprogrammen sollen die Ziele der Wasserrahmen-
richtlinie im Hinblick auf einen guten Gewässerzu-
stand fristgerecht erreicht werden. Genau wie in 
den Wasserschutzgebieten erfolgt die Beratung auf 
freiwilliger Basis und unter Vermeidung von Nach-
teilen für die Bewirtschafter. Die Berater gehen in-
nerhalb der ausgewiesenen Gebietskulisse auf die 
Betriebsleiter zu und bieten ihre Hilfestellung bei der 
Umsetzung einer gewässerschonenden Landbewirt-
schaftung an. Angesiedelt ist die Beratung bei der 
Landwirtschaftskammer Nordrhein-Westfalen, die 
zu diesem Zweck zusätzliche Beratungskräfte in den 
sechs Beratungsregionen einsetzt.

Weitere Informationen: 
Landwirtschaftskammer Nordrhein-Westfalen, 
Fachbereich Wasserschutz, 
Birgit Apel,  0228 / 703-1339, 
E-Mail: birgit.apel@lwk.nrw.de, 
www.landwirtschaftskammer.de 

Gesamtbetriebliche Naturschutzberatungen
Auch im Naturschutz gibt es zunehmend mehr Ini-
tiativen, die die Umsetzung von Naturschutzzielen 
mit Hilfe einzelbetrieblicher Beratungen von Land-
wirten fördern. Ziel der Naturschutzberatungen ist 
es, die Biotopvielfalt in der Agrarlandschaft zu ver-
bessern und den dort stattfindenden Artenverlust 
aufzuhalten. Hierzu suchen Berater und Landwirt 
gemeinsam nach betriebsindividuellen Möglich-
keiten, insbesondere für die Teilnahme an Agrar-
umweltmaßnahmen und Vertragsnaturschutzpro-
grammen. Dabei werden auch Aspekte des Ge-
wässerschutzes berührt. Dies ist z. B. der Fall, wenn 
es um Maßnahmen mit Auflagen zum Dünge- und 
Pflanzenschutzmitteleinsatz geht.

Die Erfahrungen der verschiedenen Modelle in 
Deutschland und im Ausland zeigen, dass durch 
die Beratung die Akzeptanz für Naturschutzmaß-
nahmen deutlich gesteigert werden kann. Voraus-
setzung ist jedoch, dass ein flexibles Angebot an 
Maßnahmen zur Verfügung steht und angemes-
sene Ausgleichszahlungen erfolgen. Ein gutes Bei-
spiel hierfür ist das Beratungsmodell in Österreich, 
dessen Kern die Aufstellung einzelbetrieblicher Na-
turschutzpläne ist. Dort wurden seit dem Jahr 1995 
rund 60.000 Betriebe in Naturschutzfragen bera-
ten, das entspricht ca. 25 % aller österreichischen 
Betriebe.

Die Aufgaben sind bei der Umsetzung dieses ös-
terreichischen Konzeptes klar verteilt: Eine externe, 
qualifizierte Fachkraft berät den Landwirt, stellt 
Rahmenbedingungen klar und gibt Hinweise an 
Landwirte und Behörden. Die Fachkraft arbeitet auf 
der Grundlage der behördlichen Vorgaben. Die zu-
ständige Behörde beschränkt sich darauf, Formalia 
abzuwickeln und die Maßnahme zu kontrollieren. 

Die Wirkung der Beratung zeigt sich unter anderem 
in der Abschlussquote beim Vertragsnaturschutz. 
Sie ist in den Gebieten, in denen der Vertragsna-
turschutz im Rahmen der Naturschutzberatungen 
angeboten wurde, deutlich höher. Bezugsgröße 
in der nebenstehenden Graphik sind die Natura 
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2000-Flächen (100 % der Fläche) der jeweiligen Re-
gion. Die Säulen in der Kategorie ÖPUL 22) belegen 
die Teilnahme an allgemeinen Verträgen in dem ös-
terreichischen Agrarumweltprogramm. Die grünen 
Säulen „Naturschutz“ geben Auskunft über den 
Abschluss von ÖPUL-Verträgen mit spezifischen 
Naturschutzauflagen, die dem Vertragsnaturschutz 
in Deutschland entsprechen. 

Der Anteil der Natura 2000-Flächen, für die allge-
meine Agrarumweltprogramm-Verträge abgeschlos-
sen wurden, unterscheidet sich kaum in den Gebie-
ten mit und ohne Beratung, da diese Maßnahmen 
nicht im Fokus der Beratung standen. Betrachtet 
man jedoch den Anteil der Flächen, für die der Ver-
tragsnaturschutz abgeschlossen wurde, sieht man, 
dass dieser in Gebieten ohne Beratung bei etwa 5 % 
liegt, in den beratenen Gebieten dagegen nahezu 
20 % der Natura-2000-Flächen erreicht.

Weitere Informationen: 
Suske Consulting, 
Wolfgang Suske,  +43 1/ 9576306, 
E-Mail: office@suske.at, www.suske.at 

In Deutschland werden Naturschutzberatungen 
bislang fast ausschließlich in Modellregionen oder 
nur in einem sehr begrenzten Regelbetrieb ange-
boten. Beispiele hierfür gibt es in den Bundeslän-
dern Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Rhein-
land-Pfalz und Sachsen. Die positiven Erfahrungen 

dieser Beratungsmodelle lassen dessen Auswei-
tung jedoch sinnvoll und notwendig erscheinen, 
um Naturschutzmaßnahmen in landwirtschaftli-
che Betriebe verstärkt zu integrieren. Eine gezielte 
Verknüpfung und ganzheitliche Betrachtung von  
Naturschutz, Gewässerschutz und Klimaschutz sollte 
bei der weiteren Ausgestaltung der Beratungsange-
bote Eingang finden.

5.5.6 Empfehlungen 

Für die Zusammenarbeit mit Landbewirtschaftern 
und Landeigentümern beim Gewässerschutz gibt 
der Deutsche Verband für Landschaftspflege fol-
gende Empfehlungen:

Frühzeitige Einbindung der 
Flächennutzer und Landeigentümer
Landbewirtschafter und Grundstücksbesitzer soll-
ten bei Gewässerschutzvorhaben frühzeitig ein-
gebunden und informiert werden. Die größ-
ten Chancen für eine konstruktive Zusammenar-
beit bestehen darin, die Interessen und Belange 
der betroffenen Personen anzuhören und nach 
Möglichkeit zu berücksichtigen. Ideal sind Lösun-
gen, bei denen beide Seiten einen Vorteil durch 
die vorgenommenen Aktivitäten erhalten, etwa 
durch einen Flächentausch von Grundstücken aus 
der Aue. Projektbegleitende Arbeitsgruppen ha-
ben sich bewährt, insbesondere bei langfristigen 
und großräumigen Vorhaben, in denen land- und 
forstwirtschaftliche Vertreter bei Entscheidungen 
eingebunden sind. Gute Voraussetzungen für eine 
konfliktarme Lösung bieten auch gemeinsame Rah-
menvereinbarungen, in denen die Bedingungen der 
Zusammenarbeit klar definiert werden.
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22) Das Österreichische Programm für die Entwicklung des ländlichen 
Raums (ÖPUL) entspricht den Programmen der deutschen Bundeslän-
der für die Entwicklung ländlicher Räume. Bestandteil des ÖPUL sind 
so genannte Sonderrichtlinien, nach denen die Förderung u. a. von 
Agrarumweltmaßnahmen erfolgt.

Einzelbetriebliche Naturschutzberatung (Foto: DVL)
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Freiwillige Maßnahmen 
angemessen honorieren
Freiwillige Maßnahmen von Landbewirtschaftern 
zum Gewässerschutz müssen mit Hilfe von Agrar-
umweltprogrammen oder anderen Umweltförder-
programmen angemessen honoriert werden. Die 
Bundesländer müssen geeignete Maßnahmen in 
ihren Förderprogrammen anbieten. Ausreichende 
finanzielle Anreize sind hierbei ebenso von Bedeu-
tung wie flexible Verpflichtungszeiträume und eine 
ausreichende Mittelausstattung der Programme, 
die den Antragstellern Planungssicherheit gewähr-
leisten. 

Gewässerschutzberatungen weiter ausbauen
Die betriebspezifische Beratung von Landwirten 
zu gewässerschonenden Bewirtschaftungsfragen 
und Agrarumweltprogrammen sollte in den Bun-
desländern weiter ausgebaut und insbesondere in 
allen stark belasteten Gebieten angeboten werden. 
Im Idealfall fließen das Wissen und die Vorschläge 
der Landbewirtschafter in die Maßnahmen ein und 
werden an die Programmverantwortlichen der För-
derungen rückgekoppelt. Für die Umsetzung der 
Beratung bieten sich Gewässerschutzberater der 
Bundesländer ebenso an wie Mitarbeiter von Land-
schaftspflegeverbänden, mit denen Landwirte und 
Naturschützer bereits auf regionaler Ebene zusam-
menarbeiten.

Begleitendes Flächenmanagement 
bei großräumigen Maßnahmen
Insbesondere bei großräumigen Projekten ist ein 
begleitendes Flächenmanagement notwendig. Vor-
aussetzung hierfür ist eine vorausschauende und 
langfristig angelegte Planung, da Flächenverkäufe 
sich in der Regel nicht spontan tätigen lassen. Als 
bewährtes und effektives Instrument, um zusam-
menhängende Flächen in der Aue zu gewinnen, 
sollten Verfahren der Bodenneuordnung genutzt 
werden. Daneben ist es zielführend, wenn bei-
spielsweise Kommunen oder Naturschutzstiftun-
gen gewässernahe Flächen nach und nach aufkau-
fen, sofern sich die Gelegenheit dazu bietet und 
absehbar ist, dass die Grundstücke für notwendige 
Maßnahmen benötigt werden.

5.6 Schlüsselfaktor 6:
 Finanzierung und Förderinstrumente
Die Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie kostet 
Geld. Insgesamt sollen in Deutschland von 2009 
bis 2015 etwa zehn Milliarden Euro für die Um-
setzung der Maßnahmenprogramme ausgegeben 
werden (UFZ 2010). So hat etwa allein Hessen die 
Kosten bis zum Jahr 2027, also bis zum Ende der 
Verlängerungsmöglichkeiten zur Zielerreichung der 
Wasserrahmenrichtlinie, auf gut zwei Milliarden 
Euro geschätzt (siehe untenstehende Tabelle).

Die Richtlinie fordert die Berücksichtigung des so 
genannten Verursacherprinzips. Das heißt, wer ein 
Gewässer nutzt und dabei belastet, soll auch für die 
notwendigen Kosten der Verbesserungsmaßnah-
men aufkommen. Kosten, die im Zusammenhang 
mit Belastungen durch Wasserdienstleistungen ent-
stehen, werden direkt an die Nutzer weitergegeben. 
Darunter fallen laut Definition der LAWA alle Maß-
nahmen zur öffentlichen Wasserversorgung und zur 
kommunalen Abwasserbeseitigung. Die breiter ge-
fasste Wassernutzung wie die Stromerzeugung, die 
Schifffahrt oder die landwirtschaftliche Flächennut-
zung ist von diesem Prinzip der Kostendeckung be-
freit. Die Kostenbeteiligung dieser Nutzergruppen 
hängt also von deren freiwilligen Teilnahme bei der 
Umsetzung von Maßnahmen ab. Auch lassen sich 
viele Belastungen den Verursachern nicht direkt an-
lasten, z. B. weil sie aus einer Vielzahl unterschiedli-
cher Nutzungen herrühren.

Für die Kosten von Unterhaltungsmaßnahmen an 
Gewässern kommen die Unterhaltungspflichtigen 
auf. Sie können ihre Ausgaben durch Beiträge der 
Grundstückseigentümer im jeweiligen Gewässer-
einzugsgebiet und der Nutznießer der Unterhal-
tung decken. Die Beiträge werden meist im Umla-
geverfahren erhoben. Für die Berechnung gelten 
in den einzelnen Bundesländern unterschiedliche 
Maßstäbe wie Flächengröße, Nutzungsform der 
Flächen, anliegende Gewässerstrecke, eingeleitete 
Abwassermenge oder das Vorhandensein von An-
lagen, die die Unterhaltung erschweren. Da die 
Berücksichtigung der Wasserrahmenrichtlinie zur 
Pflicht der Unterhaltungslastträger zählt, ist eine 
zusätzliche Förderung der Maßnahmen mit öffent-
lichen Mitteln in der Regel nicht möglich.

Im Falle einer weiterreichenden Gewässerentwick-
lung, die über die Ziele der Gewässerunterhaltung 
hinausgeht, ist die Situation eine andere. Die Um-
setzung und Finanzierung naturnaher Gewässer-
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strukturen und zur Herstellung der linearen Durch-
gängigkeit obliegt an kleineren Fließgewässern 23) 

meistens den Kommunen. Die Bundesländer be-
teiligen sich durch die Gewährung von Zuschüs-
sen aus eigenen Mitteln, aus Mitteln des Bundes 
und der EU.

Neben der Verfügbarkeit von benötigten Flächen 
und der Akzeptanz der betroffenen Nutzer ist die 
Finanzierung der Maßnahmen meist der begren-
zende Faktor, um die Ziele der Wasserrahmenricht-
linie zu realisieren. Ein wichtiger Schlüsselfaktor für 
die naturnahe Gewässerentwicklung sind deshalb 
geeignete Finanzierungsinstrumente. Ausschlagge-
bend ist jedoch nicht nur, dass ausreichend Mittel 
bereitstehen, sondern auch, dass die Projektträger 
in der Lage sind, die „Fördertöpfe“ zu erschließen.

Wasserwirtschaft und Naturschutz sind in Deutsch-
land weitestgehend Ländersache. Daher sind sie 
für eine Finanzausstattung, die die Umsetzung der 
Wasserrahmenrichtlinie gewährleistet, primär ver-
antwortlich. Wegen der hohen Kosten beteiligt 
sich die EU an der Förderung. Genau wie bei der 

Umsetzung von Natura 2000 wird die Integrations-
strategie verfolgt, d. h., die Finanzierung der Was-
serrahmenrichtlinie erfolgt nicht aus einem eigens 
eingerichteten Topf, sondern aus den bestehen-
den Fonds der EU und mit den Haushaltsgeldern 
der unterschiedlichen Fachbereiche (z. B. Umwelt, 
Landwirtschaft, Wirtschaft) in den Ländern.

Bei den europäischen Fonds spielt für die Umset-
zung der Wasserrahmenrichtlinie der Europäische 
Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des länd-
lichen Raumes (ELER) eine zentrale Rolle. Daneben 
bieten auch der Europäische Fonds für regionale 
Entwicklung (EFRE) und der Europäische Fische-
reifonds (EFF) Finanzierungsoptionen für Gewäs-
serprojekte. Rechtliche Grundlage für die Förde-
rung aus den Fonds bilden von der Gemeinschaft 

erlassene Verordnungen und Durchführungsver-
ordnungen. Des Weiteren gibt es mit LIFE+ ein ei-
genständiges Finanzierungsinstrument der EU für 
den Natur- und Umweltschutz im Rahmen von Na-
tura 2000, über das Modellprojekte gefördert wer-
den, die nicht aus anderen EU-Budgets finanzier-
bar sind.

23) Gewässer 2. oder 3. Ordnung, je nach Klassifizierung in den Bundes-
ländern

Maßnahmenbereich

Kosten ohne Betriebskosten (Mio. %)

Umsetzungsperiode (Jahr) Gesamtkosten

2001 – 2009 2010 – 2015 2016 – 2027 2010 – 2027

1 Grundwasser 12,1 121,0 233,8 354,8

1.1 in Wasserschutzgebieten 12,1 7,1 51,4 58,5

1.2 außerhalb von 
Wasserschutzgebieten

— 113,9 182,4 296,3

2 Oberflächengewässer –
Hydromorphologie

165,7 214,0 599,3 813,3

2.1 Maßnahmen außer an 
Bundeswasserstraßen

162,3 180,0 546,8 726,8

2.2 Maßnahmen an 
Bundeswasserstraßen

3,5 34,0 52,5 86,5

3 Oberflächengewässer –
Stoffe

882,1 707,1 171,6 878,7

3.1 Punktquellen 882,1 115,6 — 115,6

3.2 Diffuse Quellen (P-Erosion) — 71,5 171,6 243,1

3.3 Salzabwasser — 520,0 — 520,0

Summe Kosten 1.059,9 1.042,1 1.004,7 2.046,8

Abb. 12: Geschätzter Finanzbedarf für die Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie in Hessen (Stand Juli 2009) 
(Quelle: Hessisches Ministerium für Umwelt, Energie, Landwirtschaft und Verbraucherschutz)
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Von der EU-Verordnung zum Spatenstich

Von der Verabschiedung einer EU-Verordnung 
bis zur Förderung einer Maßnahme ist es ein 
weiter Weg. Die Umsetzung der EU-Förderun-
gen erfolgt in einem mehrstufi gen Prozess, der 
an dieser Stelle für Deutschland kurz beschrie-
ben wird.

EU-Ebene
Auf Ebene der Europäischen Union erfolgt die 
Defi nition des Förderspektrums für die einzel-
nen Fonds, das von den Mitgliedstaaten ausge-
schöpft werden kann. Im Haushalt der EU wird 
zudem festgelegt, welcher Politikbereich und 
welcher Mitgliedstaat mit wie viel Mitteln aus-
gestattet werden.

Nationale Ebene
Jeder Mitgliedstaat erstellt aufbauend auf den 
Vorgaben der EU einen nationalen Strategie-
plan, der spezifi sche nationale Prioritäten fest-
legt. Die nationale Strategie ist der Bezugs-
rahmen für die Programmplanungen der Bun-
desländer und enthält u. a. auch Angaben zur 
Verteilung der fi nanziellen Mittel auf die ein-
zelnen Länder.

Programmebene
Die konkrete Ausgestaltung und Umsetzung 
der Verordnungen und Strategien erfolgt über 
Förderprogramme. Für den ELER und EFRE 
übernehmen in Deutschland die Bundeslän-
der die Programmplanung. Für den EFF gibt 
es ein Bundesprogramm. Da die strategischen 
Vorgaben der EU und des Bundes eher grund-
sätzlicher Natur sind, verbleibt den Bundeslän-
dern bei der Programmierung ein erheblicher 
Handlungsspielraum. Innerhalb des vorgegebe-
nen Rahmens können die Länder über die Pro-
grammschwerpunkte selbst entscheiden. Be-
zugsrahmen für die konkrete Förderung von 
Maßnahmen sind letztlich meist Förderrichtli-
nien der Verwaltungen, die zur Umsetzung der 
Programme aufgestellt werden. In diesen wer-
den sowohl der Gegenstand der Förderung, 
die Art und der Umfang der Zuwendungen als 
auch das Verfahren der Antragstellung im De-
tail geklärt. 

Ausführliche Informationen über die Förder-
prinzipien der EU, die verschiedenen Fonds und 
die Umsetzung in Deutschland im Hinblick auf 
die Finanzierung von Naturschutzprojekten lie-
fert der DVL-Leitfaden „Wege zur Finanzierung 
von Natura 2000 – Gute Beispiele, wie Europa 
die biologische Vielfalt voranbringt“ (2008). 
Bezug über die Internetseite des DVL unter 
www.landschaftspfl egeverband.de

Die fi nanzielle Beteiligung der EU setzt immer eine 
Kofi nanzierung durch die Länder oder den Bund 
voraus. Ergänzend dazu stellen die Länder zum Teil 
auch eigene Mittel für die Umsetzung der Wasser-
rahmenrichtlinie bereit, die nicht dem Förderrah-
men der EU folgen müssen. Die wichtigsten Mög-
lichkeiten für die Finanzierung einer naturnahen 
Gewässerentwicklung durch die EU, den Bund, die 
Bundesländer und weitere Instrumente werden im 
Folgenden kurz beschrieben.
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5.6.1 ELER

Die ELER-Verordnung (Verordnung (EG) Nr. 
1698 / 2005) regelt die Förderpolitik für die ländli-
chen Räume Europas für den Zeitraum von 2007 bis 
2013. Sie setzt dafür vier Schwerpunkte, von denen 
der Schwerpunkt 4 „LEADER“ sektorübergreifend 
über die anderen drei Schwerpunkte angelegt ist:

Die vier Schwerpunkte der ELER-Verordnung

1. Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit der 
Land- und Forstwirtschaft

2. Verbesserung der Umwelt und der Landschaft 
durch Förderung der Landbewirtschaftung

3. Steigerung der Lebensqualität im ländlichen 
Raum und Förderung der Diversifizierung der 
ländlichen Wirtschaft

4. Aktivitäten im Rahmen von LEADER

Deutschland stehen für den Zeitraum 2007 bis 
2013 rund 8,11 Mrd. E für Maßnahmen des ELER 
zur Verfügung. Im Zuge der Reform der Gemein-
samen Agrarpolitik (GAP) im Jahr 2008 – dem so 
genannten Health Check – wurde der Betrag noch-
mals um 942,7 Mio. E aufgestockt, unter anderem, 
um den Herausforderungen zum Schutz der Was-
serressourcen zu begegnen 24).

Eine Förderung von Maßnahmen, die dem Gewäs-
serschutz dienen, ist in allen vier Schwerpunkten 
des ELER möglich. Die genauen Inhalte regelt je-
des Bundesland individuell, weshalb in jedem Land 
unterschiedliche Bausteine für die Umsetzung der 
Wasserrahmenrichtlinie zur Verfügung stehen. Der 
Bund beteiligt sich über die Gemeinschaftsaufgabe 
zur Verbesserung der Agrarstruktur und des Küs-
tenschutzes (GAK) an den meisten Maßnahmen 
des ELER. Die wichtigsten Maßnahmen, die die 
Länder in ihren ELER-Programmen und Förderricht-
linien zum Gewässerschutz anbieten können, sind: 

Flurneuordnung (Schwerpunkt 1)
Zahlreiche Beispiele zeigen, dass über die Flurneu-
ordnung eine optimale Umsetzung von Gewässer- 
und Naturschutzmaßnahmen ermöglicht wird. So 
schafft ein Flächentausch oft erst die Möglichkeit, 
etwa großflächige Renaturierungsprojekte in der 
Aue umzusetzen wie im Tal der Großen Laber (siehe 
Seite 50) oder entlang der Bröl (siehe Seite 46).

Zahlungen im Zusammenhang mit der Wasser-
rahmenrichtlinie (Schwerpunkt 2)
Im Schwerpunkt 2 lassen sich mit ELER-Mitteln Ein-
kommensverluste finanzieren, die Landwirten oder 
Waldbesitzern im Rahmen von Natura 2000 ent-
stehen. Im Unterschied zu den Agrarumweltpro-
grammen handelt es sich dabei um Ausgleichszah-
lungen für Einschränkungen, die durch hoheitliche 
Auflagen, wie sie etwa in Schutzgebietsverord-
nungen festgelegt sind, entstehen. Zukünftig sol-
len auch Auflagen aus der Wasserrahmenrichtlinie 
ausgleichbar sein. Die ELER-VO der EU hat den ge-
setzlichen Rahmen dafür bereits geschaffen.

Agrarumweltmaßnahmen inklusive 
Vertragsnaturschutz (Schwerpunkt 2)
Agrarumweltprogramme und Vertragsnaturschutz 
honorieren dem Landwirt und anderen Landnut-
zern eine umweltverträgliche Bewirtschaftung, die 
über den gesetzlichen Standard hinausgeht. Welche 
dies im Hinblick auf den Gewässerschutz sein kön-
nen wurde im vorigen Kapitel beschrieben. Behörde 
und Landnutzer schließen die Vereinbarungen frei-
willig für einen Zeitraum von fünf bis sieben Jahren 
ab. Die Prämienhöhe orientiert sich am zusätzlichen 
Aufwand und am entgangenen Gewinn. Der Ver-
tragsnaturschutz ist dabei der Teilbereich der Ag-
rarumweltprogramme, bei dem die Sicherung der 
Biodiversität im Vordergrund steht.

Investive Gewässerschutzmaßnahmen 
(Schwerpunkt 3, mitunter auch Schwerpunkt 4)
Die wichtigste Möglichkeit, den Gewässerschutz 
über ELER zu fördern, sind investive Maßnahmen 
zum Erhalt des natürlichen Erbes. Dazu gehören un-
ter anderem die Anlage von Gewässerrandstreifen, 
die Förderung der Gewässerdynamik durch den Ein-
bau von Totholz, der Bau von Fischaufstiegsanlagen, 
die Vernässung von Niederungsbereichen oder die 
Anlage von Auwäldern. Auch konzeptionelle Vor-
arbeiten wie Machbarkeitsstudien oder Monitoring 
können gefördert werden.

Information und Beratung (Schwerpunkt 3)
Der ELER ermöglicht eine umfangreiche Informa-
tions- und Öffentlichkeitsarbeit, um für die Was-
serrahmenrichtlinie zu sensibilisieren. Auch einzel-
betriebliche Naturschutzberatung kann gefördert 
werden, die Land- und Forstwirte über die Anfor-
derungen des Gewässerschutzes informiert und 
diese in den Betriebsablauf integriert. Österreich 
fördert die einzelbetriebliche Naturschutzberatung 
beispielsweise über den ELER (Artikel 57 a) – siehe 
Beispiel auf Seite 52 f.24) Tietz 2010
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5.6.2 EFRE

Mit dem Europäischen Fonds für regionale Ent-
wicklung (Verordnung (EG) Nr. 1080 / 2006) sollen 
die Wettbewerbsfähigkeit und Innovationen so-
wie ein umweltverträgliches Wachstum in den Mit-
gliedsstaaten der EU gestärkt werden. Regionen 
mit Entwicklungsrückstand und Strukturproblemen 
werden besonders unterstützt. Die Bundesländer 
erhalten für den Zeitraum von 2007 bis 2013 ins-
gesamt 16,1 Mrd. E aus dem EFRE 25). 

Im Mittelpunkt der Förderung, die für den Gewäs-
serschutz relevant sind, stehen in Deutschland In-
frastrukturmaßnahmen zum Hochwasserschutz so-
wie der Bau und Ausbau von kommunalen Abwas-
serbehandlungsanlagen. Es lassen sich jedoch auch 
Renaturierungsvorhaben an Fließgewässern sowie 
Naturerlebnismaßnahmen fördern, sofern diese 
Maßnahmen Bestandteil der „Operationellen Pro-
gramme“ der Bundesländern sind. Dies zeigt das 
folgende Beispiel aus Nordrhein-Westfalen.

naturerlebnis auenland 

An der Lippeaue zwischen Vellinghausen und Lipp-
stadt im Kreis Soest entsteht auf Initiative der Ar-
beitsgemeinschaft Biologischer Umweltschutz 
seit dem Jahr 2009 ein neuer Naturerlebnisraum. 
Grundlage hierfür sind umfangreiche Maßnahmen 
in der Aue, etwa die Anlage von Auengewässern 
oder Auenrandsümpfen. Einhergehend damit wer-
den an zahlreichen Stellen Beobachtungs- und In-
formationspunkte eingerichtet, die den Besuchern 
die Möglichkeit eröffnen, sich über diesen Lebens-
raum zu informieren oder Vögel zu beobachten.
 
Die einzelnen Stationen sind durch einen Radweg 
miteinander verbunden. Eine neue naturkundliche 
Fahrradkarte soll die Strecke künftig ausweisen 
und über interessante Punkte am Wegesrand in-
formieren. Faltblätter zu naturkundlichen Themen 
und den kulturhistorischen Wegmarken sowie eine 
Internetplattform runden das Naturerlebnisange-
bot ab. Alle Maßnahmen innerhalb des Projekts 
werden mit EFRE-Mitteln gefördert, kofinanziert 
durch das Land Nordrhein-Westfalen. Naturschutz-
vereine und Biologische Stationen erhalten sogar 
eine 100%ige Finanzierung ihrer Maßnahmen.
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25) BUNDESMINISTERIUM FÜR WIRTSCHAFT UND TECHNOLOGIE 2007

Wechsel zwischen sonnigen und beschatteten Abschnitten entlang von Bächen fördern die Artenvielfalt im Wasser (Foto: DVL)
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Weitere Informationen: 
Arbeitsgemeinschaft Biologischer 
Umweltschutz im Kreis Soest e.V., 
Birgit Beckers,  02921/ 52830, 
E-Mail: b.beckers@abu-naturschutz.de, 
www.lippeaue.de 

5.6.3 EFF

Der Europäische Fischereifonds (Verordnung (EG) 
Nr. 1198 / 2006) stellt Finanzhilfen für die europä-
ische Fischereiwirtschaft zur Verfügung. Für die 
Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie spielt er 
eine eher untergeordnete Rolle, auch aufgrund der 
geringen Finanzausstattung des Fonds von 0,16 
Mrd. E für Deutschland in der Förderperiode von 
2007 bis 2013. Grundsätzlich förderfähig sind mit 
dem EFF jedoch die Entschärfung oder Umgehung 
von Querbauwerken sowie Renaturierungsmaß-
nahmen an Fließgewässern, die Wanderfischen 
den Weg zu ihren Laichgründen und Jungfischle-
bensräumen ebnen.

Umgehungsgerinne an der Rögnitz 
(mecklenburg-Vorpommern)

In Mecklenburg-Vorpommern wurde der Fische-
reifonds bei der Herstellung der Gewässerdurch-
gängigkeit als eine Finanzierungsquelle eingesetzt. 
Ungefähr zehn Aufstiegshilfen wurden mit EFF-
Geldern landesweit finanziert, so auch ein Um-
gehungsgerinne an der Rögnitz bei Leussow im 
Landkreis Ludwigslust. Dort stellte ein Wehr für 
Fische und andere Wasserlebewesen ein nicht zu 
überwindendes Bauwerk dar, das nun umgangen 
werden kann. Das 89 m lange Gerinne wurde na-
turnah in Schlingen geformt und mit Störsteinen 
zur Verringerung der Fließgeschwindigkeit verse-
hen. Projektträger war das Staatliche Amt für Um-
welt und Natur Schwerin. Ungefähr zwei Drittel der 
Baukosten stammten aus dem Fischereifonds, der 
Rest wurde vom Land übernommen.

Weitere Informationen: 
Ministerium für Landwirtschaft, Umwelt und 
Verbraucherschutz Mecklenburg-Vorpommern, 
Referat 560 Fischerei & Fischwirtschaft, 
Gerhard Martin,  0385 / 5886560, 
E-Mail: g.martin@lu.mv-regierung.de

5.6.4 LiFE+

LIFE+ 26) ist ein Förderprogramm der Europäischen 
Union, mit dem Projekte in Natura 2000-Gebieten 
unterstützt werden. Gefördert werden insbeson-
dere innovative Projekte mit Vorbildcharakter, die 
dazu beitragen, die natürlichen Lebensräume zu er-
halten bzw. wiederherzustellen sowie wildlebende 
Tier- und Pflanzenarten zu schützen. Von 2007 bis 
2013 stehen europaweit insgesamt 2,14 Mrd. E an 
EU-Mitteln für LIFE+ zur Verfügung 27). Im Vergleich 

26) Rechtsgrundlage ist die Verordnung (EG) Nr. 614/2007 vom  
14. Mai 2007.

27) EUROPÄISCHE KOMMISSION 2010

Umgehungsgerinne mit Reuse zur Fischdurchgangsmessung (Foto: DVL)
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zu den anderen Förderinstrumenten der Gemein-
schaft ist die Mittelausstattung also sehr gering. 
Das Programm wird deshalb nur begrenzt zur Um-
setzung der Wasserrahmenrichtlinie und Natura 
2000 beitragen, allein schon wegen seiner Ausrich-
tung auf einzelne Projekte. Die Anträge sind mit 
einem hohen organisatorischen Aufwand verbun-
den, der sich jedoch lohnt. Denn mit LIFE+ kön-
nen Projekte mit einem hohen Investitionsvolumen 
unterstützt werden, wie das folgende Beispiel aus 
der Eifel zeigt. Die Antragstellung erfolgt bei den 
Ländernaturschutzministerien, die die Unterlagen 
an das Bundesumweltministerium weiterleiten. Zu-
ständig für die jährliche Auswahl der Projekte ist 
die EU-Kommission. 

Lebendige bäche in der Eifel 

In der westlichen Eifel entspringen zahlreiche Mit-
telgebirgsbäche, die von Natur aus sehr nährstoff-
arm sind und eine einzigartige, zum Teil hoch spe-
zialisierte Tier- und Pflanzenwelt beherbergen. Be-
drohte Tierarten wie Schwarzstorch, Bachneunauge 
und Flussperlmuschel finden hier geeignete Lebens-
räume. Wie fast überall sind auch die Bäche in der 
Eifel verschiedensten Beeinträchtigungen ausge-
setzt, die eine naturnahe Entwicklung stören.

Im Rahmen des LIFE-Projekts „Lebendige Bäche in 
der Eifel“ haben die Biologischen Stationen in den 
Kreisen Aachen und Euskirchen deshalb in drei Tä-
lern den Zustand der nährstoffarmen Bäche verbes-
sert. Im Zeitraum von 2003 bis 2009 wurden 16 
Wehre und 75 Verrohrungen ersatzlos entfernt oder 
durchgängig gestaltet. So weit wie möglich wurden 
auch alle anderen Gewässerverbauungen beseitigt, 
um die Fließgewässerdynamik wieder in Gang zu 
setzen. Ca. 90 ha Fichtenforst mussten in der Aue 
zu Gunsten natürlicher Laubwälder weichen. Dane-
ben entstanden auf 25 ha neue Offenlandlebens-
räume wie Bergmähwiesen und Borstgrasrasen als 
Teil der traditionellen Kulturlandschaft. Doch damit 
nicht genug. Auf 10 km wurden neue Uferrandstrei-
fen angelegt und zusammen mit den Landwirten der 
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Beseitigung von Wanderbarrieren – hier ein Wehr an der Rur  
(Foto: Biostation Aachen)

Erlen und Birken gedeihen gut auf feuchten Standorten im Auenbereich (Foto: DVL)
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Düngemitteleinsatz reduziert. Das Fördervolumen 
dieses Naturschutzgroßprojektes betrug 2,3 Mio. E. 
Die Finanzierung wurde zu jeweils 50 % aus Mitteln 
von LIFE und des Landes Nordrhein-Westfalen ge-
währleistet.

Weitere Informationen: 
Biologische Station im Kreis Aachen e. V., 
Josef Wegge,  02402 /12617-0, 
info@bs-aachen.de, www.life-baeche.de 

5.6.5 ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen / Ökokonto

Vorhaben zur Gewässerentwicklung lassen sich 
auch als Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen 28) fi-
nanzieren (siehe auch Kapitel 5.3.3, S. 37 ff.). Dabei 
werden unvermeidbare Eingriffe in Natur- und Land-
schaft, wie sie etwa durch neue Siedlungsgebiete 
oder Straßen entstehen, auf vergleichbaren Flächen 
in der Region ausgeglichen. Die Kosten für den Aus-
gleich hat der Eingriffsverursacher zu tragen.

Wichtig bei Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen ist, 
dass sie zu einer klaren ökologischen Aufwertung 
von Flächen beitragen müssen. Damit sind alle Mit-
tel, die für den Ausgleich oder Ersatz eines Eingriffs 
vom Eingriffsverursacher gezahlt werden, nur ein-
setzbar, wenn etwa Flächen direkt am Ufer ange-
kauft werden müssen, um einem Gewässer Ent-
wicklungsraum zu verschaffen. Auch für die na-
turnahe Gestaltung des Uferrandstreifens selbst 
können diese Gelder eingesetzt werden. Zu Flä-
chensicherung bereits aufgewerteter Uferrandstrei-
fen oder zur Erhaltungspflege solcher Streifen sind 
sie jedoch nicht verwendbar.

Das Instrument ist außerdem nur dort einsetzbar, 
wo es nicht bereits eine anderweitige Verpflichtung 
gibt, die Fläche aufzuwerten. Ist etwa bei Flächen 
eine Naturschutznutzung im Grundbuch eingetra-
gen, wie es häufig bei Ankäufen der Landesnatur-
schutzstiftungen der Fall ist, kann die Umsetzung 
dieser Verpflichtung nicht mit Mitteln zum Aus-
gleich oder Ersatz eines Eingriffs finanziert werden.
Maßnahmen zur Umsetzung der Wasserrahmen-
richtlinie können auch als vorzeitige Ausgleichs-
maßnahmen im Rahmen eines Ökokontos aner-
kannt werden.

Flächensicherung entlang der Sechta

Der Landschaftserhaltungsverband (LEV) Ostalb-
kreis initiierte, koordinierte und begleitete in den 
letzten Jahren die Renaturierung der Sechta, eines 
kleinen Flusses im Ostalbkreis. Die Sechta war vor 
80 Jahren begradigt worden. Die Renaturierung des 
Gewässerlaufes über eine Strecke von rund fünf Ki-
lometern ist nun weitgehend abgeschlossen.

Durch die Stiftung Naturschutzfonds Baden-Würt-
temberg wurden Ausgleichsabgaben für den Erwerb 
von Flächen und für Renaturierungsmaßnahmen am 
Gewässer zur Verfügung gestellt. Der Wasser- und 
Bodenverband Sechta-Eger brachte 35 ha Flächen 
ein, weitere 11 ha wurden mit Unterstützung der 
Stiftung Naturschutzfonds erworben. Dabei wur-
den ufernahe Grundstücke gekauft, damit sich die 
Sechta entwickeln kann und in der Aue wieder eine 
natürliche Überflutungsdynamik ermöglicht wird. 
Die Flächen werden dinglich gesichert, d. h. es wird 

Umfangreiche Baumaßnahmen verschafften der Sechta wieder erheb-
lichen Entwicklungsraum (Fotos: oben Engel, Mitte und unten Worm)

28) s. auch: Anleitung für die Bewertung von Kompensationsmaßnahmen
 an Fließgewässern und in Auen, LANUV Nordrhein-Westfalen, 2010
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eine beschränkte persönliche Grunddienstbarkeit 
zum Zwecke des Naturschutzes mit entsprechenden 
Unterlassungs- und Duldungspflichten eingetragen.

Weitere Informationen: 
Landschaftserhaltungsverband Ostalbkreis, 
Ralf Worm, Stuttgarter Str. 41, 73430 Aalen, 
 07361 / 503-691, 
E-Mail: Ralf.Worm@Ostalbkreis.de

Stiftung Naturschutzfonds Baden-Württemberg, 
Kernerplatz 9, 70182 Stuttgart,
info@stiftung-naturschutz-bw.de,
www.stiftung-naturschutz-bw.de

5.6.6 Wasserentnahmeentgelte

Zur Kostendeckung von Wasserdienstleistungen er-
heben einige Bundesländer Wasserentnahmeent-
gelte. Im Gegensatz zur bundesweit geregelten 
Abwasserabgabe sind Einsatz und Ausgestaltung 
der Wasserentnahmeentgelte Ländersache. Abga-
bepflichtig sind diejenigen, die Wasser aus Grund- 
und Oberflächenwasser entnehmen, also z. B. Was-
serversorger, Industrie- oder landwirtschaftliche Be-
triebe. Die Gebührenerhebung unterscheidet sich 
zwischen den Bundesländern nach Herkunft, Menge 
und Verwendung des Wassers und teilweise auch 
nach dem Sektor, in dem die Nutzung stattfindet. 
Auch die Höhe der Entgelte und der Gesamteinnah-
men fällt in den Ländern unterschiedlich hoch aus. 
Die Spanne der landesweiten Einnahmen reichte im 
Jahr 2008 beispielsweise von ca. 1,7 Mio. E in Meck-
lenburg-Vorpommern bis zu rund 85 Mio. E in Ba-
den-Württemberg (siehe Abb. 13).

In den meisten Ländern ist die Verwendung der 
Entgelte ganz oder teilweise zweckgebunden. Al-
lerdings ist nur in Bremen und Schleswig-Holstein 
konkret festgelegt, dass die Einnahmen für die Um-
setzung der Wasserrahmenrichtlinie verwendet wer-
den sollen. In Schleswig-Holstein fließen z. B. 50 % 
der Grundwasserentnahmeabgabe in Maßnahmen 
des Grundwasserschutzes. 50 % der Oberflächen-
abgabe stehen für den Schutz und die Verbesse-
rung der oberirdischen Gewässer, der aquatischen 
Ökosysteme und der von ihnen abhängenden Land-
ökosysteme und Feuchtgebiete zur Verfügung. 

Insgesamt wird der zweckgebundene Anteil in 
den Bundesländern hauptsächlich im Trinkwasser-, 
Grundwasser- und Gewässerschutz eingesetzt, aber 
auch für den allgemeinen Umwelt- und Naturschutz 
sowie für die Boden- und Altlastensanierung. Der 
nicht zweckgebundene Teil der Einnahmen fließt 
abzüglich der Verwaltungskosten, die durch die Er-
hebung entstehen (in Niedersachsen sind dies z. B. 
rd. 2,3 Mio. E), in den Landeshaushalt.

Wasserentnahmeentgelte sind ein sinnvolles Inst-
rument, um einerseits Anreize für eine sparsame 
Wassernutzung zu schaffen und andererseits die 
Verursacher von Gewässerbelastungen an den Kos-
ten für deren Behebung zu beteiligen. 

Weitere Informationen zur Erhebung von 
Wasserentnahmeentgelten in den Bundes-
ländern gibt es bei der „Bundeskontaktstelle 
Wasser“ bei der Grünen Liga e. V.
Alexandra Gaulke,  030 / 40393530, 
wasser@grueneliga.de, www.wrrl-info.de 

5.6.7 Förderung über den arbeitsmarkt

Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen (ABM) und Ein-
Euro-Jobs zielen darauf ab, Langzeitarbeitslose 
und schwer vermittelbare Arbeitslose wieder ins 
Arbeitsleben einzugliedern. Entscheidend für die 
Förderung dieser Arbeitsplätze ist das öffentliche 
Interesse an der Maßnahme.

Möglichkeiten zum Einsatz von Arbeitskräften des 
so genannten zweiten Arbeitsmarktes gibt es auch 
bei Gewässerentwicklungsmaßnahmen. Beim Land-
schaftspflegeverband Thüringer Grabfeld helfen 
ABM-Kräfte etwa bei Gehölzpflegearbeiten oder 
Anpflanzungen an den Gewässern. Angestellt sind 
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Abb. 13: Ländereinnahmen aus dem Wasserentnahmeentgelt 2008,
(Quelle: Zusammenstellung A. Gaulke, Haushaltspläne der Länder 2008)
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sie bei einer Fachfirma, die der Landschaftspflege-
verband mit der Durchführung der Arbeiten beauf-
tragt. 

Die Förderung erfolgt in der Regel auf Antrag bei 
den Arbeitsagenturen. Diese regeln abhängig von 
der Beschäftigungsstruktur in den jeweiligen Re-
gionen
 die Dauer der Maßnahme
 die wöchentliche Arbeitszeit, für die die Arbeits-

kraft zur Verfügung steht sowie
 die Höhe des Eigenanteils, die der Träger zu leis-

ten hat.

Der Träger ist verpflichtet, für Unfallschutz, Haft-
pflichtversicherung und den Beitrag zur Berufsge-
nossenschaft der Arbeitskraft aufzukommen. „Ein-
Euro-Jobber“ erhalten zusätzlich zu ihrem Arbeits-
losengeld II-Bezug eine Aufwandsentschädigung 
über das Jobcenter. Bei ABM werden die Lohn- 
und Sachkosten bezuschusst. Als Sachkosten gel-
ten dabei Kosten für die fachliche Anleitung, Ver-
waltung, Qualifizierung der Arbeitskräfte sowie die 
Arbeitgeberanteile zur Sozialversicherung. Auch di-
rekte Kosten der Maßnahmen wie Mietkosten von 

Arbeitsgerät oder der Druck von Informationsma-
terialien können übernommen werden. Bei beiden 
Instrumenten wird ein Zuschuss zu Verwaltungs- 
und Bürokosten gewährt. 

gewässerentwicklungsprojekt 
Weser-Werre-Else

In den Kreisen Herford und Minden-Lübbecke in 
Nordrhein-Westfalen wurde im Jahr 2001 das kreis-
übergreifende Beschäftigungsprojekt „Weser-Wer-
re-Else“ ins Leben gerufen. Ziel des Projektes ist es, 
einerseits die kommunalen Fließgewässer naturnah 
zu entwickeln und gleichzeitig Beschäftigungs- und 
Qualifizierungsmöglichkeiten für Arbeitslosengeld II-
Empfänger zu schaffen. Die praktische Ausführung 
der Arbeiten an den Fließgewässern erfolgt über die 
zwei Beschäftigungsträger Maßarbeit e. V. und die 
Initiative für Arbeit und Schule gem. GmbH (IFAS). 
Bei den Trägern sind für das Projekt insgesamt 100 
Menschen tätig, die zum Teil im Rahmen der Hartz 
IV-Regelungen beschäftigt sind und zum Teil in ei-
nem befristeten sozialversicherungspflichtigen Be-
schäftigungsverhältnis stehen. Gearbeitet wird in 10 

Ausgebautes Bachbett im Bereich Weser-Werre-Else (Foto: Heinrich Linnert)
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Baugruppen. Pro Baugruppe gibt es einen Vorarbeiter, 
der die Arbeiten vor Ort in enger Abstimmung mit 
der Bauleitung unterweist. Die Bauleitung führt das 
Koordinationsbüro des Projektes aus, in dem meh-
rere Fachplaner beschäftigt sind, die gleichzeitig 
alle Maßnahmen im Detail planen und die erforder-
lichen Genehmigungen beantragen. 

Durch das Modell haben die Beschäftigten Gelegen-
heit, sich per „learning on the job“ für den ersten 
Arbeitsmarkt zu qualifizieren. Dass diese Strategie 
erfolgreich ist, zeigt die hohe Vermittlungsquote. So 
gelang es bis jetzt jedem fünften Teilnehmer eine 
Stelle auf dem ersten Arbeitsmarkt zu bekommen.

Pro Jahr werden im Rahmen des Projekts ca. 2,55 
Mio. E in die Beschäftigung zuvor arbeitsloser 
Menschen investiert. Diese Summe wird zu rund 
68 % aus Landesmitteln, zu rund 21 % von den 
projektbeteiligten Kommunen und zu knapp 11 % 
aus Bundesmitteln finanziert.

Weitere Informationen: 
Koordinationsbüro Gewässerentwicklungspro-
jekt WWE, Heinrich Linnert,  05223 / 761377, 
E-Mail: info@weser-werre-else.de, 
www.weser-werre-else.de 

5.6.8 Stiftungen, patenschaften und Sponsoren

In Deutschland gibt es zahlreiche Stiftungen, deren 
Gelder für Naturschutzbelange verwendet werden 
können. Dabei kommen auch Stiftungen mit brei-
terem Fokus, die etwa Bildung und Kultur fördern, 
in Betracht. Unterschieden wird zwischen fördern-
den und operativ tätigen Stiftungen. Operativ tä-
tige Stiftungen (z. B. die NABU-Stiftung Nationales 
Naturerbe) reichen in der Regel kein Geld an an-
dere Projektträger aus, sondern setzen mit ihren 
Stiftungserträgen eigene Projekte um. Eine Kon-
taktaufnahme kann sich trotzdem lohnen, da diese 
Stiftungen mitunter auch Projektideen aufgreifen 
und umsetzen. 

Bei fördernden Stiftungen können hingegen Förder-
anträge für eigene Projekte gestellt werden. Zu be-
achten sind die jeweiligen Antrags- und Förderbe-
dingungen. Die Stiftungslandschaft ist vielfältig und 
reicht von einigen großen, bundesweit tätigen Stif-
tungen über Landesstiftungen bis hin zu einer Viel-
zahl regional tätiger Stiftungen, die oft einen sehr 
speziellen Stiftungszweck verfolgen. Bei der Suche 
nach einer passenden Stiftung hilft die Datenbank 
des Bundesverbandes Deutscher Stiftungen (zu fin-
den unter www.stiftungen.org), in der alle Stiftun-
gen in Deutschland nach regionalen und thema-
tischen Kriterien geordnet sind. Eine Übersicht an 
Naturschutzstiftungen in Deutschland ist auch im 
Anhang der Broschüre auf Seite 68 zu finden.

Lotteriemittel für den naturschutz

Die Bundesländer fördern Projekte im Natur- 
und Umweltschutz über die Einnahmen aus 
den Lotterien Bingo!, die Umweltlotterie und 
Glücksspirale. Die jährlichen Überschüsse aus 
dem Glücksspielmonopol werden in der Regel 
über Landesstiftungen ausgeschüttet. Welche 
Stiftungen dies in den Bundesländern sind zeigt 
die Auflistung im Anhang auf Seite 68.

Weitere Möglichkeiten, finanzielle oder materielle 
Unterstützung für Gewässerentwicklungsmaßnah-
men zu erhalten, sind die Vergabe von Patenschaf-
ten oder die Gewinnung von Sponsoren. Als Paten 
lassen sich Anwohner, Schulklassen oder Vereine ge-
winnen, die sich für den Schutz ihres „Patenkindes“ 
– etwa eines Bachabschnitts im eigenen Ort – mit 
ihrer Arbeitskraft und mitunter auch finanziell ein-
setzen. Durch Aktionen von Bachpaten – Gewässer-
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Praktische Ausbauarbeiten als Qualifizierungsmaßnahme im Gebiet 
Weser-Werre-Else (Fotos: Heinrich Linnert)
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untersuchungen, Bepflanzungen oder Ufergestal-
tungen – können kleinere Maßnahmen umgesetzt 
werden. Positiv ist, dass Menschen durch den Spaß 
an der Arbeit und sichtbare Ergebnisse ihres Schaf-
fens oft langfristig dafür gewonnen werden kön-
nen, sich für eine Verbesserung „ihrer“ Gewässer 
einzusetzen.

Als Sponsoren von Projekten kommen insbesondere 
regional verankerte Unternehmen in Frage. Voraus-
setzung ist, dass die Öffentlichkeitsarbeit der Pro-
jekte außerordentlich gut ist und der Transfer eines 
positiven Images auf das Unternehmen gelingt. Die 
Verpflichtung kann sich auf einen einmaligen Geld-
betrag oder eine mehrjährige Patenschaft erstre-
cken. Neben finanziellen Beiträgen kann das Spon-
soring auch darin bestehen, dass ein Unternehmen 
Material oder Maschinen für einen Arbeitseinsatz 
oder Bürodienstleistungen zur Verfügung stellt. 

5.6.9 Empfehlungen

Die Wiederherstellung natürlicher Gewässer stellt 
Bund, Länder und Kommunen vor große finanzi-
elle Herausforderungen. Die Wasserrahmenrichtli-
nie lässt sich jedoch nur umsetzen, wenn die nöti-
gen Mittel für die Maßnahmen bereitstehen. „Das“ 
Programm zur Förderung einer ökologischen Ge-
wässerentwicklung gibt es nicht. Vielmehr gilt es 
die Vielfalt der Möglichkeiten zu nutzen. Aus Sicht 
des Deutschen Verbands für Landschaftspflege 
sind die Akteure der unterschiedlichen Ebenen da-
bei folgendermaßen gefragt. 

Passende Rahmenbedingungen der EU
Der für die Gewässerentwicklung wichtigste EU-
Fond ist der Europäische Landwirtschaftsfonds für 
die Entwicklung des ländlichen Raums (ELER). Um 
den zahlreichen Aufgaben im ländlichen Raum ge-
recht zu werden, bedarf es einer finanziellen Stär-
kung des Fonds. Die Förderung sollte Zielsetzungen 
folgen, zu denen unter anderem der Schutz der na-
türlichen Ressourcen wie Wasser zu zählen ist. 

Im finanzstarken EFRE müssen die rechtlichen Vor-
gaben für den Gewässerschutz deutlich verbessert 
werden, da sich ansonsten Gewässerschutzakteure 
gegen andere Interessen kaum durchsetzen kön-
nen. Gewässerschutzaktivitäten sollten z. B. auch 
dann gefördert werden können, wenn sie nicht 
unmittelbar zur Wirtschaftsentwicklung beitragen. 
Hierzu ist insbesondere in der EFRE-Verordnung 
(Art. 5 Ziffer 2f) eine Veränderung erforderlich.

Förderangebot der Bundesländer
Die Bundesländer sind gefordert, um die verschie-
denen Förderinstrumente (ELER, EFRE, EFF, Was-
serentnahmeentgelte) gezielt für Umsetzung der 
Wasserrahmenrichtlinie zu nutzen und der Gewäs-
serentwicklung eine hohe Priorität einzuräumen. 
Zusätzlich ist bei vielen Ländern eine Verbesserung 
der Einzelmaßnahmen und deren finanziellen Aus-
stattung erforderlich. (siehe Ausführungen im vo-
rigen Kapitel). Hinzu kommt, dass sich die Förde-
rung nicht allein auf die Gewässer beschränken 
sollte, die von den Maßnahmenprogrammen der 
Wasserrahmenrichtlinie erfasst werden. Handlungs-
bedarf gibt es auch an zahlreichen anderen kleinen 
Bächen, die in ihrer Summe den Zustand der grö-
ßeren Fließgewässer maßgeblich beeinflussen. Die 
Ziele von Art. 4 der Wasserrahmenrichtlinie gelten 
für alle Gewässer, unabhängig von ihrer Größe. 

Eine bundesweit einheitliche Regelung zur Erhe-
bung von Wasserentnahmeentgelten wäre sinnvoll, 
um zusätzliche Anreize für eine sparsame Wasser-
nutzung zu schaffen und gleichzeitig die Verursa-
cher von Gewässerbelastungen an den Kosten für 
deren Beseitigung zu beteiligen.

LIFE+ als Joker für Projekte mit hohem Investi-
tionsvolumen nutzen
LIFE+ bietet die Chance, Ideen zu realisieren, die 
über andere Förderbudgets nicht finanzierbar sind. 
Verbände und öffentliche Stellen sollten das auf-
wändige Antragsverfahren nicht scheuen, um ins-
besondere komplexe Projekte mit einem hohen In-
vestitionsvolumen zu finanzieren.

Wissen schafft Vorsprung
Förderprogramme haben oft ein begrenztes Bud-
get, was zu einer Konkurrenzsituation um die vor-
handenen Gelder führt. Eine professionelle Einwer-
bung der Mittel ist deshalb umso wichtiger. Maß-
nahmenträger und Projektleiter müssen sich über 
die verschiedenen Finanzierungsquellen und An-
tragsverfahren informieren, um bei geplanten Vor-
haben die Möglichkeiten gezielt ausschöpfen zu 
können.
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aus Schlüsselfaktoren 
„Erfolgsfaktoren“ machen
Mit der Europäischen Wasserrahmenrichtlinie wur-
den sehr ambitionierte Ziele festgelegt, um die 
drängenden Herausforderungen rund um die Ent-
wicklung unserer Oberflächengewässer und des 
Grundwassers anzugehen. Probleme sind vor allem 
die mangelnde Durchgängigkeit sowie die Begra-
digung und Seitenverbauung vieler Flussstrecken. 
Auch die natürlichen Wechselwirkungen zwischen 
Flüssen und den wasserabhängigen Lebensräumen 
in den Auen sind oft nicht mehr intakt. Einträge 
von Schadstoffen in Bäche, Seen und Grundwasser 
belasten die Wasserqualität nach wie vor erheb-
lich. Die vielerorts komplexen Ursachen sind zwar 
bekannt, die Defizite lassen sich jedoch nicht von 
Heute auf Morgen beheben. Es ist eine große He-
rausforderung, unsere Bäche, Flüsse, Seen und un-
ser Grundwasser bis zum Jahr 2015 in einen „gu-
ten ökologischen“ bzw. in einen „guten chemi-
schen Zustand“ zu bringen. Dass bis dahin noch 
entscheidende Schritte getan werden müssen, 
ist unstrittig – und auch ein großes Anliegen des 
Deutschen Verbands für Landschaftspflege. 

Dem engen Zeitplan zur Erfüllung der Vorgaben 
seit dem Jahr 2000 folgte großes Engagement von 
Seiten der Behörden, Verbände, Flächeneigentümer 
und Flächennutzer. In vielen Bundesländern wur-
den die Interessengruppen sehr vorbildlich über 
Sachstände informiert und in den Prozess der Was-
serrahmenrichtlinie eingegliedert. 

Mit der Kartierung des Ist-Zustandes der Gewäs-
ser, der Erstellung von theoretischen Planungen 
und dem Anfertigen von Berichten ist aber an den 
Gewässern noch nichts verbessert. Die eigentliche 
Aufgabe ist die Umsetzung von wirksamen Maß-
nahmen. Hieran müssen wir jetzt arbeiten! In den 
Fokus müssen vor allem auch kleinere Gewässer 
im Einzugsgebiet großer Flüsse rücken. Sie bilden 
schließlich das Gros der Fließstrecken! Auch dort 
müssen wir Wehre schleifen, Umgehungsgerinne 
bauen, Bachprofile aufweiten, Förderprogramme 
etablieren, Landwirte beraten oder Gemeinden 
und Grundstückseigentümer für Renaturierungs-
maßnahmen gewinnen – die Umsetzung der Was-
serrahmenrichtlinie vor Ort ist komplex, schwierig 
und langwierig. 

Die gesammelten Beispiele, Hinweise und Schlüs-
selfaktoren in diesem Leitfaden sollen den Akteu-
ren dabei helfen, den Prozess in die Wege zu leiten 
sowie Maßnahmen effektiv und erfolgreich abzu-
schließen. Wir hoffen, dass die sechs Schlüsselfak-
toren, die wir identifiziert und beschrieben haben, 
in vielen Regionen die Umsetzung der Wasserrah-
menrichtlinie voranbringen. 

Entscheidend ist dabei, alle Schlüsselfaktoren gleich-
zeitig im Blick zu behalten! Von der optimalen Ein-
bindung der Akteure vor Ort über eine professio-
nelle Projektsteuerung, die Abstimmung zwischen 
Behörden, die Beratung der Kommunen bis hin zur 
bestmöglichen Finanzierung dieser Maßnahmen – 
wer hier Bausteine vernachlässigt, riskiert den Er-
folg des gesamten Prozesses! Nur in der Gesamt-
heit werden die „Schlüsselfaktoren“ auch zu „Er-
folgsfaktoren“.
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7.1 auswahl an Stiftungen im naturschutz

 Allianz-Umweltstiftung
 www.allianz-umweltstiftung.de 
 BUND Stiftung 
 www.bund-stiftung.de 
 Deutsche Bundesstiftung Umwelt
 www.dbu.de 
 Deutsche Umweltstiftung
 www.deutscheumweltstiftung.de 
 EuroNatur
 www.euronatur.org 
 EUS Martin-Görlitz-Stiftung für Energie
 Umwelt und Soziales
 www.eus.org 
 Gregor Louisoder Umweltstiftung 
 www.umweltstiftung.com 
 Heinz Sielmann Stiftung
 www.sielmann-stiftung.de 
 HIT Umwelt- und Naturschutz-Stiftung
 www.hit-umweltstiftung.de 
 Kurt und Erika Schrobach-Stiftung
 www.schrobach-stiftung.de 
 Michael Otto Stiftung
 www.michaelottostiftung.de 
 NABU Stiftung Nationales Naturerbe
 http://naturerbe.nabu.de
 Naturstiftung David
 www.naturstiftung-david.de
 Rud. Otto Meyer-Umweltstiftung
 www.rom-umwelt-stiftung.de  
 Selbach-Umwelt-Stiftung
 www.selbach-umwelt-stiftung.org
 S.O.F. Save Our Future Umweltstiftung 
 www.save-our-future.de
 Stiftung Arbeit und Umwelt der IG Bergbau-
 Chemie-Energie
 www.arbeit-umwelt.de 
 Stiftung Deutsche Landschaften
 www.stiftung-deutsche-landschaften.de 
 Stiftung für Umwelt und Verkehr
 www.dr-schmidt-stiftung.de
 Stiftung Zukunft und Umwelt
 www.zukunft-und-umwelt.de
 Succow-Stiftung
 www.succow-stiftung.de 
 Umweltstiftung Greenpeace
 www.greenpeace.de/stiftung
 Umweltstiftung WWF-Deutschland
 www.wwf.de
 URBIS Foundation – Stiftung für Umwelt
 und internationale Solidarität
 www.urbis-foundation.de 

7.2 Stiftungen der bundesländer zur 
 abwicklung von Umweltlotteriemitteln
 und weitere Stiftungen der Länder

 Bayerischer Naturschutzfonds
 www.stmug.bayern.de 
 Bingo!-Projektförderung
 www.projektfoerderung.de 
 Bingo-Stiftung für 
 Umwelt und Entwicklungszusammenarbeit
 www.bingostiftung.de 
 Naturlandstiftung Saar 
 www.nls-saar.de
 Nordrhein-Westfalen-Stiftung
  Naturschutz, Heimat- und Kulturpflege
 www.nrw-stiftung.de
 Norddeutsche Stiftung für 
 Umwelt und Entwicklung
 www.nue-stiftung.de 
 Sächsische Landesstiftung Natur und Umwelt 

www.sächsische-landesstiftung.de 
 Stiftung Hessischer Naturschutz
 www.stiftung-hessischer-naturschutz.de
 Stiftung Naturschutz Berlin
 www.stiftung-naturschutz.de 
 Stiftung Naturschutzfonds Baden Württemberg
 www.stiftung-naturschutz-bw.de 
 Stiftung NaturSchutzFonds Brandenburg 

www.naturschutzfonds.de 
 Stiftung Naturschutz Hamburg und Stiftung 

Loki Schmidt
 www.stiftung-naturschutz-hh.de 
 Stiftung Naturschutz Schleswig-Holstein 
 www.stiftung-natuschutz-sh.de 
 Stiftung Naturschutz Thüringen 
 http://stiftung-naturschutz-thueringen.de
 Stiftung Natur und Umwelt Rheinland-Pfalz 

www.umweltstiftung.rlp.de 
 Stiftung Niedersachsen 
 www.stiftungniedersachsen.de
 Stiftung NordWest Natur
 www.nordwest-natur.de
 Stiftung Umwelt, Natur- und Klimaschutz
 des Landes Sachsen-Anhalt
 www.sunk-lsa.de/index.html 
 Stiftung Umwelt und Naturschutz
 Mecklenburg-Vorpommern
 www.stiftung-naturschutz-mv.de
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